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Aufgabe die6es Heftes soll es sein, die von ~er W~~-CDU 
seit ihr em Bestehen veröffe~tlidlten ~rogramme emer knttsch~~ 
Analyse zu unterziehen. Dlese verdIenen um so mehr Bea . 
tung, weil die Adenauer-CDU se~t ih rem Beste~en n~dl kem 
grundsätzliches, endgültiges Parteiprogramm veroffenthdlt hat . 

Dabei wird sich erweisen, daß diese Partei zur Int~ressen­
v ertreter in der westdeutschen Monopole ge~or~en Ist und 
damit ihre anfänglichen Forderungen und ursprunghdl~ Hal~ung 
aufgegeben, ihre Mitglieder und Anhänger demagogIsd1 lIre­
geführt und verra ten hat. 

Eine solche Untersuchung wird zutage fö rde rn, ~it wel~ 
verlogener Demagogie diese westdeutsche Monopohslenpartel 
ihre antinationale Politik der Spaltung Deuts~land<s, der 
Remili tarisierung und der inneren Diktatur zu bemantel~ suchte 
und daß sie nimt mehr das geringste Remt hat, '5J.dl auf 
Christentum, auf Demokratie und auf Deutschland zu berufen. 

UnausgesprodJen wird in gleid1er Weise deutlidl werd~n. 
wie sehr unsere Christlich-Demokratische Unio!?- i?rem Grun­
dungsaufruf treu geblieben ist und wie zuverlasSJg un

l
1 ~e~t 

antwortungsvoll sie an einer Neuordnung de~ Gese s a 
mitwirkte und m itwirkt, die wirklid1e Dem<;>kra lle, ed1te !'er­
wirklichung der gesellsdlaftlichen Grundanhegen _ der Chnsten 
und die Neubegründung unserer deutschen NatIon bezwedd 
und erreichen wird. 

Durch diese Entlarvung der Adenauer-.~a!tei unsere Fre.unde 
und Bürger zu stärken in ihrem tatkraftlgen BekenntniS zU 

unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat. das soll das vornehmste 
Ziel dieses Heftes sein. 

,. 

I. Die Kijlner Leitsätze 

(Vorläufiger Entwurf zu einem PTogramm der Christlichen 
Demokraten Deu tschlands - Juni 1945) 

Nach dem Zusammenbruch des deutschen Faschismus und 
Militarismus im Frühjahr 1945 Gammelten sich in allen Teilen 
Deutschlands demokratische Kräfte, die von dem Willen beseel t 
waren, Lehren aus der deutschen Vergangenheit zu ziehen 
und ein neues, demokratisches, friedliebendes Vaterland auf­
zubauen. In der damaligen sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands bildeten sich auf Grund des Befehls NI. 2 der 
Sowjetischen Militäradministration und des Aufrufs der KPD 
vom 11. Juni 1945 die antifaschisUsch·demokratiscben Parteien. 
Am 26. Juni 1945 tra t d ie Christlidl·Demokratische Union der 
sowjetischen Besatzungszone mit ihrem Berliner Gründungs­
aufruf zum erstenmal an die Offentlichkeit. 

Zur gleidlen Zeit sammelten sich auch in verschiedenen Orten 
der westlichen Besatzungszonen christliche Politiker aus der 
W eimarer Republik - vorwiegend aus der Zentrumspartei, 
der Deutschen Staatspartei, dem Christlim-Sozialen Volksd ienst 
und der christ!imen Gewerksmaftsbewegung -, um über die 
Bildung einer demokratischen Partei auf duistlid:J.er Grundlage 
zu beraten. Die bedeutendste und für d ie weitere Entwicklung 
einflußre ichste Gründung war die Kölner, d ie am 18. Juni 1945 
im Kolpinghau& zu Köln erfolgte. Unmittelbar danadl. fanden 
im Dominikanerkloster WaJberberq am Stadtrand von Köln 
weitere Beratungen dieses Gründerkreises statt, dem u. a. der 
frühere Zenlrumspolitiker Dr. Smwering und der Dominikaner­
pate r W elty angehörten. 

Das Ergebnis dieser Beratungen waren die "Kö!ner Leitsätze-, 
die als "Vorläufiger Entwurf zu einem Programm der Christ­
lichen Demokraten Deutschlands, vorqelegt von den Christ­
lichen Demokraten Kölns im Juni 1945" bezeichnet wurden 
und die Uberschrift ,..Ein Ruf zur Sammlung des deutsmen 
Volkes· trugen. Der Inhalt dieses Programms soll nun e iner 
eingehenderen Betrachtung unterzogen werden .t ) 

Die Einleitung nimmt etwa ein Drittel des !lanzen Programms 
ein. In ihr distanzie ren sich. die Christlichen Demokra ten Kölns 
klar vom Faschismus: 

"Der Nationalsozialismus hat Deutschland in ein Unglück ge­
stürzt, das in seiner langen Geschichte ohne Beispiel ist. Er 

I) Alle Zitate der Kölner Leitsätze und des Programms d er Christ­
liChen Demokraten Westfale ns und des Rhelnl8ndes sind entnom­
men aus: Dr. Leo SchwerJng. Die Entstehung der CDU. Köln-Lin­
denthaJ U46. S. 32-37 
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bedeckte d~ deutschen Namen vor aller Welt mit Schmach 
und· Schande." 

Die MitschuLd des deutschen Militarismus und Imperialismus 
wurde richtig erkannt und ausge.sprodlen: 

"Mit d~m Größenwahnsinn des Nationalsozialismus verband 
sich die ehrgeizige Herrschsucht des Militarismus und der 
großkapi talistischen Rüstungsmagna ten. 
Am Ende stand der Krieg, der uns alle ins Verderben 
stürzte. '" 
Darum fort mit Diktatur und. Tyrannei, Herrenmenschentum 
und Mili(.arismus!" 

Neben d.esen durchaus zu bejahenden Aussagen stehen aber 
aum andere, denen man mit emer gewissen Skepsis be!]egnen 
muß. So heißt es zum Beispiel über die Ursachen deos faschisti­
'5chen Unheils: 

"Nie wäre Wes alles über uns gekommen, wenn nicht breite 
Kreise unseres Volke.s von Einem habgierigen Materialismus 
sich hätten leiten lassen. 
So erlagen allzu viele der nationalsozialistischen D~magogie, 
die jedem D~ut.schen ein Paradies auf Erden vensprach. 
Ohne eigenen sittlichen Halt verfielen sie dem Rassenhochmut 
und einem nationalLstischen Machtrausch." 

Abgesehen von dieser verächtlich-falschen Verwendung des 
Begrilfs .. Materialismus~ fehlt hier das für die Mehrheit der 
Christen im Jahre 1945 kennzeimnende Bekenntnis einer eige­
nen Schuld. War es dom gerade audl die opportunistisme 
Haltung großer kirchlimer Kreise beider Konfessionen, die das 
Erstarken der fasdlistisdl en Diktatur ermöglidlte. Die Schuld­
bekenntnisse der evangelischen Kirdie von Stuttgart und des 
deutschen katholischen Episkopats von Fulda im gleidien Jahre 
betonten demgegenüber ausdrücklidl die Mitschuld der Kirdlen 
an dem Unheil, das der Fasmi6lIlus über Deutsdlland und die 
Welt heraufbeschworen hatte. 

Selbstverständlidl ging clie Einleitung der Kö)ner Leitsätze 
darauf ein, wie das neue Deutschland aussehen sollte. Sie en t­
hielt im allgemeinen solme Forderungen, die bürgerlidl·demo­
kratisdle Parteien besonders in der Weimarer Republik gestellt 
hatten. Zweifellos wäre die Wiederherstellung einer bürger­
lidlen Demokratie auf antifasdlistismer Grundlage ein For t­
schritt gegenüber der fa schistischen Gewaltherrschaft gewesen, 
wenn diese Forderung der Kölner Leitsätze verwirklicht WOI den 
wäre: 

"Ein freies Volk soll wiedererstehen, dessen Grundgesetz die 
Achtung menschlicher Würde ist. 
Ein neues Deutschland soll geschaffen werden, das auf R.2cht 
und Frieden gegründet ist. 
Unsere Jugend soll wi-eder lernen, daß nicht Macht. sonder.'l 
Geist die Ehre Deutschlands vor d~ Welt ausmacht. 
Wahrheit, Ehrlichkeit und Treue zum gegebenen Wo:,t soll 
unser öffentliches Leben leiten. 
Lüge, Verstellung und Heuchelei, diese Pest des Hitlerismu8. 
sollen niemals wiederkehren." 

Das sind wirklich demokratische - wenn auch in ihrem 
gesellschaftlkhen Gehalt z. T. etwas unklare Forderungen, die 
den Interessen aller Mensdlen Westdeutsdllands ent6premen 
und zu begrüßen sind - wenn sie von der West-CDU stets 
und konsequent verwirklidlt worden wären] Aber gerade das 
war nicht der Fall, 60 daß mit Recht die Ehrlimkeit dieser 
Forderungen wenigstens für einen Teil des GfÜnderkreises be­
zweifelt werden muß. 

Neben diesen klaren Aussagen finden sidl in den Kölner 
Leitsätzen jedoch audl verschwommene, die von r eaktionären 
Kräften dann sehr bald für ihre politischen Ziele ausgenutzt 
worden sind. So ist beispielsweise der Abschnitt: 

"Wru; uns in dieser Stunde d.€T Not allein noch retten kann 
ist eine ehrliche Besinnung auf die christlichen und abend~ 
ländl.schen Lebens\:Verte. die einst das deutsche Volk beherrsch­
ten und es groß und angesehen machten unter den Völkern 
Europas." 

Ausgangspunkt für die in den folgenden Jahren gerade von der 
West-CDU entwickelte Europa- und Abendlandideologie im 
Sinne der .. Integration" Westdeutschland6 in die NATO und 
die EWG. 

Es war ein Gebot der Ze-it, daß ' jede demokratische Partei 
des Jahres 1945 sich mit sozialen Fragen, mit der sozialen 
Neugestaltung der Gesellsdlaft befassen mußte wollte sie 
Resonanz bei den Volksmassen finden . So tat 'es aum die 
KöIn.~r ~hristlich-Demokratisdle Partei bei ihrer Gründung. 
Tatsad1.hch nahmen bei den GründungsbeßprechunQen in Wal­
berberg diese Fragen breiten Raum ein - ein Zeidlen daß 
einmal die christlichen Werktätigen sehr stark eine s~ziale 
Neuordnung verlangten, daß aber andererseits diese Forderun­
gen von den in der Partei vorhandenen Kräften der Reaktion 
aufgegriffen w.urden ;'llit d~m Ziel, sie in ihnen ungefährliche 
Bahnen abzulelten. DIe sozIalen Losungen der Kölner Leitsätze 
la.tIfen . auf. die ~r~pag~erung eines .. dritten Weges· h inaus.2) 
Hierbei spielt b iS lß dle GeQenwart der Begriff des Gemein­
wohls" eine besonders große Rolle; so auch in de~ Kölner 
Leitsätzen: 

.. Soziale ~tfgkeit und soziale Liebe sollen eine neue 
VOlks~ernelThscha.ft beschirmen. die die gottgegeben-e Freiheit 
des emzelnen und die Ansprüche der Gemeinschaft mit den 
Forderungen des Gemeinwohls zu verbinden weiß." 

So wurde in den Kölner Leitsätzen - im Geqensatz zum 
Inhalt des Berliner Gründungsaufrufs - bewußt eine Ab­
grenzung gegen die revolutionäre Kraft der Arbeiterklasse 
eine Scheidung von deren sozialistischen Zielen vorgenommen: 
Unter Verwendung antikommunistischer Parolen sollte damit 
d.ie Aktionse.inheit der Arbeiterkla~e bei der Lösung der so­
Zialen Fraqe m den Westzonen verhmdert werden. Dies geschah 
dadurch, daß sidl die demagogisdle Propaganda der Kölner 

') vgl. hIerzu: Wolfgllng HeyllViktor Thiel/Erwin Krubkel Rolt BOrner 
Es gibt keinen dritten weg, HeUe aus Burgsmeidungen Nr.40 • 
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Parteigr:ti~dung auf die "christliche Soziallehre- berief und ~ie 
als allemIgen Weg zur Lösung der sozialen Frage ausgab. In 
den Kölner Leit6älzen heißt es dazu: 

"So vertreten wir einen wahren christlichen Soziali:smus der 
nichts gemein hat mit falsdlen kollektivistLschen Zielsetzun­
gen, die dem Wesen des Menschen von Grund aus wider­
sprechen. 
Unser fester Wille aber ist es, eine soziale Ordnung aufzu­
Tidlten, die der demokratischen überlieferung der deutschen 
Vergangenheit ebenso entsprkht wie der Weite und dem 
Geiste des christlichen Naturrechtes. 
Im Glauben an den lebendigen Gott beugen wir uns vor 
seinen Geboten, den wahren und einzigen Stützen sozialer 
Ordnung und Gemeinschaft." 

Dieser Weg führt aber auf keinen Fall zu einer sozialen 
Ordnung oder gar zum Sozialismus, sondern zur Stärkung des 
Imperialismus, wie das die Entwiddung in der Bundesrepublik 
deutlid:J. gezeigt hat. Im Gegensatz dazu betonte der Berliner 
Gründungsaufruf bekanntlich: 

"Die Volksvertretung soll die brüderliche und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit alJ-er die Demokratie bejahend.en Parteien 
und aller aufbauwilligen Kräfte verwirklichen ... 
Wir erkennen die Kraft an, die von der Arbeiterschaft in das 
Volksganze einströmt ' " 
Folgt unserem Ruf zu einer großen Partei, die mit den anderen 
Parteien der neuen Demokratie gemeinsam am Aulbau 
Deutschlands arbeiten will."J) 

Wie sehr 6d:ton dieser Kölner Gründerkreis von Unverständ­
nis, ja audl von Feindsd:J.aft zur Arbeiterklasse erfüllt war, 
geht aud:J. aus dem Schluß der Einleitung zu den Kölner Leit­
sätzen hervor: Dort heißt es: 

"Zu Beginn des schweren Werkes gedenken wir der Toten 
aut den Schlachtfeldern des Krieges und unter den Ruinen 
unserer Städte und Dörfer. 
In Ehrfurcht neigen wir uns vor den Blutzeugen des christ­
lichen Glaubens und der bürgerlichen Freiheit, die dem 
Nationalsozialismus zum Opfer fielen. 
Im Geiste dieser Toten sind wir fest entschloss.en. dem deut­
schen Volk im Rahmen des Reiches mit all l.Ill&...~n Kräften 
zu dienen." 

Dabei wird der opferreiche und heldenhafte Widerstandskampf 
der deutschen Arbeiterklasse unter der Führung der Kommu­
nistischen Partei Deutschlands völlig ignoriert. Dieses Verhalten 
ist zugleich kennzeichnend für die reaktionäre Gesmichts­
auffassung in Westdeutsdlland, die den Widerstandskampf 
auf den 20. Juli 1944 reduziert, nur bürgerlidle und dlristliche 
Kräfte hervorhebt und die Rolle der Arbeiterklasse als der 
wesentlid:J.sten und konsequentesten Kraft des antifasd:J.lstisd:J.en 
Widerstandskampfes zu verschweigen sucht.~) 

') Dokumente der CDU, Band I. Berlin 1956. S. 2(1 fr. 
,) Näheres darüber bei: Gerhard KrUger. Die Darstellung der wlch­
t~sten Probleme des zweiten Weltkrieges in der reakUonäen Ge­
schichtsschreibung Westdeutschiands, HeCte aus Burgscheidungen 
Nr.37, S.28-36 

8 

1 

Wenden wir uns nun dem Hauptteil der Kölner Leitsätze zu. 
Zunächst fordern sie die Wiederherstellung der durch den 
Faschismus beseitigten Grundrechte der Staa16bürger: Anerken­
nung der Menschenwürde, Wiederherstellung des Red:J.tsstaates, 
Rede-, Vereins- und Versammlungsfreiheit, Freiheit der reli­
giösen Bekenntnisse, Sd:J.utz der Familie, Förderung der Frau 
und der Jugend, Recht der Eltern auf die Erziehung der Kinder, 
Freiheit deE> kulturellen Sd:J.affens (Punkte 1 bis 7) . Wie wenig 
die Adenauer-CDU davon bis heute verwirklid:J.t hat, wird 
besonders aus den Sätzen 3 und 4 deutlid:J.: 

,,3. Die Gerechtigkeit ist das Fundament des Staates. Der 
RechLc:.staat wird wiederhergestellt. Die Gerichtsbarkeit ist 
unabhängig und f.re.i. Ihr einziger Leitstern ist das Gesetz, vor 
dem alle gleich sind. 
4. Jeder Deut:sc:he hat das Recht, seine Meinung in Wort und 
Schrift im Rahmen der bestehenden Gesetze frei zu äußern. 
Die Vereins- und Versammlungsfreiheit wird gewährleistet." 

Daß diese Grundsätze von 1945 für die Partei im Jahre 1961 
völlig .. vergessen" sind, hat der diesjährige Kölner Parteitag 
der West-CDU in aller Deutlichkeit bewiesen. Dort erklärte 
beispielsweise der Innenminister Sdlröder: 

"Wir werden die Gegner unserer Ordnung noch härter be-o 
strafen ... n:e Bundesrepublik wird sich im Ernstfalle. " aut 
den Notstandsvorbehalt der alllierten Streitkräfte einerseits 
und auf das übergesetzlicbe Notstandsrecht andererseits 
stützen müssen."S) 

Die lange Kette von Maßnahmen gegen alle die Kräfte, die­
ganz gleid:J., in welcher Form und von welcher weltanGd::tau­
lid:J.en oder sozialen Position aus - für eine Politik des 
Friedens, der Abrüstung und der Verständigung eintreten, 
beweist, daß dieser "Ernstfall" nid:J.t irgendwarm zu erwarten 
ist, sondern bereits begonnen hat. Diese Aktionen des Bonner 
Staates, die ganz offen gegen das Grundgesetz der Bundes­
republik verstoßen, führten bereits zum widerred:J.t1ichen Ver­
bot der KPD und anderer demokratischer Organisationen und 
äußern sidt heute in Terrorurteilen gegen friedJi.ebende Bürger 
aus beiden deutsd:J.en Staaten, in verstärkter Zwangsrekrutie­
rung, in Errichtung der offenen klerikal-militaristischen Diktatur. 

Eine völlig restaurative Tendenz weisen die Kölner Leitsätze 
in bezug auf die Einheit Deutschlands auf, indem sie im Punkt 8 
feststellen: 

"Der Zentralismus wird als undeutsch a.bgelehnt. Deutschland 
gliedert sich in selbständige freie Länd-er. Ihr Zusammen­
schluß erfolgt in der Form des freien republikanischen 
Bundes." 

Das stellt die Grundlage sowohl für die Spaltungspolitik der 
Adenauer-CDU als auch für den späteren föderativen Charakter 
des westdeutschen Separatstaates dar. 

Punkt 9 fordert die Wiederherstellung der .. Selbstverwaltung 
der Gemeinden und provinzialen, Verbände". 

') zitiert in: Neues Deutschland. Nr.l29 vom 11. Mai 1961. S.3 
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Von besonderem Interesse sind die nun folqenden Punkte 10 
bis 14, in deQ.en die wirtschaftlichen Grundsätze der Partei 
dargelegt werden. Sie zeigen, wie sehr sich die Adenauer-CDU 
von ihren ursprünglichen Prinzipien entfernt, sie verraten und 
ihre Politik gerade ins Gegenteil verkehrt hat. 

Die Eigentumsverhältnisse behandelt Punkt 10 der Kölner 
Leitsätze: 

"Das Recht auf Eigentum wird gewährleistet. Die Eigentum..c;­
verhältnisse werden nach dem Grundsatz der sozialen Gerech­
tigkeit und den Erfordernissen des Gemeinwohls geordnet. 
Durch gerechten Güterausgleich und soziale Lohngestaltung 
soll es dem Nichtbesitzenden ermöglicht werden, zu Eigentum 
zu kommen. Das Gemeineigentum da.rf soweit erweitert 
werden, wie das Allgemeinwohl es erfordert. Post und Eioon­
bahn, KohJenbergbau und Energieerz.eugung sind grundsätz.­
lich Angelegenheiten des öffentlichen Dienstes. Das Bank­
und Versicherungswesen unterUegt der staatlichen Kontrolle." 

Bis in die Gegenwart hinein verkündet die West-CDU in 
fast jedem Wahlprogramm diese Lo~;ung des Rechts auf Eigen­
tum und seiner Sicherung. Damit wird grundsätzlich das 
kapitalistisdle Privateigentum an den Produktionsmitteln 
garantiert.6) Es soll allenfalls neu geordnet werden "nach dem 
Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit und den Erfordernissen 
des Gemeinwohls" . 

So wird bereits in den Kölner Leitsätzen die spätere Dem­
agogie ·von der ~Sozialpartnerschaft .. , der "Gewinnbeteiligung" 
und dem ~Miteiflentum" in Ansätzen sidltbar. Denn wenn von 
.Gemeineigentum" die Rede ist, dann ist darunter nicht etwa 
die Uberführung in Volkseigentum zu verstehen, wie sie 
auf Grund des Volksentscheides in der damaligen sowjetischen 
Besatzungszone geschah. Trotzdem ist auch eine proqressive 
Tendenz dieser Forderunfl unverkennhaT. Sie richtet sich gegen 
d;e Machtko07.entration des Kapitals in den Händen einze1ner 
Monopolverbände und verlangt die Unterordnung der privat­
kapitalistischen Interessen unter die der Allnemeinheit. Der 
EinflnR des Privatkaoitals soll aus den Schlüsselpositionen 
verdrängt werden durch staatlime Kontrolle und öffentliche 
Unternehmen. Wie wenig ernst es jedoch der Adenauer-Partei 
damit ist, wird bewiesen durch den jetzigen Prozeß der 
Rp.nT;v~tis;enmll der bnnrleseinenen Betriebe. Diese Werke, 
die Eigentum des imperialistischen westdeutschen Staates sind 
und in den Nachkrieqsiahren von den westdeutschen Werk­
tätioen durch ihre Arbeit und ihre Stel.lergelder zu rentablen 
Betrieben ausoebaut worden sind, werden nunmehr den Kon­
zerngruppen wieder zugeschoben. 

Punkt 11 der Kölner Leitsätze befaßt s~ch grundsätzlich mit 
den wirtsdtaftlidlen Zie1en und Aufoaben: 

"D';l/5 Ziel der Wirtschaft ist die Bedarfsdeckun~ de<3 Volkes 
auf der Grundlage einer freien körperlichen Selbstverwaltung. 
Die Vorherrschaft des G r oßkapitals. der 

') sIehe 8um: HeyllThielß{rubke/Bt)rner, 8.8.0., s.22 
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privaten Monopole u~d Konzerne wird ge­
b r 0 c h e n (vom Verfasser hervorgehoben). Privatinitiative 
und Eigenverantwortlichkeit werden erhaUen. Mittel- un4 
Kleinbetriebe werden gefördert und vermehrt ... 

Und heute? Heute denkt die Adenauer-CDU nicht im ent­
ferntesten daran , diesen wirtsc!Hlftspolitismen Grundsatz ihres 
ersten Programms auch nur im geringsten zu erfüllen. Sie ist 
heute ganz offensichtlich die Interessenvertreterin der west­
deutschen Monopole und personell sowie institutionell aufs 
engste mit ihnen verflochten. Es wird noch gezeigt werden, 
wie gerade dieser Grundsatz in den folgenden Leitsätzen und 
Programmen immer mehr ve rdrängt wurde, bis die jünnsten 
Programme das Wollen des Monopolkapitals und des Milita­
rismus völlig widerspieqeln. Die Praxis in der Bundesrepublik 
zeigt auch, daß die Politik der Regierungspartei - entaegen 
den Kö'ner Leitsätz·en - immer mehr zum Ruin der Klein­
und Mittelbetriebe geführt hat. Den kleinen und mittleren 
Unternehmen erklärte ,.beruhigend- der Frankfurter Bankier 
von Beethmann: ,.Die Pleite nehört zur Marktwirtschaft wie 
die Ziqarre zu Professor Erhard."') Diese ZllT Marktwirtsdlaft 
p-ehörige Pleite bezieht sich selbstve~tändlich nur auf die 
Klein- und Mittelbetriebe; denn ihr Schicksal hat seit 1945 
noch nicht ein einziger Großbetrieb erlitten. 

Zweifellos ist Punkt 12 der Kö1ner Leitsätze insofern be­
sonders bemerkenswert, weil in ihm einmal die fortschritt­
lichen sozialen Gedanken deutlich sind ; zum anderen zeigt 
wiederum auch perade dieser Punkt. wie weit sich die West­
'CDU von den damAls anfgestellten Forderungen seitdem ent­
fern t hat. Er befaßt sich mit den Aufgaben der Partei den 
Arbeitern gef/enüber und saqt aus: 

"Die menschlim.e Arbeit wird gewertet als sittliche Leistung. 
nicht als Wa·re. Im Zuge einer großangelegten Arbeits.­
beschoffung i,c:t die Beteiligung aller Arbeit<;willigen am Auf­
bau des deutschen LebeMraurnes zu ermöglichen. Die Lohn­
und Arbeitsbedingungen werden tariflich geregelt. Der er­
wachsene arbeitende Mensch hat Anspruch auf e;nen Lohn, 
der ihm die Gründung und Erhaltung e:ner Familie ermög­
licht. Die Leistungen der Sozialversicherung solJen grund­
sätzlich e.rhalten bleiben. Der Aufbau der Gewerkschaften und 
der sonstigen Ber-u!svertretungen ist zu sichern." 

Das sind große und smöne Worte, die insbesondere auch 
christliche Werktätige veranlaßt haben, der CDU zu vertrauen, 
enthalten sie dodl in der Wertung der Arbeit letztlich eine 

,Absage an die kapitalistischen Produktionsverhältnisse, unter 
denen die mensc:hliche Arbeitskraft zur Ware wird. Das Vor­
haben der Arbeitsbeschaffung sdteint äußerlich durch die der­
zeitige wirtsdlaftliche Hodlkonjunktur in Westdeutscbland 
erfüllt zu sein. Aber trotz d.icser Tatsache und trotz der 
steigenden Rüstungsproduktion gab es Mitte 1960 immer nom 

') zitiert in: WIe sieht es drUben aus? - Wissenswertes Uber West~ 
deutschland, Berlln 1958. S. SO 
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etwa 140000 Arbeitslose in Westdeutschland,s) Dazu kommt 
noch die trotz des • Wirtschaftswunders" rasdl anwachsc:nde 
Existenzunsicberheit, die durch d ie erhöhte .Au~beutung emer­
seits und vor allem durdl den gefährlichen Knegskurs Bonll:s 
andererseits hervorgerufen wird, so daß selbst der se~r welt 
aill dem rernten Flügel der SPD-Führung stehende VorsItzende 
des DGB, Willy Richter, am' 19. Mai 19:i8 auf dem Stuttgarter 
SPD-Parteitag zugeben mußte: 

Die Sorgen der Millionen schaffender Menschen bestehen in 
den bangen Fragen: Wird uns der Arbeitsplatz erhalt.zn 
bleiben? Wird unser Lebensstanda,rd verbessert werden? Wird 
uns der Frieden bewahrt bleiben? Die Gewerkschaften ~ordern 
daher eine Politlk der VOllbeschäfligung, ei~ ger~\.e v~~­
tetlung des Sozialprodukts und eine allgememe Abrustung. ) 

Statt aber diese l-orderungen in d ie Tat umzusetz~n, weirn.t 
die rechte DGB-Führung immer mehr vor der antIdemokra­
tischen, gewerkschaftsteindtichen Politik der Adenauer-C~U 
zurück. Wie diese heule über die Gewerksrnaften denkt, glllg 
aUß dem Diskussionsbeitrag des Bundestagsabgeor~neten ~arzel 
auf dem Kölner Parteitag 1961 hervor, in dem dleser ngoros 
forderte die Gew;erksdlaftsführer, die mit der Politik der CDU 
sympathisieren, zu kaufen, die anderen einzusperren. 

Aurn. von dem Betriebsräterecht der Arbeiter ist nicht viel 
übriggeblieben. Dalür hat das berürntigte Betriebsverfassungs­
gesetz gesorgt, das von den Betriebsräten nach §§ 49 und 61 
die vertrauensvolle" Zusammenarbeit mit den Unternehmern 
.zun';. Wohl des Betriebes" verlangt und ihnen verbietet, "poli­
tische Gespräche" im Betrieb zu führen oder gar .Maßnahmen 
des Arbeitskampfes" gegen die Unternehmer zu ergreifen. 
Darüber hinaus hat das Bundesarbeitsgericht den Unternehmern 
das Recht zugesprochen, Betriebsri!lsmitglieder fristlos zu 
entIassen.tOJ 

Die in den Kölner Leitsätzen erhobene Forderung, die 
Leistungen der Sozialversicherung zu erhalten, läßt schließlich 
das Krankenkassengesetz völlig fallen. In der von der West­
CDU herausgegebenen Zeitschrift ~Soziale Ordnung" wird die 
Mehrbelastung der Versicherten durch diese .K~ankenkassen. 
reform" auf jährlich 1,6 Mrd. ND angegeben. Dies wurde auf 
dem Karlsruher Parteitag der CDU im Jahre 1960 von Herrn 
Blank damit begründet, auch der .kleine Mann" müsse zur 
Ubernahme von Soziallasten bereit sein; er sei ja im Produkt 
seiner Arbeit "hinreichend beteiligt". Welch ein Hohn sowohl 
auf die'< tatsächlidJ.e Situation der westdeutschen Arbeiter als 
aurn auf das von der gleichen Partei verkündete Programm 
von 19451 

Die Aufgaben der Partei in der Landwirt&haft sind im 
Punkt 13 der Kölner Leitsätze festgelegt. Dort heißt es u. a.: 
- --
') vgl. darüber: Erwtn Krubke. Soziale Sicherheit ist nur im SoziaJ.is.­

mus möglich, Hefte aus Burgscheidungen Nr.Sl S.14 
') zitiert in: Wie sieht es drüben aus?, a. a . 0., S.96/97 

") Näheres darüber: ebenda, S.101-103 
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"Durch großzügige Innensiedlung ist die Zahl der selbständigen 
Bauernhöfe und landWirtschaftlichen Kleinbetriebe zu ver­
mehren." 

Dieser Punkt enthält ebenfalls fortschrittliche Tendenzen; . 
richtet er sich doch gegen die ökonomische Grundlage des 
preuß isch-deutsmen Junker tums, den landwirtsmaftlichen Groß­
grundbesitz. Aber in Wirklimkeit wird heute zur ~ Verbesse­
rung der ' Agrarstruktur" der Prozeß der Konzentration der 
Landwirtsmaft in Westdeutschland ausschließlich im Interesse 
des Großgrundbesitzes und der Großbauern durdJ.qeführt. So 
mußten nach dem ~Grünen Bericht" 1960 in den letzten zehn 
Jahren 323600 Bauern ihr!?, Höfe <:!~fgeben. Darüber hinaus 
erklärte der Bonner Landwirtschaftsminister Schwarz (eDU) in 
der "Agrarpolitisdlen Pre~&e-Korrespondenz" Nr. 20 vom 
20. Januar 1960, weitere 200000 bis 300000 nimt lebensfähiqe 
Betriebe würden in den kommenden Jahren noch ver­
schwinden. tI) 

Ebensowenin wie die Partei ihre Versprechungen den Bauern 
!lepenüber einhielt, tat sie es geqenüber den Handwerkern. 
In Punkt 14 der Kölner Leitsätze wird davon gesorornen, daß 
das ~ Handwerk ein se1bständioer und crle i d1berechtinter Berufs­
stand neben der Ind1'..;trie, LandwirtsdJ.aft und Handel" sei 
und "das handwerkliche Genossenschafts wesen qefördert" 
werden solle. Auch hier sieht die von der CDU als Reoierunns­
partei qescbaffene WirkFdtkeit anders aus. Ein oroßer Teil 
dp.r Handwp'rksbetriebe fällt im Ko.,1{urrenzl{ampf del'l Mono­
polen zum Onfer. So ainrrel1 seit 19d9 weH über 1:)0000 w~t­
d~Tltscbe Hi'lndwerksbetriebe zuonmde. Trotz rier E-,,;;;istenz 
f!;np.<: ~Arbe;f~l<.rp.:<:es :tvHtteTstrmd". rier ~d;e Ordnunn der 
Wirtsdl1t f t durd1 die Ordnuna der Mitte" betont. hat sidJ. nie 
,Mp.<:*-cnn bishPT nicht 11m rt:P. Verbesserunn der Lalle der 
H>mdwerker llJ1d um ihren SchUt2 vor der Konkurrenz der 
Mononole bemüht. 

1m letzten Teil der Leitsätze (Punkte 15 bis 20) wurden die 
notwendigen Maßnahmen und politischen Prinzipien nach dem 
Zusammenbruch des fasmistische Deutschlands und dem furcht­
baren Ende des zweiten Weltkrieges festgelegt. Sie verdienen 
unsere besondere Beamtun!l. Punkt 15 behandelt die Fragen der 
Lastenverteilung und Entsrnädiqunaen nach dem Krieq: 

.. Die nach der Kat'9strophe des Hitlerregimes In besonderem 
Ausmaß wach!)t€nden LaBten sind nach sozialen Gesichts­
punkten gerecht 2.U verteilen. Die Kriegs'lchäden sind als­
gemeinsame Last auf das ganze Volk umzulegen. Ihre Regu­
lierung darf nur nach Maßgabe des Vermögens und des E in­
kommens des einzelnen erfolgen. Die für den Krieg und seine 
Verlän .... · .. r ...... , .. V.,. ... antwo~tlichen sind von der En!8Chädigung 
auszuschließen. Die Gewinne der nationalsozialistischen 'Kon­
junktulzeit und die Kriegsgewinne sind durch besondere 
Steuer zu erJa.ssen." 

11) Ober die Situation in der westdeutschen LandwirtSchaft vgl. 
E. Krubke. ". a 0 5.11'12: H. Zil1l~. Der C1:"lrls' in der sozialisti­
schen Landwirtschaft. Hefte aus Burgscheidungen Nr.61. 5 . 17 ff. 
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Freilich sind die hier geforderten Maßnahmen gegen Kriegs­
verbredler und Kriegsgewinnler recht schwach (von einer Be­
strafung ist beispielsweise nicht die Rede), doch ist immerhin 
der Wille ersichtlidl, mit der unheilvollen Vergangenheit 
Sdlluß zu mach.en und soziale Gerechtigkeit walten zu lassen. 
Aber von alle dem ist so gut wie nichts geschehen. Die separate 
;Währungsreform legte die Lasten eindeutig auf die SdlUltern 
.der Werktätigen zugunsten der wieder stark werdenden Impe­
rialisten. Viele Kriegsverbrecher und Verantwortliche für die 
Nazidiktatur sitzen längst wieder in Amt und Würden in der 
Bundesrepublik, sowohl in der Regierung als audl in der 
Adenauer-CDU, und setzen ihre alte militaristische und faschi­
stische Politik fort, über 1100 faschistische Blutrichter sprechen 
Bonner Unrecht, Hunderte ehemalige Gestapo- und Nazi-Polizei­
.offiziere hüten die "Ordnung" der Bundesrepublik, Dutzende 
prominenter Nazidiplomaten vertreten Westdeutschlands Herr­
sdlaftsansprüche im Ausland. Oder besteht die "Wiedergut­
:machung" beispielsweise des Herrn Globke etwa in seiner 
Funktion als Staatssekretär im Bundeskanzleramt? Es ist der 
tJffentlidlkeit in der Welt hinreichend bekannt, wie die Ver­
treter der USA-Monopole die westdeutschen Imperialisten ge­
sdlützl und gestützt haben und es ihnen ermöglichten, sehr 
bald ihre alte Madltposition wieder einzunehmen, obwohl 
noch 1947 der amerikanische Hauptankläger der Nürnberger 
.Kriegsverbrecherprozesse, General Taylor, über Krupp, Thyssen, 
Flick und SUnnes gesagt hatte: "Sollte die Schuld dieser An­
.geklagten nicht ans Tageslicht gezogen und sie nicht ent­
spredl\~md bestraft werden, so werden sie für den künftigen 
Frieden der Welt eine größere Gefahr darstellen als seinerzeit 
'Hitler." Dieses come-back der Konzerpe wurde von Anfanf( an 
unterstützt von führenden Vertretern der West-CDU, vor allem 
von Dr. Adenauer.12) 

Im Punkt 16 der Kölner Leitsätze wird vom Wiederaufbau 
der zers~örten Städte und Dörfer gesprochen. In diesem Zu­

'6ammenhang heißt es darin: 
"Unzulängliche Behel!sheime sind zu vermeiden." 

Aber heute noch - 16 Jahre nach K.riegsende - leben trotz 
umfangreicher Neubauten fast zwei Millionen Menschen in 
Lagern, Baracken, Bunkern, Kellern und Notunterkünften. Allein 
<d ie Zahl der Obdachlosen wird auf etwa 350000 geschätzt. Das 
ist nicht verwunderlich, wenn man sith die laufenden Miet· 
·erhöhungen vor Augen hält; die Wohnraumverteilung erfolgt 
n icht nach sozialen und gerechten Gesichtspunkten, sondern 
nam dem Profit. 

Punkt 17 der Kötner Leitsätze lautet: 
"Alle Formen des öffentlichen Gemeinschaftslebens kommen 
aus der Demokratie. Ein Mißbrauch der Demokratie, vor 
allem zu nichtdemokratischen Zwecken, wird nicht gedUldet." 

11) Näheres über die Wiederherstellung der M a cht der Imperialisten 
in Westdeutschland in: Denk Ich an Deutschland, herausgegeben 
vom Union-Pressedienst. Beflin 1957. S.34-42 

Das ist eine klare Absage an alle faschistismen und diktatori­
schen Bestrebungen. Heute wird der Inhalt dieses Punktes 
völlig verdreht und ausgerechnet den antifaschistischen und 
demokratischen Kräften Westdeutscblands, vor allem den 
kommunistischen Arbeitern, die sidl für ein friedliebendes und 
demokratisdles Deutschland einsetzen, "Mißbraudl der Demo­
kratie" vorgeworfen. Statt dessen zerstörte die Bonner CDU~ 
Regierung systematisch die anfängliche - wenn auch nur 
formale - bürgerliche Demokratie und errichtete einen klerikal­
militaristischen Obrigkeitsstaat. Selbst die bürgerliche west­
deutsche Zeitung .. Die Welt" mußte in ihrer Ausgabe vom 
18. Nove~ber 1960 zugeben : "Mit dem Gesetz über die ,Ein­
und Ausreise', das bereits in seiner ersten Lesung vom Bundes­
tag behandelt wurde, wird die im Artikel 11 des Bonner 
Grundgesetzes festgelegte Freizügigkeit aufgehoben und ein 
~olizeistaat aufgebaut, wie er nur aus den finstersten Jahren 
der Nazibarbarei bekann,t ist." Und Bundesinnenminister Schrö­
der. ,verlangte auf dem Kölner CDU-Parteitaq "Härte gegen 
politische Verbredler" und eine "kämpferische Demokratie". 

Punkt 18 der Kölner Leitsätze besagt: 
"Das Parlament ist auf Grund des allgemeinen gleichen 
geheimen und direkten Wahlrechts zu wählen.'" • 

Auf diesen Punkt wird später nochmals eingegangen werden. 
Von besonderer Aktualität ist der Punkt 19, ·in dem es heißt: 

"Das ölIentHche Leben und die gesamte deutsche Wirtschaft 
sind von unzuverlässigen Elementen zu säubern." 

~eute denkt seitens der CDU~Führung niemand mehr daran. 
dIesen Punkt noch zu verwirklichen. Die Weltöffentlicbkeit hat 
Herrn Globke als intelIektuellen Urheber der Nürnberger 
Gesetze und Verantwortlichen für die .. Endlösung" der Juden­
fr~ge erkannt und prangert ihn an. Herr Oberländer ist wegen 
semer Verbrechen gegen die Menschlichkeit vom Obersten 
Gericht der Deutschen Demokratischen Republik verurteilt. 
Aber nach wie vor sind beide - und Tausende ihrer Gesinnungs­
genossen - "ehrenwerte Männer" im Bonner Staat und in 
ihrer Partei. . 

Der letzte Punkt der Köln er Leitsätze befaßt sich mit den 
von der West~CDU 1945 vertretenen Prinzipien der zukünftigen 
deutschen Außenpolitik. Er zeigt wohl am deutlichsten wie 
sehr diese Partei bis hellte ihre Gründungsrichtlinien ve;raten 
hat. Dieser Punkt 20 lautet: 

,.Grundlage der deutschen Außenpolitik ist die Achtung 
fremden Volkstums und die treue Inneh'lltung der Verträge. 
Es muß Gemeingl't des ganzen Volkes werden. daß die Politik 
der Gewalt und des Krieees nicht nur eine Versündigung am 
eigenen Vaterland, sondern auch -ein Verbrechen an der 
Menschheit ist. Deutschland muß rührend sein in der Ver­
wirklichung der Sehnsucht der Völker nach einem ewigen 
Frieden." 

Daaegen verkündete Partei chef Adenauer auf dem Kölner 
CDU-Parteitag 1961 großspurig das glatte Gegenteil von Köln 
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1945: "Nur auf der Basis der atomaren Stärke darf mit der 
Sowjetunion verhandelt werden." Auch Gerstenmaier prokla­
mierte dort die revanchistischen Forderungen der Partei nach 
der Wiederherstellung der Grenzen von 1937. Er wurde noch 
übertroffen durch den CDU-Verkehl'ßminister Seebohm, der auf 
dem sudetendeutsdlen Revandlistentreffen 1961 in Köln die 
Herstellung der Grenzen des .. Großdeutschen Reiches" (Hitler­
sdler Prägung) von 1939 forderte und rief: ~ Wir verlangen die 
Wiedergewinnung der deutschen Siedlungsgebiete im Osten." 
Mit verlogener Demagogie brachte diese Ziele schließlidl der 
I<riegsminister Strauß als Vorsitzender der CSU auf dem 
Kölner Parteitag zum Ausdruck., indem er am Schluß seiner 
Rede ausführte. die AUfrüst6.ng sei dem deutsdlen Volke auf­
erlegt zur historischen Wiedergutmachung dessen , was es den 
Völkern der .. freien Welt" gegenüber angetan habe, damit 
der deutsche Name wieder auf die Ehrentafel der Ges.chidlte 
komme. Es dürfte wohl einwandfrei feststehen, daß das 
deutsche Volk zu einer historischen Wiedergutmachung vor 
allem jenen Völkern gegenüber verpflühtet ist. die unter dem 
deutschen HitIerfaschismus am meisten zu leiden gehabt haben; 
das aber sind d ie Völker der Sowietunion und die anderen 
Völker des sozialistischen Lagers. biese nimmt jedoch Herr 
Strauß bewußt aus; denn s ie gehören .la nicht zur "freien 
Welt". Demgegenüber hat die Deut~rne Demokratische Repu­
blik durch ihre konsequente Friedenspolitik zu allen Völkern 
der Welt und besonders durch ihr unverbrüchliches Bekenntnis 
zur deutsch-sowjeti stben Freundschaft das verwirklicht, was 
Herr Strauß a~s "historische Wiedergutmachung " bezeidmet. 
Aber nidlt durch atomare Aufrüstunq, nidlt durch das Säbel­
rasseln deutscher Militaristen. nimt durdl Drohungen und 
Revanmeforderungen gep-enüber anderen Völkern. sondern 
durch . eine nidlt nur proklamierte. sondern zun'eid::t prakti­
zierte Politik des Friedens und der Völkerverständigung! 

Die Kö'ner Leitsätze waren die Grundlanen der im Sep­
tember 1945 nearündeten Christlim-Demokratisd1en Parte i des 
Rheinlandes in Kö'n und der Christ1ich-DemokraH~men Partei 
Westfalens in Bodmm. Von einer rheinisd::t-westfälisd1en Pro­
p-rammkommlsslon wnrden die I<ö'ner Leit~ätzp. stellenweise 
leimt verioindert. zu 24 Punkten eraänzt, die Ein1eituno neu 
pefaßt und nekfirzt lind als .. Le ltsiit7p' d(.!r Chri<;tllrn-npmn1cra­
ti smen Part€i Westfalenrs und des Rheinlilnde<;~ verörfentlidlt. 
Der nrößte Teil stimmt fa<;t wiJrtlim mit den Kölner LeitsiU;:en 
überein. Einige wichtige Zusätze sollen jedoch noch vermerkt 
werden. 

Erwähnt seien aus diesem Programm TeiJe der Punkte 8 
und 10, 
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,,8. D:e JUIl,ond Ist zur Mita"beit 81Ifzuruf-en. Ih .... em Schutz 
und ihroe"r Bildung gilt U1lS>2re besondere Aufmerksamkeit. 

10 ...• Schutz und Schund sind auf allen Gebieten des- kultu­
rellen Lebens zu bekämpfen." 

Wenn heute der Jugendlirne Westdeutschlands zur "Mit­
arbeit" aufgerufen wird, dann nur zum Dienst in der Bundes­
wehr. dem aggressivsten Instrument der NATO. Ansonsten 
haben der Bonner Staat und die Adenauer-CDU für die Bildung 
der Jugend nichts übrig. Während in den amt Jahren von 
1950 bis 1958 von der Bundesregierung gerade 280 Millionen 
DM für den "Bundesjugendplan" ausgegeben worden sind (das 
sind etwa 3.50 DM für einen Jugendlichen im Jahr) , stellt die 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik jäh r 1 ich 
über 2 Milliarden DM für die JugendIörderung zur Verfügung. 
So ist es auch nicht verwunderlich, daß unter 100 westdeut­
schen .Studenten nur etwa sems Arbeiterkinder - in der DDR 
zehnmal so viel! - zu finden sind. Die weite Verbreitung von 
Schund und Schmutz auf allen Gebieten des kulturellen Lebens 
ist längst offenkundig: Nadl Untersuchungen des Freiburger 
Jugendwohlfahrtsaussmusses waren 1957 im Bundesgebiet be­
reits 280 Millionen Comics und andere Schundliteratur im 
Umlauf. 

Die Programmkommission hielt es nirnt für ratsam, den 
Punkt 8 der Kölner Leitsätze mit seiner völli~en Ablehnung 
de6 Zentralismus unverändert beizubehalten. Deshalb wurde 
der Reimsgedanke jetzt stärker betont. Wieder ist es inter­
essant und aufsmlußreim, sirn heute diese Punkte vor Augen 
zu führen und mit der westdeutsdlen Geaenwart zu vergleimen. 
So heißt es im Punkt 11 dieser Neufassung: 

"D:e politische Lebensform des deutschen Volkes ist das R2ich 
als Bundesstaat. Die deut.sch~ Einh-eit ist für uns ein unab­
änderlicher Grundsatz, sie zu wahren unsere hÖChste Pflicht: ' 

Was hat die Adenauer-CDU b:sher für die deutsche Einheit 
~etan? Von den weit über 100 Vorschlägen der Regierunq der 
Deutschen Demokratischen Republik zUr Wiedervereinigung 
DeutsdlJands haben die Bonner Regierung und die Reaierunas­
partei nicht einen Vorschlaq angenommen oder eigene Vor­
sm läge dazu ausgearbeitet. Hier ist die Äußerung bezeimnend, 
die der Parteivorsitzende und Bundeskanzler Adenauer am 
21. August 1954 dem damalioen französischen Hohen Komm:s­
sar Francois-Poncet p-egenüber abaab: .. Vergessen Sie bitte 
n imt, daß im der einzige deutsme Kanzler bin. der die Einheit 
Europas der Einheit seines eigenen Vaterlandes vorzieht." 
Die gleime Haltung zeimen auf dem Kölner Parteitaq 1961 
insbesondere Brentano und Gerstenmaier, die beide zum Aus­
druck. brarnten, daß irgendwe'me Verhandlunaen mit der 
Deutsmen Demokratischen Republik irreal seien und die "Inte­
gration u Europas vor die Einheit Deutschlands gehe. 

Eroänzt und präzisiert wurde auch Punkt 17 der Kölner 
Leitsätze. Man betonte jetzt das Bekenntnis zur Demokratie 
DOm stärker: 

"Ziel un~es politischen Wollen'> ist der ~oziale Volksstaat als 
• Bürge e ines beständigen in'1·eren und äußeren Fri-eden'l. Alle 

Formen des öff-entlich~n T...ebens kommen aus der D2mokrati~. 
Jeder Totalitäts- und Diktaturanspruch wird verworfen. Miß-
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brauch der Demokratie und ihrer Einrichtungen wird mit allen 
Machtmitteln des Staates bekämpft." 

Es ist oben schon dargesleHt word.en, wie die hier geforderte 
Demokratie bürgerlicher Prägung von der gleichen Partei, die 
diese Forderung 1945 erhob, heute mißbraucht wird. 

Aum der Punkt 18 der Kölner Leitsätze erfuhr eine Er-
gänzung: 

"Die Volksvertreter sind auf Grund des allgemeinen, gleichen. 
geheimen und direkten Wahlrechts zu wählen. Sie haben dem 
Wohle des gesamten Volkes zu dienen." 

Die westdeutsmen Weihler mögen ihre Abgeordneten, und be-
60nders die CDU-Abgeordneten, fragen, ob sie .dem Wohle 
des gesamten Volkes dienen", wenn sie die atomare Bewaff­
nung fordern, wenn sie jede gesamtdeutsche Verständigung 
hintertreiben, wenn sie den Abbau der westdeutschen "Demo­
kratie" unterstützen! 

In diesen überarbeiteten Leitsätzen der Christlich-Demokra­
tischen Partei WC6tfalens und des Rheinlandes fordert ein 
neuer Punkt 23 zur Behebung der furchtbaren materiellen und 
seelischen Schäden eine geordnete und umfassende öffentlidle 
und private Wohlfahrtspflege. Dazu heißt es: 

"Die Opfer des nationalsozialistischen Regimes und des 
Krieges bedürfen der besonderen Fürsorge." 

Man fragt sich, ob der CDU-Innenminister Sduöder sim über­
haupt noch dieses Gedankens der ersten Leitsätze seiner Partei . 
erinnerte, alß er das Verbot der westdeutschen Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes forderte, denn Qenau das 
Gegenteil jener Forderungen wird heute im Bonner Staat prak­
tiziert. Während Kriegsopfer bewußt vernamlässiat und Anti~ 
fasch isten verfolgt werden, genießen Krieqsverbrecher, Milita­
r,isten und Faschisten hohes Ansehen ul!d entsprechend hohe 
Pensionen; militaristische und fasmistische Organisa tionen 
werden von führenden Vertretern der Adenauer·CDU, wie 
Seebohm, Oberländer, Gerstenmaier, Lemmer u. a., aktiv 
unterstützt. 

Betrachtet man ver~leichend die Grundqedanken der Kötner 
Leitsätze mit denen des Berliner GründunrTsaufrufs der Christ­
lich-Demokratischen Union vom 26. Juni 1945, so läßt sich sehr 
leicht eine weHrrehende Ubereinstimmung zwischen beiden 
nachweisen. Hierfür einige Beispiele: 

Zu den wirtschaftlichen Aufgaben hieß es in den Kölner 
LeitsÄtzen: 

18 

"Da.<: Ziel der Wirtschaft ist die Bedarfsdeckung des Volkes . 
. . . Die Vorherrschaft des Großk'3 pitals. der privaten Mono~ 
pole und Konzerne wird beseitigt. ... Da., Gemeineie'en'um 
ist soweit Zq erweitern. wie das Allgemeinwohl es e ... rordert. 
Post und Eisenbahn. Kohlenbergbau und Energi€E·'reu~llßg 
sind grundsätzlich Angelegenheiten des öffentlichen Dienstes." 

En tsp rechend finden wir im Berliner Griindunnsallfruf: 
"ms W1ermeßlicl'e Elend in unserem Volke zwingt uns. den .. 
Aufbau unseres Wirtschaftslebens. die Sich~rung von Arbeit 
und Nahrung, Kleidung ~d Wohnung ohne jede RUcksicht 

auf persönliche Interessen und wirtschaftliche Theorien in 
straffer Planung durchzuführen. 
Das Notprogramm für Brot, Obdach und Arbeit geht allem 
voran. 
Dabei ist es une:rläßlich, schon um für alle Zeiten die Staats­
gewalt vor illegitimen Einftüssen wirtschaftlicher Macht­
zusammenballungen zu sichern, daß die Bodenschätze in 
Staatsbesitz. übergehen. Der Bergbau und andere monopol­
artige Schli1sselunternehmungen unseres Wirtscha:ftslebens 
müssen klar der Staatsgewalt unterworfen werden.';13) 

Bei der Behandlung der Landwirtschaft heißt es - parallel zu 
Punkt 13 der Kölner Leitsätze - im Berliner Gründungsaufruf: 

"Eine urnfa.5sende ländliche und gärtnerische Siedlung muß 
'Unter weitgehender Heranziehung des Großgrundbesitzes einer 
möglichst großen Zahl von: Deutschen den Zugang zu eigener 
Scholle und zu LSelbständiger Arbeit eröffnen. Die wi.rt.5cha.ft­
liche Sicherung eines frei scll.affenden Bauerntums und die 
Ansiedlung der Landarbeiter sind ein unerläßlicher Bestand­
teil jeder dauerhaften Aufbaupolitik und verlangen den 
stärktsten Ausbau des ländlichen Genos.senschaftswesens. "11,) 

Den Inhalt des Punktes 20 der Kölner Leitsätze, der sich mit 
der künftigen deutschen Außenpolitik befaßt, stimmt mit folgen­
den Sätzen des Berliner Gründungsaufrufs überein : 

"Für die Beziehungen zu anderen Völkern wünschen wir die 
Geltung des gleichen Grundsatzes der Freiheit und Gerech­
tigkeit wie für unser persönliches und innerstaatliches Leben. 
Loyale Erfüllung un:;erer Verpflichtungen aus dem verlorenen 
Krieg und die äußerste Anspannung innerer Wiedergesundung 
sollen die Grundlagen für die Anbahnung einer vertrauens­
vollen Zusammenarbeit mit den anderen Völkern geben. 
... Auf den Trümmern unserer Häuser, unserer Dörfer und 
Städte gedenken wir in menschlicher und christlicher Ver~ 
bundenheit der gleichen Opfer der Völker um uns. Und wir 
geloben alles bis zum letzten auszubilgen, was dieses unge­
heure Blutopfer und dieses namenlose Elend verschuldet hat, 
und nichts zu unterlassen, was die Menschheit künftig vor 
einer solchen Katastrophe bewahrt. "15) 

Aus diesen Beispielen, die noch erweitert werden, könnten, 
ist deutlich zu ersehen, wie sehr beide GTÜndungsprogramme 
in wichtigen Grundgedanken übereinstimmten'. Freilim sind die 
Berliner FOrmulierungen zielklarer, prägnanter und zukunfts­
weisender auf die Entwicklung einer antifaschistism-demokra­
tismen Ordnung geridltet als die remt allgemein und unver­
bindlich gehaltenen Punkte der Kölner Leitsätze. Andererseits 
soll nimt übersehen werden, daß beide Programme auch gleich­
gelagerte Sdtwädten aufweisen - etwa in der Bejahung des 
kapitalistischen Privateigentums -, die daraus zu erklären 
sind, daß beide teilweise von Angehörigen des Großbürgertums 
verfaßt wurden und bürgerliche Programme darstellen. Der­
artige Punkte versuchten später restaurative Kräfte als Aus-

") Dokumente der CDU, a.~. 0 .. S.2O/21 
16) eben da, S. 2:1 
11) ebenda, S. 211~ 
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gangsposition für die Durchsetzung reaktionärer Forderungen 
zu benutzen, in der damaligen sowjetischen Besatzungszone 
dank der Entschlossenheit der demokratischen Kräfte und der 
fortschrittlichen christlichen Demokraten unter- der Führung 
atto Nuschkes erfolglos, in den westlichen Besatzungszonen 
jedoch mit Erfolg16). 

Im allgemeinen sind aber die Kölner Leitsätze als relativ 
fortschrittliches bürgerlidles Programm ihrer Zeit anzusehen; 
denn sie tragen wichtigen gesellsdlaftlichen Erfordernissen des 
Jahres 1945 Rechnung und enthalten antifaschistische anti­
imperialistisdle und demokratische Tendenzen. Dabei ~olI an 
dieser Stelle nimt untersucht werden ob sie damals ernst 
gemeint. w~ren oder von Anfang an zur' Täuschung der Massen 
der chnsthchen Menschen über die wahren Absichten der 
1 eaktionären Kreise der Großbourgeoisie dienten. Fest steht 
daß in der Situation nach dem Zusammenbrudl. des Hitler: 
faschismus und des Militarismus eine Partei in allen Teilen 
De.utschland~ nur dann. politischen Erfolg erlangen und Anklang 
bel der Bevolkerung finden konnte, die solme demokratischen 
antifaschistisdlen Forderungen aufstellte. Diese Tendenz charak: 
terisierte Walter Dirks, der selbst führend am Zustandekom­
men. der "Frank~ur~er Leitsät~eH (des ersten Programms der 
hesslschen Par teIg rundung mIt noch stärker fortschrittlichen 
!endenzen als die Kölner Leitsätze) beteiligt war, in den von 
Ihm herausgegebenen ft Frankfurter Heften" bereits im Sep­
tember 1946 mit folgenden Worten: 

".~ müßte denn also die CDU sich ,links' (für den sozia­
lt~h5chef ~mtentwurf) entscheiden, um ,rechts' werden zu 
konnen: So .1St. es, genau so. Entscheidet sie .sich ,rechts', so 
~rsclllert Sie m den Tod. Entscheidet sie sich links' so hat 
sIe gute f\.u&Sichten, die neue deutsche' Rechte' zu 
werden .. ,"11) , 

Es ist deutlich geworden, daß sich die Adenauer-CDU völlig 
von ihrem ursprü~~~ichen Programm entfernt hat, ganz im 
Gegensatz zur Politik der Christlich"Demokratischen Union ~n 
der Deutschen Demokratischen Republik, die stets ausging und 
~usgeht V(;)ß der ~onsequenten Anwendung der Prinzipien 
l~res . Ber.lmer Grundungsaufrufs auf die gesellschaftliche 
SltuatlOn lß unserer Republik. Diese unterschiedliche Entwick­
lung brachte der ~eneralsekretär der CDU, Gerald Götting, 
auf dem 10. Parteitag der CDU in Erfurt 1960 in seinem 
Schlußwort folgendermaßen zum Ausdruck: 

,;~enn wir heute .~t Stolz sagen können, daß wir die Grund­
zuge 'l.lIlSeI'eS Grundungsaufruies von 1945 immer im Auge 
behalten und den Geist des Gründungsaufrufes in die politi­
sche Tat umgesetzt haben, so müssen die Funktionäre der 
Adenauer-CDU, sollten sie sich einmal auf das besinnen, was 

U) vgl. hierzu auCh.: Günter Wirth, Zur Politik der ChristUm-Demokra­
tlschen Union 1945 bis 1950, Hefte aus Burgscheidungen Nr 24 S 7--43 

17) zitiert in: Denk ich an Deutschland, a . a. 0., S.79 '" 
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1945 die Atmosphäre der CDU in ganz Deutschland bestimmte, 
zu der Feststellung gelangen, die Gerstenmaier einmal in 
einern lichten Augenblick formulierte: ,Wir haben uns von 
unserem Ursprung gänzlich entfernt.' "IB) 

H. Das Gründungsprogramm. der CDU für die britische Zone 

(Parteiprogramm von Neheim-Hüsten - 1. März 1946) 

Unterdessen hatten sich auch in den ander,en Gebieten West­
deutschlands christlich-demokratische Parteien gebildet. Auf 
der Godesberger Tagung im Dezember 1945 waren außer den 
Vertretern der Christlich-Demokratischen Partei in Westfalen 
und im Rheinland auch Vertreter der Berliner Gründung und 
aus Hessen anwesend. Dort wurde einmütig beschlossen, der 
neuen Partei den Namen "Christlich-Demokratische Union~ zu 
geben. Die dort angenommene Entschließung zeigt deutlidl, 
daß die CDU in ihren politischen und wirtschaftlichen Zielen 
auf den Erklärungen sowohl der Kölner Leitsätze als auch 
des Berliner Gründungsaufrufs aufbaute. Das wird besonders 
im Punkt 1 der Godesberger Entschließung ersichtlich; dort 
heißt es: 

"Um eine Wirtscha1ts- und Sozialordnung zu verwirklichen, 
die für immer die Gefahr ausschaltet, daß die Staatsgewalt 
illegitimen Einflüssen wirtschaftlicher Machtzusammenballun­
gen unterliegt, ist es unerläßlich, daß die Bodenschätze in 
Gemeineigentum übergehen. Der Bergbau und andere mono­
polartige Schlüsselunternehmungen unseres Wirtsch.aftslebens 
müssen der Staatsgewalt unterworfen werden. "19) 

Das ist fast wörtlich die Formulierung des entsprechenden Teils 
aus dem Berliner Grüntlungsaufruf (siehe Zitat 13). 

In der Entschließung wird aum von einem "Sozialismus aus 
christlicher Verantwortung" gesprodl.en. Damit sollten insbe­
sondere die christlichen Werktätigen des rheinisch"westfälischen 
Industriegebietes für diese Partei interessiert und von der 
revo lutionären Arbeiterbewegung abgespalten werden. Frei· 
lich zeigte sich in der Folgezeit, daß das Operieren mit diesem 
Begriff - wie es auch unmittelbar darauf Jakob Kaiser und 
sein Verräterklüngel in der CDU der damaligen sowjeti6dJ.en 
Besatzungszone versuchten - ein rein demagogisches Manöver 
darstellte, um die Aktionseinheit der christlichen und marxi­
stischen Arbeiter und damit die erfolgreiche Verwirklichung 
der Grundlagen des Sozialismus zu verhindern. 

Unterdessen hatte sich in der Führung der Partei eine Ver­
schiebung zugunsten der reaktionären Kräfte vollzogen. Sie 
hielten sich am Anfang bewußt im Hintergrund des politischen 
Gesmehens; so war aum Dr. Adenauer bei den Walberberger 
Bespremungen selbst nimt zugegen, wenn er audl. mit diesem 
Kreis in Verbindung stand. Als sie aber der wohlwollenden 

I') 10. Parteitag der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands 
22. bis 25. Juni 1960, Bulletin Nr. S, S. 11 . 

U) zitiert in : .. Union tellt mit .. , 3. Jahrgang 1949, Heft 8, S . 7 
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Unterstützung der westlid1en Besatzungsmächte sicher waren, 
traten sie aktiv auf der politischen Bühne auf. 

Im März 1946 kamen in Neheim-Hüsten in Westfalen Ver­
treter der mittlerweile gebildeten Landesverbände der briti­
schen Zone zusammen, um sich zum Zonenverband zu vereini­
gen. Vorsitzender des Zonenverbandes wurde Dr. Adenauer. 
Auf dieser Tagung wurde das Gründungsprogramm der CDU 
für die britische Zone verabsdliedet. Es beginnt mit dem viel­
versprechenden Satz20) : 

"Die CDU will ein neues, ein anderes Deutschland aufbauen." 
Aber wie dieses "neue, andere~ Deutschland aussehen soll, 

davon ist in diesem Programm recht wenig zu finden. Es lehnt 
sich zwar an die progressiven Zielsetzungen der Kötner Leit­
sätze an, schwächt sie aber andererseits recht stark ab . Das 
zeigt sich besonders in den hier erhobenen wirtschaftlichen 
Forderungen. In Punkt 1 heiß t es allgemein - in Anlehnung 
an Punkt 11 der Kölner Leitsätze -: 

.. Ziel aller Wirt.scha.ft ist die Bedarfsdeckung des Volkes. Die 
Wirtschaft hat der Entfaltung der schaffenden Kräfte des 
Men.schen 'llIld der Gemeinschaft zu dienen." 

Aber schon im Punkt 2 des Programms von Neheim-Hüsten 
treten erstmals Gedanken auf, die in der Folgezeit verstärkt 
propagiert werden sollten: 

"Ausgangspunkt aller Wirtschaft ist die Anerkennung der 
Persönlichkeit. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, ein 
soz.iales Recht zu schaffen, das Arbeitnehmer und ArbeitgebeLo 
zu gleichberechtigter Tätigkeit in Führung und Verantwortung 
verpflichtet. Hierdurch wird eine soziale Neuordnung in Wirt­
schaft und Gesellschaft und e ine gerechte Verteilung des 
wirtscha!tlichen Ertrnges erreicht und der Geist des Klassen­
kamp1les' überwunden." 

Hier zeigt sich erstmalig, daß die wirtsdlaftlichen Ziele der 
Partei in erster Linie den Interessen der Unternehmer dienen. 
Der Gedanke der "Uberwindung des KlaS6enkampfes" und der 
. Sozialpartnerschaft" beginnt in der Propaganda der Partei 
eine Rolle zu spielen. Freilich gesdUeht das zunächst nom in 
zurückhaltender Form, und den Arbeitern werden auch noch 
einige Zusidlerungen ,gegeben. Ebenso wird im Programm von 
Neheim-Hüsten der Freiheitsbegriff - in Blickridllung auf die 
erstrebte "freie Marktwirtschaft" - proklamiert, aber noch in 
gewisser Verbindung mit den. in Köln und Godesberg gefor­
derten progr.essiven wirtscbaftlidlen Maßnahmen. Das wird im 
Punkt 3 ausgeführt: 

"Fre iheit der Penson auf wirtschaftlichem und Freiheit auf 
poli tischem Gebiet hängen en.g z.usammen. Die Gestaltung 
'llnd Führung der Wirtschaft darf dem Einzelnen nicht die 
Fre.ilieii seiner Person nehmen. Daher ist notWendig: Stärkung 
der wirtscha:ftlich.en Stellung und Freiheit des Einzelnen, Ver­
hinderung der Zusammenballung wirtschaftl!i.cher Kräfte in 

") Die angeführten Zitate des Programms von Neheim-Hilsten sind 
entnommen aus: Die cnu zur Neuordnung der Wirtschaft - Flug­
blatt der cnu der britischen Besatzungszone, Köln 1947, S. 5/6 
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der Hand von Einzelpersonen. von Gesellschaften, privaten 
oder öffentliche n Organisationen, durch die die wirt:5ch.aftliche 
oder politische Freiheit gefährdet werden könnte." 

Es ist ersichtlidJ, daß sidl dieser Programmpunkt in erster 
Linie auf die Verwirklichung der "freien Unt.ernehmerinitiative 
bezieht, wenn auch nom mit antimonopolistischen Tendenzen. 
Aber von konkreteren Forderungen für den Arbeiter, wie etwa 
im Punkt 12 der Kölner Leitsätze, ist nicht viel übrig geblieben. 
Im Punkt 4 des Programms von Neheim-Hüsten wird nur ganz 
a llgemein formuliert: 

"Besonderer Schutz und Förderung des Hand- und Kopf­
arbeiters, des Bauern sowie des Handwerkers und der Mittel­
und Kleinbetriebe". 

ohne zu zeigen, auf welche Art und Weise das geßchehen soll. 
Im Punkt 5 wird lediglich versprochen: 

"Das Recht der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer • .sich zum 
Zwecke der VerfOlgung ihrer besonderen Interessen zu Ver­
bänden zusammenzuschließen, wird verfassungsmäßig gewähr­
leistet. .. 

Auch hier werden also Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
.. gleiche Rechte" zugesichert, ähnlich wie im Punkt 2 des Pro­
gramms. Aber wie bereits bei der Behandlung der Kölner 
Leitsätze nachgewiesen wurde, zeigte die Praxis in der Politik 
der Adenauer-CDU die ·systematische Einschränkung der Wirk. 
samkeit der "Ar beitnehmerverbände" , nämlich der Gewerk­
schaften, insbesondere durch das Betriebsverfassungsgesetz. 
Andererseits .erhielten die Verbände der Arbeitgeber die kräf­
tige Unterstützung der Partei, wofür diese dann von .den Unter­
nehmerverbänden in breitem Umfang finanziell gefördert 
wurde. 

Der Punkt 10 der Kölner Leitsätze, der sich mit der Frage 
des Eigentums im allgemeinen befaßte, wird nun im Punkt 6 
des Programms von Neheim-Hüsten auf das Privateigentum 
beschränkt. Dort heißt es: 

"Die Sicherung der wirtschaftlichen und politischen Freiheit 
des ei.nzeln.en: wie der Gesaamtheit verlangt die Anerkennung 
des Privateigent.ums. Das Elgentumsrecht verdient den glei­
chen Schutz und erleidet die gleiche Einschränkung wie andere 
Privatrechte. Es hat zu weichen gegenüber einem auch nach 
e thischen Grundsätzen höheren Recht." 

Ist in Köln nom die Rede von Gemeineigentum, so wird 
dieser Begriff hier nicht mehr angewandt. Die nebulose For­
mulierung von einem ~auch nach ethischen Grundsätzen höhe­
ren Recht" bleibt in ihrer Interpretation und Anwendung den 
Prinzipien und jeweiligen Erfordernissen der bürgerlidl-kapita­
listisd1en Gesellschaft in Westdeutschland überlassen. Das be­
deutet heute die jederzei.tige Möglid::Lkeit ZUr Einschränkung 
der Eigentumsrechte (natürlich praktisch ausschließlich der mitt· 
leren und kleinen Unternehmer, der Handwerker und Bauern) 
im Rahmen der Notstandsgesetzgebung. Daß die Bildung von 
"Gemeineigentum· in Neheim-Hüsten nimt mehr beabsichtigt 
ist, geht aus Punkt 7 dieses Programms hervor, wo es heißt: 
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"Die sich aufdrängende Frage der Vergesellschaftung von 
Teilen der Wirtscha1t ist zur Zeit ndcht praktisch, da. die 
deutsche Wirtschaft nicht frei ist. Bei ihrer späteren Regelung 
werden wirtschaftliche UiIld politische Gesichtspunkte. vor 
allem das Allgemeinwohl maßgebend sein." 

Die Besetzung Deutschlands durch die Alliierten wird hier als 
willkommener Anlaß genommen, um die in Köln geforderte 
~Beseitigung der Vorherrschaft des Großkapitals, der Monopole 
und Konzerne" und die ~Erweiterung des Gemeineigentums, 
wie das Allgemeinwohl e6 erfordert U

, auf unbestimmte Zeit zu 
verschieben. Dieses Problem soll irgendwann später geregelt 
werden .. unter besonderer Berüdcsichtigung des Allgemein­
wohls U

• Darauf wartet die westdeutsche Bevölkerung 15 Jahre 
nach Neheim-Hüsten immer noch! Aber die von den westdeut­
schen Arbeitern sdton damals erwartete und geforderte Ver­
gesellschaftung der Wirtsdlaft konnte damit auf die lange 
Bank geschoben und trotz demokratischer Erhärtung durch 
Volksabstimmungen und Landtagsbeschlüsse dann mit Hilfe 
der westlichen Besatzer verhindert werden. 

Immerhin konnte die innerparteiliche Reakti9n sidJ. nicht 
gleich völlig von den Kölner Forderungen distanzieren. Des­
halb wurde im Punkt 8 von Neheim-Hüsten die Vergesell­
schaftung verlangt, aber auf die Kohle beschränkt: 

,,Kohle ist das enbsche:idende Produkt für die gesamtdeutsche 
Wirtschaft. Wir fordern die Vergesellsdlaftung der Berg~ 
werke." 

Der Vergleich des Punktes 8 mit Punkt 7 macht die Wider­
sprüchlichkeit und Inkonsequenz dieses Programms deutlich. 
So konnte die CDU-Führung gegenüber den Arbeitern den 
Punkt 8, gegenüber den Unternehmern und Kleinbürgern den 
Punkt 7 hervorheben. 

Während Punkt 12 der Kölner Leitsätze ziemlich detaillierte 
Forderungen für den Arbeiter erhebt, wird in Neheim-Hüsten 
unter Punkt 9 so allgemein, summarisch und undeutlich wie 
nur irgend möglidJ. festgestellt: 

,,Arbeit für jeden, der arbeiten will." 
Darunter konnte sich jeder das vOT'6tellen, was er wollte. Das 
kam den Interessen der Unternehmer natürlidt enlgegen; denn 
sie waren dadurdJ. zu nichts verpflichtet. Ebenso ~llgemein war 
Punkt 10 formuliert, der - in Anlehnung an Punkt 3 des 
gleichen Programms - aussagte: 

"Mäßiger Besitz ist eine wesentliche Sicherung des demokra­
tischen Staa;tes.. Der Erwerb mäßigen Besitzes für alle ehr­
lich Schaffenden i.st zu fördern." 

Diese Forderung kann progressiv aufgefaßt werden, indem sie 
gegen die Konzentration der Produktion und des Kapitals 
Stellung nimmt und den Werktätigen die Mitbestimmung an 
der Produktion und an de r Verteilung des Ertrages -ermöglicht. 
Aber andererseits negiert sie die Bildung von gesellsdJ.aft­
liebem Eigentum und propagiert auch hier den Gedanken der 
Sozialpartnersebaft, dient also den Interessen der Unternehmer. 
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Betrachtet man das Programm von Neheim-Hüsten insgesamt, 
dann ist festzustellen, daß es zwar vielfach an die Worte der 
Kölner Leitsätze anknüpft, aber praktisch doch schon von deren 
verhältnismäßig positiven Zielsetzungen abrückt und statt d~s­
sen allgemeine, verschwommene Forderungen erh~?t. S? Ist 
im Programm aum die Rede von SidJ.erung der burgerhchen 
Freiheitsrechte, Gleichberechtigung der Frauen, weltanschau~ 
lichen Schulen "christlich-abendländischer Kulturpolitik N

, "Ver­
einigung der Nationen" usw. Es sollte sowohl die w~rktätigen 
Massen als audl die Unternehmer ansprechen. Damit war es, 
wie jeder Versurn eines "dritten Wege6", in sich widersprudJ.s­
voll, inkonsequent und letztlich- irreal. 

Zwar enthielt das Programm auch Forderungen zur Uber­
windung des Faschismus: "Reinigung vom nationalsozialisti ­
schen Denkenu, ~Bestrafung der für den Krieg Verantwort­
lichen", ~Erfassunq der nationalsozialistischen Konjunktur­
!1ewinne und der Kriegsgewinne~. Aber offenbar waren diese 
Forderungen schon damals nicht ernst gemeint; sie sind auch 
bis heute nicht verwirklidJ.t worden. So erscheint dieses Pro­
gramm - stärker als die Kölner Leitsätze - als ein Mittel 
zur TäusChung der fortsmrittlidJ.en und demokratisdJ.en Kräfte 
in Westdeutsdiland, als bewußte Irreführung de r werktätigen 
Massen, als ein demagogisdles Manöver zU9unslen der restau­
rativen Mächte, der kapitalistisdJ.en Unternehmer. 

111. Die Essener Leitsätze 

(Leitsätze der CDU für die Wirtschajts- und Sozialpolitik -
24. August 1946) 

Stellte bereits das Programm von Neheim-Hüsten ein Zurück­
weidien gegenüber den wirtsdiafts- und sozialpolitischen Leit­
sätzen von Köln dar, so ging Dr. Adenauer mit den Essener 
Leitsätzen noch einen Schritt weiter nadi ~ rechts". Hier machte 
er - auf einer Wahlkundqebung am 24. August 1946 in Essen 
- den Versuch, die in Neheim-Hüsten - wenn auch sehr 
sdlwach - vorha ndenen Forderungen nach Sozialisierunq noch 
weiter einzuschränken. Da er aber hauptsäch1idi vor Ruhr­
arbeilern spradl, mamte er ihnen in diesen Leitsätzen zun ächst 
noch einige allgemeine Zusaqen in bezug auf ihr Mitbestim­
mungsrecht in den Betrieben21): 

.. 1. Arbeiter und Angestellte sind nicht Objekt der Wirtscha!ts­
tätigkeit, .sondern ihnen ist ebenso wie den Unternehmern 
maß,gebliche und verantwortliche Mitwirkung an den wirt­
schaftspolitischen Entscheidungen unsrerer Zeit zu gewähr­
leisten." 

Auch hier ist - wie in Neheim-Hiislen - die Formulierung 
recht allqemein gehalten. Die Gewährleistung der" veran twort­
lichen Mitwirkung an den wirtschaftspolitisdJ.en Entscheidun-

21) Die Zitate der Essener Leitsätze sind entnommen aus: Die CDU zur 
Neuordnung der WirtSchaft, a. a. 0 .. S. 415 
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gen~ wird den Arbeitern ausdrüddich und betont nebenso wie 
den Unternehmern ~ zugestanden. Aber nicht einmal diese 
nMitwirkung~ wurde - wie bereits gezeigt - seitens der 
West·CDU in der Praxis zugestanden, ebensowenig wie der 
zweite der Essener Leitsätze jemals verwirklicht wurde: 

,,2. Die Arbeitnehmer sollen in den jeweils geeigneten Formen 
an der Gestaltung des Betriebslebens ,in ihren Betrieben mit­
wirken." 

Hier sei nochmals an die Knebelungsparagraphen des Betriebs· 
verfassungsgesetzes erinnert; das sind jetzt die "geeigneten 
Formen", um an der "Gestaltung des Betriebslebens" mUzu· 
wirken! Heute sind trotz" Volksaktien"-Rummels die Arbeiter 
reines Objekt des Profitstrebens der Konzerne und Monopole. 

Was Dr. Adenauer in Essen wüklich meinte, wird im Punkt 3 
deutlicher: 

"Arbeiter, Angestellte, Verbraucher und Unternehmer .sind 
gleichberechtigt und gleichverantwor.tlich an den Einrich­
tungen. zu beteiligen, die zur Führung der Wirtscllaft, zur 
Lösung der Planungs- und :r....enk:lU'lgS3oufgaben zu schaffen 
sind," 

Das bedeutet, daß der Besitz der Unternehmer grundsätzlidl 
erhalten bleibt und die Arbeiter lediglich ein vages "Mit­
bestimmungsrecht~ in den Einrichtungen der Wirtschaft und 
der Wirtschaftspolitik erhalten sollen. Der Gedanke der "Sozial­
partnerschaft" wird im Punkt 4 weiter fortgesetzt und kommt 
hier mit' aller D,eutlichkeit zum Ausdruck: 

"Arbeit und Kapital schaffen gemeinsam den Ertrag. Die 
Arbeitnehmer sind am Ertrag zu beteiligen. Die Formen dieser 
Beteiligung können verschiedenartig sein. Eine Grundsatz­
ge.setzgebung muß das Recht der Arbeitnehmerschaft am Er­
trag sicherstellen." 

Das alles klingt sehr schön und "harmonisch H
, In Wirklich~ 

keil nimmt aber der Anteil des Lohnes am Nationaleinkommen 
immer mehr ab, War im faschistischen Deutstbland das 
Nationaleinkommen noch etwa im Verhältnis 1: 1 zwistben 
Kapitalistenklasse und Arbeiterklasse aufgeteilt, so hat sidl 
in W,estdeutsc:hland heute dieses Verhältnis auf 2 : 1 zugunsten 
der Kapitalisten geändert. Damit ist erwiesen, in welchem Maße 
die Ausbeutung in Westdelltschland zugenommen hat. So sieht 
a lso die nBeteiligung der Arbeiter am Ertrag~ aus! Und auf clie 
angekündigte ~Grundsatzgesetzgebung" wartet die Arbeiter~ 
klasse Westdeutschlands noch heute, Oder ist damit etwa das 
Betriebsverfassungsgesetz gemeint? 

Wie die propagierte ~Sozialpartnerschaft" zwischen Arbeitern 
und Unternehmern aussehen soll, wird im Punkt 5 der Essener 
Leitsätze näher ausgeführt. Zunächst knüpft er demagogisch an 
die in Köln (Punkt 11), Godesberg und Neheim~Hüsten (Punkt 3) 
erhobenen antiimperialistisdlen Forderungen an: 
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"Die Zusammenballung wirts<:haftlicher Maeht in der Hand 
weniger, sei es in privater oder in öffentlicher Hand. ist eine 
Gefahr für die politische Freiheit des eil'l.2elnen wie auch der 
Gesamtheit des Volkes." 

1 

Damit aber die Arbeiterklasse nicht auf den Gedanken k,ommt, 
diese Forderung im Klassenkampf durchzusetzen und zu sHnern, 
wird gleich der Dämpfer aufgesetzt: 

Die Zusammenarbeit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer hat 
;'uf der Grundlage gegenseitiger Achtung zu erfolgen .. Klassen­
kampf wird ebenso abgelehnt wie jeder Mißbrauch wU'tschaft­
licl1er MachtstellWlg." 

Dahinaus läuft also die Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
CDU bereits im Jahre 1946: Erhaltung des ~Betriebsfriedens" 
und der "Klassenharmonie'" Das ist die zentrale Forderung der 
Adenauer-Partei von 1946, das i~t der Kernp~nkt der Essen~r 
Leitsätze. In diesem Punkt 5 wlId ,am deutlichsten, ~aß. dle 
West-CDU nunmehr offen die Interessen der Kapltahsten 
vertritt. 

Nach der Ablehnung des Klassenkampfes werden in Essen 
die in den Kölner Leil:sätzen noch allgemein erhobenen und 
in Neheim~Hüsten schon auf den Bergbau besduänkten Forde­
rungen nach Sozialisierung vollends fallengelass~n . .DarÜber 
hinaus madlt sich die CDU offen zum Spradlrohr fur dIe Inter­
eS6en d~r "freien Unternehmerinitiative" , mit anderen W~)ften: 
für die ungehinderte Ausbeutung der Arbeiterklasse, llldem 
sie propagiert: 

Reinen Verstaatlichungsbestrebungen gegenüber werden ge­
~twirtscl1aftliche und genossenschaftliche Betriebsformen 
bevorzugt. Im übrigen ist die private Initiative des untEr 
eigener Verantwortlichkeit schaffenden Unternehmers. namel?t­
lieh bei mittleren und kleinen Betrieben - insbesondere un 
Handwerk und Handel - nachhaltig zu fördern." 

Wenn hier betont wird, daß die Initiative der kleinen und 
mittleren Unternehmer gefördert werden soll, so ist dies nur 
als bewußtes Propagandamanöver zu werten. Denn 'die ~esetz­
mäßigkeiten in der kapitalistischen Wirtschaft ver~l,ndern 
gerade das Emporkommen dieser Kreise der Bourqeolsle zu­
gunsten des Wachstums der Monopole, ja führ~n letztlidl z~m 
wirtschaftlichen Ruin einer großen Zahl von kleIDeren und mltt­
leren Unternehmen, insbesondere auch von Handwerks­
b etrieben. Es ist nicht zufällig , daß z. B. die Zahl der Hand­
werksbetriebe in Westdeutsdlland seit dem Jahre 1949 um 
rund 150000 zurückgegangen ist; aber diese Handwerker sind 
nicht zu Kapitalisten geworden, sondern sie sind dem Kon­
kurrenzkampf der Konzerne erlegen und in das Proletariat 
hinabgestoßen worden,22J 

Die folgenden Punkte der Essener Leitsätze knüpfen zwar an 
die Kölner Leitsätze an, dienen aber in Wirklichkeit zur Festi­
gung der Macht der Monopole. So zum Beispiel Punkt 6, der 
sich an den letzten Satz von Punkt 10 der Kölner Leitsätze 
anlehnt: 

U) über die Lage des Einzelhandels in Westdeutschland vgl. E. Krubke. 
a. a. 0., S. 8 t'l . 



,,Hi.n.sidltlich des Bank- und Kreditwesens ist eine staatlidle 
Aufsicht erforderlich. Die Einrichtung der Bankenaufsicht, die 
vor 1933 ins Leben gerufen wurde, ist entsprechend aus­
zubauen." 

Es wird deutlich, daß es sich gar nicht um eine wirksame Kon· 
trolle der Banken zur Verhinderung ihrer Monopolstellung 
handeln soll (von einer Uberführung in die Hände des Volkes 
gar nicht zu sprechen) , sondern man will bewußt dort an­
knüpfen, wo man in der Zeit der Weimarer Republik aufhör te. 

In gleicher Weise ist Punkt 7 der Essener Leitsätze zu ver-
stehen: 

"Die Vorbereitung und Durchführung der Wirtsdlaftsplanung 
und Wirtscha.ftslenkung sind Gemeinschaftsaufgaben staat­
licher Organe und der Selbstverwaltungsorgane der W.irt­
schaft." 

Daß eine ~Planung~ überhaupt erwähnt wird, dient lediglich 
dazu, den Volksmassen einzureden, daß nunmehr die dem 
Kapitalismus gesetzmäßig innewohnenden Wirtschaftskrisen 
und die damit notwendig verbundene Massenverelendung und 
Kriegsgefahr überwunden werden könnten. Tatsädll ich können 
und werden zwar die einzelnen Kapitalisten und Kapitalisten­
gruppen nach vorausberechneten Plänen die Produktion orga ni­
sieren, um HödJ.stprofite zu erzielen, aber gerade deshalb 
geraten sie in Widerspruch zu den Plänen anderer Kapitalisten 
und Kapitalistengruppen. Demzufolge wird der Konkurrenz­
kampf im Kapitalismus nicht aufgehoben, sondern im Gegen­
teil verstärkt, und dadurch entstehen neue Krisenmomente. Der 
anarchische Charakter der Produktion im Kapitalismus macht 
auch in seinem monopolistischen Stadium, dem ImperJalismus, 
eine Planung der Volkswirtschaft grundsätzlich unmöglich. 

Die Punkte 6 und 7 veranschaulichen, daß es bereits 1946 das 
Bestreben der Führer der Adenauer~CDU war, den Staat wieder 
zum Machtinstrument der Imperialisten zu machen und ver­
stärkt zu staatsmonopolistischen H errschaftsformen überzu­
gehen. 

Ähnlich wie in Punkt 9 von Neheim-Hüsten werden in 
Punkt 8 der Essener Leitsätze allgemeine Versprechungen in 
bezug auf die Aufstiegsmöglichkeiten gemacht. Dazu greift 
dieser Punkt auch auf Punkt 15 der Kölner Leitsätze zurück, 
um Sofortmaßnahmen zur Uberwindung der Kriegsfolgen zu 
prokJantieren: 

"Die Folgen des verlorenen Krieges müssen vom ganren 
Volk getragen werden. Die endgültige Überwindung der Ver­
luste an Besitz und Existenz ist ([lur durch neue Produktion 
möglich. 
Zur Behebung der unmittelbaren Not der besitzlos ~ 
wordenen muß ein sofortiger Ausglei<:h unter Heranziehung 
des aus dem Krieg geretteten Besitzes gefordert werden. U 

E! ist bei der Analyse der Kölner Leitsätze schon darauf hin­
gewiesen worden, wie die .Kriegsfolgen auf das Volk abge­
wälzt wurden, während der .. Ausgleich" als Währungsreform 
ausschließlich zugunsten der großen Unternehmer, also jener 
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Kr~fte erfolgte, di~ durch ~en zweiten Weltkrieg Riesenprofite 
erzlelt hatten. Wahrend die Aktionäre durch die Währungs­
reform etwa 10 % ihres Vermögens eingebüßt haben beträgt 
der Verlu~t der einfachen Sparer etwa 93,5 bis 95 %. ' 

Der letzte Punkt der Essener Leitsätze sagt schließlid:l aus: 

,,9. Die letzten Entscheidungen, in allen Fragen der Wirt­
schafts verfassung obliegen der gewählten Volksvertretung." 

Hier wird deutlich, daß sich die West-CDU gar nicht auf irgend­
we~~e Ein::elheitenr ihrer Leitsätze festlegen und für ihre 
Erfullung mcht verantwortlidJ.. gemacht werden wilL Sie über­
l~t ~e künft~ge Wirtschaft-spolitik der "Volksvertretung~, wo­
beI SIe durch ihre Wahlpropaganda - mit Hilfe der reichlichen 
finanzie.ll~n ~uwend~ngen d~.r Monopole-- dafür sorgt, daß vor 
allem dIejenIgen Krafte gewahlt werden, deren Interessen diese 
Partei heute völlig vertritt : die westdeutschen Imperialisten. So 
saßen während der ·dritten Legislaturperiode in der Bundes­
tagsfraktion der CDU/CSU 14 Konzernherren 24 Präsidenten 
kapitalistischer Verbände, 13 Fabrikbesitzer,' 12 Leiter von 
Unternehmerverbänden, 4 Großbankiers, 28 vom westdeutschen 
Monopolkapital als Sy~dici u. dgl. abhängige Rechtsanwälte, 
19 GutsbeSltzer usw. Dlese treffen win allen Fragen der Wirt­
~aft~ver~a5~ung die letzten Entscheidungen~ - -selbstver­
standllch In Ihrem Klasseninteresse. 

Es ist a lso deutlich geworden: Die Essener Leitsätze ent~ 
femen sich nom weiter von den Kölner Leitsätzen und dem 
Programm von Neheim-Hüsten zugunsten der Interessen des da­
mals zwar geschlagenen, aber in den Westzonen nicht zerschla­
ge~e~ Mo~opolkapitals. Die zentrale Forderung dieser Essener 
LeIts?tze ISt der Gedanke der ~SozialpartnerschaftN, um die 
Arbe.Iter durch demagogisd:J.~ Versprechungen zu gewinnen, 
den Klassenkampf zu unterbInden und die verderbliche Herr~ 
schaft der Reaktion erneut zu errichten. 

IV. Das Ahlener "Programm zur Neuordnung der ,"VirtsdlaU" 

(1 .-3. Februar 1947) 

~achdem ~n Essen die Aktivität und das Wollen der restau­
rallven Kreise in de r Führung der Adenauer-CDU deutlich 
gew.orden sind.~ ers~e.int der Inhalt der nädlsten program· 
mahsdlen Veroffenthchung dieser Partei, des vom britisdlen 
Zonenaussc:huß ~er CDU auf seiner Tagung in Ahlen in West­

.falen vom 1. blS 3. Februar 1947 einstimmig angenommenen 
"Programms zur Neuordnung der Wirtsdlaft" - kurz Ahlener 
Programm N genannt - überrasdlend, stellt es doch "das Pro­
gramm der West-CDU dar, das die weitestgehenden wirt­
schafts- und sozialpolitischen Forderungen erhebt. Darin ist es 
noch konseCJ:Uenter und präziser als die Kölner Leitsätze. 
Betrachten wir uns deshalb dieses Programm etwas genauer. 

Schon die Präambel des Programms enthält eine eindeutige 
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Absage an das kapitalistische Wirtschaftssystem, indem es dort 
heißt,") 

"Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist dem staatlichen und 
.sozialen Leben.sinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht 
geworden. Nach dem furchtbaren politischen, wirtschafUichen 
und sozialen Zusammenbruch als Folge einer verbrecherischen 
Machtpolitik kann nur eine Neuordn ung von Grund 
auf (vom Verfasser hervorgehoben) erfolgen. 
Inhalt und Ziel dieser sozialen und wirtschaftlichen Neuord­
nung kann nicht mehr das kapitaJistLscl1e G€winn- und Macht­
streben, sondern nur das Wohlergehen unseres Volkes sein. 
Dwch eine gemeinwirtsdlaftliche Ordnung soll das deutsche 
Volk eine Wirtschaft&- und Sozialverlassung erhalten, die dem 
Recht und der Würde des Menschen entspricht, dem geistigen 
und materiellen Aufbau UIl.SE:res Volkes dient und den inneren 
und äußeren Frieden sichert." 

Eine derartige Forderung nach einer grundlegenden Neu­
ordnung des Wjrtschaftslebens ist von der West-CDU weder 
zuvor noch später erhoben worden. Freilich sind - wie noch 
nachzuweisen ist - auch mehrere Gedanken der Essener Leit­
sätze wiederzuerkennen. Aber trotzdem findet in diesem Pro­
gramm das forl&brittlicbe Wollen des "linken Flügels~ in der 
Partei, nämlich der Menge der christlichen Werktätigen, seinen 
deutlichen Ausdruck. 

Der nächste 'Abschnitt analysiert die wirtsdlaftlldle Entwick­
lung Deutschlands in der Zeit von 1918 bis 1945. Zunächst wird 
der hohe technische und wi6Senschaftlidle Leistungsstand der 

' deutschen Industrie in dieser Zeit hervorgehoben. Anschließend 
wird das Verhältnis zwischen der Wirtschaft auf der einen 
Seite und dem Staat, dem deutschen Volk und den Arbeitern 
auf der anderen Seite untersucht. Allerdings treten hier auch 
manche falschen Auffassungen zutage, die den bürgerlich 
beschränkten Standpunkt weses ganzen Programms offen­
baren. So bezeidmete es beispielsweise die Wirtsdlaftsreform 
in Deutschland seit 1933 als "getarnlen Staatssozialismus". Die 
diktatorisdle Rolle des faschistischen Staates gegenüber der 
Wirtschaft wurde stark überbetont i die aktive Rolle der deut­
schen Monopole, die den Faschismus als Instrument zur Ver­
wirklichung ihrer Maximalprofite benutzten, wurde dagegen 
verschwiegen. Die Verfasser dieses Programms erkannten 
ebenso nidlt, ..... daß der erwähnte ~Gemelnbesitz" an Teilen der 
industriellen Wirtsdlaft (Bahn, Post, Rundfunk, Teile des Berg­
b aus usw.) sowie des Bankwesens als ,staatsmonopolistische 
Tendenzen des deutschen ImperJ.alismus aufzufassen sind. Auch 
wurde die wi r tsdlaftliche und soziale Lage des deutschen 
Volkes in der Weimarer Republik stark idealisiert. Gab es in 
dieser Zeit keine erbitterten Klassenkämpfe? Gab es nidlt die 
furdltbare Weltwirtsmaft6krise, in deren Gefolge der Faschis-

"> Alle Zitate des Ahlener Programms sind entnommen aus: Die Poli-
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tik der Adenauer-CDU _ eine Politik des nationalen Verrats. Politi­
sches Studium der Christlich-Demokratischen Union . Studienjahr 
1960/61, HeLt 2 (Studienmaterial). S. 9-12 

mus vom Monopolkapital in den Sattel gehoben wurde? Trotz­
dem wurde im Ahlener Programm ganz richtig die unheilvolle 
Rolle der deutsdlen Monopole erkannt: 

"Die Zeit von 1933 ab (in Wirklichkeit a.ber schon vorher; 
d. V.) hat zu großen Zusammenballungen industrieller Unter­
nehmungen geführt. Diese bekamen dadurch einen monopol­
artigen Charakter. Sie wurden für die Öffentlichkeit undurch­
sichtig und unkontrollierbar . . . Die zu dem engen Kreis der 
Vertreter der Großbanken und der großen industriellen Unter­
!Oehmungen gehörigen Pereonen hatten infolgedessen eine zu 
große wirtschaftliche und damit zu große politische Macht." 

Das Ahlener Programm ließ es nimt bei der Untersuchung der 
Vergangenheit bewenden, : sondern bemühte sich, daraus 
Folgerungen für die Gegenwart zu ziehen. Das zeigt der 
nämste Abschnitt. Dort heißt es zur Einleitung ähnlich wie in 
der Präambel: 

"Die n-eue Struktur der d~tschen Wirtschaft muß davon aus­
gehen, daß die Zeit der unumschränkten Herrschaft des Kapi­
tali.5mus vorbei ist. Es muß aber ebenso vermieden werden, 
daß der private Kapitalismus durch den Staatskapitalismus 
ersetzt wird, der noch gefährlicher für die politische und wirt ... 
schaftliche Freiheit des einzelnen sein würde. Es muß eine 
neue Struktur der Wirtschaft gesucht werden. die die Mängel 
der Vergangenheit vermeidet und die Möglichkeit zu tech­
nischem Fortschritt und zur schöpferischen Initiative des ein ... 
:reInen läßt," 

Im folgenden wird nun dargestellt, wie das auf den ver­
sdüedenen Gebieten der Wirtschaft geschehen soll. Zunächst 
handelt es. siro um die Entflecbtung der Konzerne: 

,,1. Konzerne und ähnliche wirtschaftliche Gebilde, die nicht 
technisch, sozia l oder wirtscl1aftlich absolut notwendig sind, 
sind zu entflechten und in selbständige Einzelunternehmungen 
zu überführen. Die technische Entwicklung verlangt bei ge­
wissen Unternehmungen eine bestimmte Mindestgröße, 
namentlich auch, um gegenüber dem Ausland konkurrenzfähig 
zu sein. Diese Mindestgröße muß derartigen Unternehmungen 
unbedingt belassen werden." 

Es ist offensichtlith, daß die Schwäche dieser Forderung in den 
Einschränkungen liegt, von denen sie begleitet ist. Aus ihnen 
wird deutlidl, daß es den Verfassern des Ahlener Programms 
in keine r Weise um revolutionäre, grundlegende Verände~ 
rungen der wirtsdlaftlichen Struktur ging, sondern aUenfalls 
um Reformen und Milderung der ärgsten Auswüdlse. Davon 
zeuqt auch jene oben zitierte Warnung vor dem .. S1'aatskapi­
talismus~, womit ja nach dem Sprachgebrauch dieser Herren die 
Planwirtschaft des Sozialismus gemeint ist, dem sie mit Un­
verständnis und feindseliger Ablehnung gegenübers.tehen. Wie 
irreal alle solene "EntnechtunqsU-Vorhaben sind, beweist die 
"Mindestgrößen"-Ausnahme, die es ja schließlidl den Mono­
polisten selbst gestattet; die "technism, sozial oder wirtschaft­
lim absolut notwend·ige ~ Größe ihrer Betriebe festzustellen 
oder gar - wie z . B. später die IG-Farben - ihre Konzerne 
Eoelber zu "entnechten U, Außerdem ist natürlidl den Vertretern 
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der imperialistischen Wirtschaft die Möglichkeit gegeben, jeder 
echten Entflechtung zu entgehen, wenn diese Maßnahme nicht 
von denen durchgeführt und kontrolliert wird. die am unmittel­
barsten -an ihr interessiert sind, nämlidl von der Arbeiter­
klasse. Das ist bekanntlidl durch die Enteignung der Krieg6-
verbrecher- und Monopolbetriebe in der damaligen sowJetischen 
Besatzungszone Deutschlands erfblgt; aber dieser Punkt feh lt 
im Ahlener Programm. 
Trotzdem ist der antimonopolistische Charakter dieses Pro­
gramms unverkennbar. Das zeigt sich auch im nächsten Ab. 
smnitt, in dem vor der Gefahr der Monopole gewarnt wird: 

.. 2. Un~~ungen monopalartigen Charakters, Untemeh­
m~ngen~ die ~ bestimmte Größe überschreiten mü&Sen. ver­
leIhen eme WlI'tschaftliche und damit eine politische Macht die 
die Freiheit im Staate gefährden kann. Dieser Gefahr inuß 
dadurch vorgebeugt werden, daß entsprechende Kartellgesetze 
erlassen werden. Darüber hinaus soll bei diesen Untemeh­
m~~en das. Mach.tverteilende Prinzip eingeführt werden, da­
mIt Jede trut dem Gemeinwohl unverträgliche Behel'l'ScluUlg 
wesentlich"er Wirtsch.a1tszweige durch den Staat, Privat­
personen oder Gruppen ausgeschlossen ist." 

Zweifellos ist hier der Wille, die Gefährlid:J.keit der Mono­
pole zu bändigen, deutlich zu spüren. Aber audl hier fehlt die 
notwendige gesellschaftlid:J.e Einsid:J.t und politisdle Konse­
qu~n~. um nicht nur ihre Gefährlichkeit, sondern nad:J. dem 
BeIspIel der Werktätigen in der damaligen sowjetisd:J.eDl Be­
satzungsz~)D~ die Monopole selbst zu beseitigen und damit 
das fasd:J.lstisd:J.e Ubel gründlich. bis auf die Wurzel auszu­
r.otten. ~tatt dessen sollen, wie weiter ausgeführt wird. öffent­
liche Korperschaften, Genossensdlaften und die Arbeitnehmer 
an. diesen Unternehmungen beteiligt sowie die Höhe des 
pnvaten Aktienbesitzes gesetzlidl begrenzt werden. Ausdrück­
lich wird aber betont: 

" ... Der dringend notwendigen Unternehm.erinitiative ist der 
erforderliche Spielraum zu belassen." 

Di~ f~Igenden Punkte knüpfen an die Forderungen der Kölner 
L.eltsatze an (besonders an die Punkte 10 und 11), präzisieren 
SIe aber nodJ.. weiter. In Fortführung der Kölner Gedanken wird 
die Vergesellsdlaftung der Grundstoftindustrie gefordert: 

,,3. Bergbau. Monopolartigen Charakter haben die Kohlen­
bergwerke schlechthin wegen des von ihnen geförderten tür 
das gesamte Volk lebenswichtigen Urproduktes .... Daher ist 
die Anwendung der .. . aufgestellten Grundsätze auf sie vOr­
dringlich; sie sind GOmi t zu vergesellschaften. .. 

Jedodl' alldl hier eine Einsduänkung: 
"Wenn in besonderen Fällen die Form des Staatsbetriebes 
zweckmäßiger erscheint, so sollen die vorstehenden Grund­
sätze der Anwendnmg dieser Form nicht entgegenstehen." 

Im ~: Pu~kt C:Uese6 Absdlnitts fordert das Ahlener Programm 
auch fur dIe elsensdlaffende Großindustrie den Weg der Ver­
gesell~dlaftung. Dabei müssen wir uns stets vor Augen halten, 
daß hier unter ~ Vergesellschaftung" nicht die Uberführung in 
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Volkseigentum, also nicht ' die Schaffung der öJ:c.0nomischen 
Basis eines soziaIistisdlen Staates verstanden WIrd. sond~m 
eben jene nebulosen gemischten Körperschaften. an denen Län­
der, Gemeinden und Arbeiter gemeinsam beteiligt s:in sollten. 

Die folgenden Punkte lehnen sidl ebenfalls unmittelbar an 
die Forderungen 10, 11, 13 und 14 von Köln an. Sie sprechen 
über den Ausbau des Genossensdlaftswe6ens. die Kontrolle des 
Geld-, Bank- und Versicherungswesens (hier ist aber auch die 
Obereinstimmung mit Punkt 6 der Essener Leitsätze ersicht­
lich), die Förderung der Klein- und Mittelbetriebe, de6 Hand­
werks und Gewerbes sowie die Adltung rechtmäß.ig er­
worbenen Eigentums. Deshalb soll auf diese Forderungen hier 
nicht nodl einmal eingegangen werden; das ist sdlon bei der 
Betrad:J.tung der Kölner Leitsätze geschehen. 

Die Tatsache, daß das Ahlener Programm bei den christlichen 
Arbeitern Westdeutsdllands recht große Resonanz gefunden 
hat, erklärt sidl aus dem nun folgenden Abschnitt. Wir haben 
gesehen, daß Punkt 12 der KöIner Leitsätze den Arbeitern die 
Rechte versprach, die ihnen entsprechend ihrer volkswirt­
schaftlid:J.en Bedeutung als den Produzenten der materiellen 
Güter zustehen. Während die Programme von Neheim-Hüsten 
und von Essen kaum darauf eingegangen waren, tut es das 
Ahlener Programm in noch ausführlidlerer Weise als die 
Kölner Leitsätze. Zunädlst wird den Arbeitern ausdrüdilidl 
das Mitbestimmungsrecht in deIlJ Betrieben zugestanden, wenn 
auch unter bÜTgerlich-kapitalistisdlen Formen: 

"In den Betrieben, in denen wegen ihrer Größe das Verhältnis 
zwischen Arbeitnehmer und Unternehmer nicht mehr auf 
einer persönlichen Grundlage beruh t, ist ein Mitbestimmungs­
recht der Arbeitnehmer an den grundlegenden Fragen der 
wirtschaftlichen Planung und sozialen Gestaltung sicher­
zustellen. Dies muß zunächst dadurch geschehen, daß die 
Arbeitnehmer des Betriebes- in den Aufsichtsorganen. z. B. 
im Aufsichtsrat des Unternehmens, die ihnen zustehende Ver" 
tretung haben. Zu diesem Zweck bedarf es einer Reform des 
Gesellsch.aftsrech.tes. lnsbesondere ist dem Aufsichtsrat eine 
stärkere Stellung gegenüber der Verwaltung zu verleihen. Bci 
Großbetrieben mit mehrköpfigem Vorstand sollte Betriebs­
angcl}örigen, die in langjähriger Betriebszugehörigkeit sich um 
den Betrieb verdient gemacht haben, Mitwirkung in der 
Leitung des Unternehmens dur-ch Berufung in den Vorstand 
gewährt werden. Die BerufWlg erfolgt auf Vorschlag der 
Betriebsangehörigen, die dem Aufsichtsrat mindestens drei 
Vorschläge zu unterbreiten haben." 

Daraus wird zweierlei deutlid:J.: Einmal ging es nid:J.t darum, 
sozialistisdle ProduktionsverhältniS6e zu schaffen, sondern die 
Mitbestimmung der Arbeiter sollte unter Beibehaltung der 
bürgerlid:J.-kapitaIistischen Produktionsverhäl tnisse verwi rklicht 
werden. Damit sollte audl nicht die Ausbeutung der Arbeiter 
abgeschafft, sondern nur in Grenzen gehalten werden. Zum 
anderen aber ist zu ersehen, daß die Forderung der Arbeiter­
klasse nadt Mitbestimmung in den Betrieben unüberhörbar 
wurde und auch von bürgerlichen Kreisen aufgegriffen werden 
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mußte, Und tatsädtlidl hätte die Verwirklidtung dieses Ab­
sdtnitts des Ahlener Programms die Lage der Arbeiter wesent­
lich verbessern können, Freilidl bleibt aum hier manmes offen, 
so beispielsweise die Frage, was darunter zu verst~hen ist, 
wenn sidl Belriebsangehörige .in langjähriger Betnebszuge­
hörigkeit um den Betrieb verdient gemamt haben", Für wen -
für die Arbeiter oder für den Unternehmer? Aum bei der Frage 
der Einbeziehung der Arbeiter in die Aufsimtsräte sind die 
Forderungen der Essener Leitsätze nad::t der Sozialpartnersd::taft 
und die Ablehnung des Klassenkampfes wieder vernehmbar, 
besondef6 wenn im Ahlener Programm weiter gesagt wird : 

"Durch geeignete Maßnahmen soll den Arbeitn~hmem .eine 
Beteiligung am Ertrage gesichert werd~n. Die Formen dieser 
Beteiligung können verschiedenartig sein und unterliegen 
besonderer Vereinbarung." 

Das ist unverbjndlidl und verpflimtet praktisch zu nidlts. Von 
besonderer Dedeutung ist aber für die Arbeiterklasse der 
nächste Abschnitt, der in Erweiterung der ForderunQ von Köln 
die Rechte und die Aufgaben der Betriebsräte darlegt. Darin 
heißt es: 

"Dem von der Belegschaft gewählten Vorsitzenden des Be­
triebsrates ist Gelegenheit zur Mitwirkung in a llen Fragen 
Zu geben, welche die sozialen Interessen der Betriebsange­
hörigen berühren. 
Darüber hinaus hat die Betriehsleitung in jedem Fall dem 
Betriebsrat einmal monatlich Bericht über die Lage des Unter­
nehmens zu erstatten, 'lmd den Betriebsangehörigen i.st ein 
Anspruch auf Auskunfterteilung in diesen Besprechungen zu­
zubilligen. " 

Verständlich erweise glaubten angesid:J.t6 dieser dem Be­
triebsrat zugebilligten Remte viele cbristlidle Werktätige, daß 
die West·CDU ihre Interessen wahrnehmen würde. Heute ist 
kaum zu qlauben, daß diese Rechte der Betriebsräte auf einem 
früh eren Programm der heutigen Regierungspartei der Bundes­
republik standen! Die fristlose Entlassung des Betriebsratsvor­
sitzenden Kraienhorst und des Betriebsrates Sadowski von der 
bundeseigenen (f) BerqwerksgeselIsrnaft nHibernia" unter 
Bruch der bestehenden Gesetze am 19. Juni 1961 zeigt, daß die 
Nolstandspolitik der Bundesregierunq auf früher - auch in 
Gesetzesform - gegebene Zusaqen überhaupt keine Rücksicht 
nimmt und heute - schon vor der formalen Annahme der Not­
slandsqesetze durch den Bundestag - nadl den Interessen des 
staatsmonopolistismen Kapitalismus praktiziert wird!2!o) 

Die progressive Tendenz des folgenden Programmabsdmitts, 
der sich mit der Wirt'Schaftsplanung befaßt, ist hier im Gegen­
satz zu den Andeutungen in den Essener Leitsätzen zu er­
kennen: 

"Planung und Lenkung der Wirtschaft wird auf lange Zeit 
hinaus in erheblichem Umfange notwendig .sein: es i.<; t aber 
ein Unterschied, ob die Planung und Lenkung im Hinblick auf 

U) stehe d llzu: Die demokratisd!.e Fassade fällt zusammen. in: Neues 
DeutsChland, Nr.169 vom 21. Juni 1961. S.I/2 

34 

j 

die Schwierigkeiten der wirtschaftlichen Lage erfolgt oder 
von Fall zu Fall als notwendig betra<:htet wird oder ob die 
Planung und Lenkung der Wirtschaft als Selbstzweck ange­
sehen wird. Planung und Lenkung der Wirtschaft wird auch 
in normalen Zeiten in gewissem Umfange notwendig sein, 
was sich aus tmSerer AuffasslUlg ergibt, daß die Wirtschaft 
der Bedarfsdeckung des Volkes zu dienen hat." 

Abgesehen davon, daß der erste Teil dieses Abschnitts im. 
WidersprudJ. zum Schlußsatz steht, geht doch deutlich daraus 
hervor. daß hier eine Planwirtsdlaft bejaht wird. Auf die Un­
möglichkeit einer staatlim gelenkten Wirt6Chaftsplanung im 
Kapitalismus ist allerdings ·sthon hingewiesen worden, Davon 
war auch im Ahlener Programm nidJ.t die Rede, sondern danach 
sollten die Planungs- und Lenkungsaufgaben von Selbstverwal· 
tungskörpersdlaften in der Form von WirtschaftGkammern 
durthgeführt werden. Diese sollen aber den Interessen der 
Bevölkerung dienen. Das wird auch nochmals betont: 

,,.Notwendig ist auf jeden. Fall, daß die breiten Massen der 
Arbeiber und Konsumenten an dieser Planung und Lenkung 
innerhalb der wirtschaftlichen Selbstverwaltung neben den 
Unternehmenn. gleichberechtigt teilnehmen .. . 
Bei allen Reformen der deutschen Wirtschaft, mag es sich um 
Bodenreform, Neuaufbau der industriellen Wirtschaft oder 
Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Arbeitnehmern und 
Betrieb handeln, ist das erste und vornehmste Ziel das Wohl 
des gesamten Volkes." 

So forderte das Ahlener Programm eine Wirtschaft, die die 
Interessen des Volkes als oberstes Ziel verfolgt - eine Forde· 
rung, die ohne sozialistische Produktionsverhältnisse völlig 
utopisch bleibt. Den Kapitalismus lediglidl zu reformieren, ohne 
ihn dm ganzen zu beseitigen, und dennom dem "Wohle des 
gesamten Volke6" zu dienen - das ·ist genau die - fromme 
oder bewußte - Lüge des sogenannten "christlichen Sozialis· 
mus", des .dritten Weges" zwisdlen K-apitalismus und Sozialis. 
mus. 

So hegen wir wohl beim Lesen dieses Abschnitts beredltigte 
Zweifel dar,an, daß der zur damaligen Zeit von der CDU­
Führung erns t gemeint war. Denn entgegen diesen Sätzen des 
Ahlener Programms dient die westdeutsche Wirtschaft eben 
nicht -dem Wohle des ganzen Volkes, sondern! einer dünnen 
Schicht von Monopolkapitalisten. 

Und ob der ebenfalls in Ahlen erhobene Protest gegen die 
WirtGdlaftspolitik der Westmächte ehrlich war? Jedenfalls 
waren es gerade führende Kräfte der West·CDU, die mit den 
Interessen vor allem des amerikanismen Monopolkapitals eng 
verbunden waren und die "Auslandshilfe" der USA in der 
Form des Marshall·Plans lebhaft begrüßten, von dem der 
frühere USA·Außenminister John Foster Dulles vor dem Außen­
politisdlen Aussmuß des Kongresses selbst gesagt hat: 

"Ich möchte ... klarstellen, daß dieses Programm nichts mit 
Mildtätigkeit zu tun hat. Es berI\lht auf den soliden Erwägun­
gen unseres ei~nen Interesses. 2S) 

U) "Denk ich a n DeutsChland". a. a. 0 .. S.38 
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Nachdem nun der Inhalt des vielgenannten Ahlener Pro­
gramms untersucht worden ist, ist es erforderlidJ., eine Gesamt­
einschätzung d ieses Programms vorzunehmen. 

Zunächst sei nochmals festgeostellt - und das ist auch bel 
der Behandlung des Inhalts dieses Programms deutlidl ge­
worden - : Das AhleneT Programm ist bei aller Kritik an der 
kapitalistisd::ten Gesellschaft kein soziali5ti~dJ.es, s~n~er.n ein 
bürgerliches Programm. An den Aufbau emer sozIalisllschen 
Gesellschaftsordnung war nicht .im entferntesten gedacht. 'Wenn 
von ~ Vergesellsmaftung.... gesprochen wurde. verstand man 
darunter durchaus nidlt die Enteignung der Kapitalisten und 
d ie Uberführung der Betriebe in Volkseigentum, sondern 
_ wie oben gezeigt - die Verhinderung einer zunehmenden 
Monopoli.sierung durm ein Kartellgesetz, durch die Be­
schränkung des Aktienbesitzes sowie durch die Beteiligung 
des S laates, der Länder, der Gemeinden und der Arbeiter an 
den Unternehmen. 

Aber nichtsdestoweniger kann man dieses Programm als 
ein relativ fortsrnrittlicbes bürgerlich-demokratisches Programm 
bewerten. Es enthielt viele positive Ansatzpunkte, die zur da­
maligen Zeit tatsächlich - wie es auch in der Einleitung des 
Programms heißt - eine "Neuordnung von Grund auf" er­
möglicht hätten. Das Ahlener Programm zeigte, daß die Politik 
der CDU-Führung, die die ~Sozialpartnerschaft~, die "Ab­
lehnung des Klassenkampfes u und die "zur Zeit nicht prak­
tisdle Vergesellschaftung" in ihren Essener Leitsätzen propa­
giert und sich damit offen für die Interessen der Unternehmer 
ausgesprochen hatte, bei den Arbeitern keinen Widerhall ge­
funden hatte und somit gescheitert war. Diesem Ergebnis ihrer 
Politik des Jahres 1946 mußte die Führung der West-CDU 
Rechnung tragen. 

Und noch ein anderer Faktor kam hinzu. In den Jahren 
1946/ 1947 durchzog als Auswirkung der Niederla~e, die der 
deutsdle Fasdlismus unter den wudltigen Schlägen der Alli­
ierten und vor allem dank dem heldenhaften Kampf der 
Sowjetunion erlitten hatte, ganz Europa eine starke sozia­
listische Bewegung. Das äußerte sidl nicht nur in dem Ent­
stehen volksdemokratischer Staaten in Osteuropa, sondern aum 
- in abgeschwächter Form - im Zustandekommen einer 
Volksfront-Regierung in Frankreidl - ähnlich in Italien -, im 
Sieg der Labour-Party in England, im aktiven Kampf der 
griedlischen Arbeiter um eine volksdemokratisdle Ordnung 
und im Anwachsen der revolutionären Arbeiterbewegung in 
den ander-en kapitalistisdlen Staaten Westeuropas. Selbstver­
ständlich wurde auch Deutschland von dieser Bewegung er­
faßt. Hier war es vor allem die Erridltung einer antifaschistisch­
d emokratischen Ordnung im Ergebnis der demokrat·ischen Um­
wälzungen in der damaligen sowjetisch besetzten Zone, die 
ihren Einfluß aum auf die demokratischen Kräfte in den west­
lichen Besatzungszonen ausübte. Das zeigen beispielsweise 
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folgende Ereignisse in WeGtdeutschland in den J ahren 1946 
bis 1948 : 

Am 19. September 1946 besmloß der Länderrat für die 
amerikanische Zone Grundsätze für eine Bodenreform i darauf 
wurden am 15. Oktober 1946 in Hessen und am 30. Oktober 
1946 in Württemberg Gesetze über die Bodenreform ver ab­
sdliedet. In Hessen ging ctie demokratische Bewegung noch 
weiter und führte am 11. Dezember 1946 zu einer Volksab­
stimmung über die Vergesellschaftung der Banken, Versiche­
rungen und der Schwerindustrie. Ähnlidle Maßnahmen erfolg­
ten w enig später in der britischen Besatzungszone: Am 
5. August 1947 wurde in Schleswig-Holstein ein Gesetz zu r 
V ergesellschaftung der Grundstoffindustrie angenommen, am 
11. September 1947 folgte ein Gesetz über die Bodenrelorm, und 
noch am 6. August 1948 (nach der separa ten Währungsreform!) 
billigte der Landtag von N ordrhein-Westfalen ein Gesetz über 
die Sozialisierung des Kohlenbergbaus. 

Dieser Entwicklung mußte die Par teiführung der West-CDU 
Rechnung tragen, um so mehr, als die meisten christlichen 
Werktätigen und aum viele einfadle Mitglieder und e~rl.i~e 
Funktionäre der Partei selbst ctie Forderungen nach SOZialiSie­
rung und nach demokratisdlen Reformen unterstützten. Das 
Ablener Programm widerspiegelt somit das Anwachsen der 
Aktivität der progressiven Kräfte innerhalb der West-CDlJ 
in den Jahren 1946 und 1947. Hätte die Partei führung ihre in 
Essen deutlich gewordene alte Politik fortqesetzt, so wäre ein 
großer Teil der Mitglieder und insbesondere der Wähler in 
kurzer Zeit zu den Arbeiterparteien überpewechselt, und cl·ie 
West-CDU hätte ihren Einfluß verloren. Dieser Entwicklung 
wollten die reaktionären Kräfte des Parteivorstancles dllTdi das 
Ahlener Programm einen Riegel vorschieben. Aus taktisdlen· 
Gründen nahmen sie d ie fortschrittlichen sozialen Forderunqen 
mit in das Programm auf, um diese Bewegub.g unter den 
Werktätigen abzufancren und für die eiqenen Ziele , nämlich die· 
Ziele des Monopolkapitals nutzbar zu madlen. 

Diese ihre wahren Absichten sprachen die Führer der West­
CDU 1957, also zehn Jahre nach der Veröffentlichung des' 
Ahlener Proqramms, offen aus. Denn 1957 war es iedem augen­
sd::teinlich. daß von den fortschrittlichen Forderungen ' des 
Ahlener Programms nichts mehr übri~!leb1ieben war, ja perade­
zu das Geqenteil (Tetan wlude. Deshalb wurde auf dem 7. Bun­
desparteitaq der CDU in Hamburq das Ahlener Proqramm offi­
ziell über Bord geworfen. Dazu bemühte man einen der Initia­
toren des AhJener Proqramms selbst, den dama1ioen stellver­
tretenden ParteivoTsitzenden und Ministerpräsidenten von' 
Nordrhein-Westfalen, Karl ArnoJd. Dieser frühere Renräsentant 
des "linken Flüaels" der Partei widerrief auf dem Hamburaer 
Parteitao 1951 das vor zehn Jahren von ihm selbst mitver­
faßte Proqramm mit folqenden Worten: 

"Würde dieses sozialistische Programm (daß es das gar n icht war, 
wurde oben nachgewiesen - d. V.) verwirklicht, so entstünde 
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ein sozialisti.sch.er Sog, der alle anderen Leben&- und. Wirt­
ochaftsbereicbe erfasslen würde. Die Sozialisierung aller Ener­
~quellen und die der Kohle würde folgen. Damit wäre a.ber 
auch der Weg zur Sozi~ der cbemi.schen und der 
Stahlindustrie, der Banken und Versicherungen beschritten."2\) 

Und schließlich zog Arnold das Fazit und kam zu <lern Er­
gebnis, das dem des AhIener Programms genau entgegensteht: 

"Die Sozialisierung ist kein Mittel, das gesel.lsch.a.ftspolitlsdle 
Problem zu lösen." 

Wie hatte Karl Arnold aber zehn Jahre zuvor bei der Ver­
kündung .seines Reg ierungsprogramms am 11. Juni 1947 vor 
dem Düsseldorfer Landtag gesagt? 

"Die bisherigen einseitigen Machtgebilde in der Großwirt­
sch.ait werden beseitig,t Wld ihl.'e Neubildung in der ~ukunft 
d 9.durch verhindert, da ß die deutsche Grundstoffindustrie, 
Kohlewirtschaft, die Stahl und Eisen erzeugende Industrie so­
wie die den Markt monopolisti6ch beherrschende Großchemie 
in Gemeinwirtschaft überführt wird. "27) 

Noch deutlicher als Arnold wurde sein späterer Nadlfolger 
als nordrhein-westfälischer Ministerpräsident, der Wahlkampf­
leiter der CDU zu den Bundestagswahlen 1957, Dr. Meyers, der 
das Ahlener Programm auf einer Pressekonferenz als ~end­
gültig erledigt" bezeichnete und erklärte: 

"Man müsse das Ahlener Programm aus den Gegebenheiten 
der Zeit verstehen, in der es entstanden sei. Das Ahlener 
Programm war eim Programm, dazu a.usersehen, den Sozialis­
mus zu verhindern. "28) 

Außerdem wollte man damals vor der britischen Labour­
Regierung (es war ja das Programm für die CDU der broitlschen 
Besatzungszonel) ~ine Verbeugung machen, die j edoch - nadl 
Dr. Meyers - . keinesfalls ernst gemeint" war. 

Damit ist klar erwiesen, daß das ga nze Ahlener Programm 
~keinesfal1s ernst gemeint" , vielmehr bewußt zur Irreführung 
der christlichen Bevölkerung und zur Verhinderung des Sozia­
lismus gedacht war und seither auch so benutzt worden ist. 
Das muß mit aller Deutlichkeit betont werd.en, weil viele 
christliche Werktätige auf Grund dieses Programms dn der da­
maligen Zeit der West-CDU vertraut haben. Die Forderungen 
dieses Programms sind auch heute noch bei vielen westdeut~ 
sehen Arbeitern lebendig, besonders bei den einfachen Mit­
gliedern der "Sozial ausschüsse der dlristlich-demokratischen 
Arbeitnehmerschaft" , einer der sems der CDU angeschlossenen 
Organisationen. So warten auch heute noch viele Werktätige 
auf die Verwoirklichung des Ablener Programms seitens der 
CDU-Führung; leider umsonst, -denn diese hat unterdessen ihr 
wahres Gesicht längst enthüIlt und durm ihre Politik ihre fort­
schritts feindliche Haltung klar . offenbart. 

") ebenda, S. 33 
~I} ebenda, S. 81 
.) Die ChriStlich-DemokratiSche Union und die Christlich-Soziale Union 

in der Bundesrepublik. herausgegeben vom Ausschuß rUr Deutsche 
Einheit, BerUn 1957. S. 15 
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v. Die Dft.sseldorfer .Leitsätze zur Wirtsdlafts-, Sozial- und 
Agrarpolitik-

(15. Juli 1949) 

Uber zwei Jahre nach -dem Ablener Programm veröffentlichte 
die CDU ihr nächstes Programm, die Düsseldorfer Leitsätze. 
Sie stellen das Wahlprogramm der CDU zu den ersten Bundes­
tagswahlen 1949 dar. Ihr Inhalt spiegelt die Veränderungen 
w.ider, die s ich von 1947 bis 1949 in Westdeutsdlland voll­
zogen. 

Die Demagogie der Adenauer-Partei, die sich im Ahlener 
Programm ausspradl, hatte ihre Früc.bte getragen. Die revolu­
tionäre Bewegung der Arbeiterklasse konnte damit und durch 
die revoisionistische Politik der rechten SPD-Führung abge­
fangen werden. Dadurch konnte die Arbeiterklasse West­
deutschlands gespalten und die Macht der Konzerne wieder­
hergestellt werden. Die Durchführung des Marshallplans, die 
separate Währungsreform, das Eingreifen der westlichen Be­
satzungsmädlte in die Wirtschaft und die Politik ihrer Be­
satzungszonen sowie die Aktivität reaktionärer westdeutscher 
Kreise vor allem in der CDU führten zur Restauration de6 
deutsdlen Imperialismus .in Westdeutschland. Eng verbunden 
mit dieser ökonomisdlen Entwicklung war die staatliche, näm­
lich über die Bildung des Frankfurter Wütsdlaftsrates und des 
Parlamentari6Chen Rates zur KonstHuierung des westdeutschen 
Separatstaates und zur Unterwerfung unter das Besatzungs­
statut der Westmämte. 

So ist auch nimt verwunderlich, daß in den Düsseldorfer 
Leitsätzen nichts mehr von den progressiven Forderungen des 
Ahlener Programms nach Sozialisierung der Wirtschaft zu 
lesen: ist. Im! Mittelpunkt der Düsseldorfer Leitsätze, die zur 
Grundlage der Regierungspolitik Adenauers nach seiner Wahl 
zum Bundeskanzler werden sollten, steht die breit angelegte 
Propagierung der ~sozialen Marktwirtschaft- -als des Funda­
ments einer .erfolgreichen" WirtsdlaftspoJitik - erfolgreich zu~ 
gunsten des Kapitals. So beginnen die Düsseldorfer Leitsätze 
gleich mit deo Worten: 

"Das wirtschaftliche und sozjale Leben des deutschen Volkes 
ging mit dem Kriege immer mehr einem Zustand völliger Auf­
lösung entgegen. 

Der 20. Juni 1948 (der Tag der separaten Währungsreform in 
den Westzonen. - d. V.) brachte den Umschwung. Die Wäh­
r-ungsretorm allein hat ihn nicht herbeigeführt. Sie schaffte 
die technischen Voraussetzungen·. Der wesentlichste Impuls 
kam aus der Inkraftsetzung ffi3rktpolitischer Grundsätze. Diese 
marktwirtschaftlichen Grundsätze wurden durch die VO!l1. der 
CDU vertrebene ,Soziale Marktwirtschaft' am 20. Juni 1948 zur 
Grundlag~ der deutschen Wirt..schaftspol:itik gemacht."29) 

.) zitiert bei : W1lhelm Karl Gerst, Eine AbreChnung - 50 Beitrüge zur 
Charakteristik der Adenauer-Partel, Berlin o. J .. S. 155 . 
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Hier wird also bestätigt, daß die separate Währungsreform 
und die "soziale Marktwirtschaft" eng miteinander zusammen­
h änqen. Dieser willkürlidle Akt vom 20. Jun'i 1948 schuf die 
"tedm'6men Voraussetzungen" dafür. ,Das bedeutet letztlich, 
daß die damit vollzogene Spaltung Deutschlands auf wirt­
schaftspolitischem Gebiet von den westdeutschen Imperialisten 
bewußt herbeipeführt wurde, um auf der Grundlage der von 
ihnen angestrebten .. sozialen Marktwirtschaft" ihre alten Posi­
tionen wieder einnehmen zu können. 

Was ist nun eigentlich unter "sozialer Marktwirt6dlaft" zu 
verstehen? Das wird in den Düsseldorfer Leitsätzen wortreich 
erläutert: 

"Die soziale Marktwirt.scha1t iiSt die ISOzial gebundene Ver­
fassun~ der gewerblichen Wirtschaft, in der die Leistuntf freier 
und tüchtiger Menschen in eiI1le Ordnung gebracht wird, die 
eill Höchstmaß von wirtsdlaftlichem Nutzen und sozialer Ge­
rechtigkeit für alle erbringt. Diese Ordnung wird geschaffen 
durch Freiheit und Bindung, die in der sozialen Marklwirt­
schaft durch echten Leistungswettbewerb und unabhängige 
Monopolkontrolle zum Ausdruck kommen. Echter Leistungs­
wettbewerb liegt vor, wenn d'lrch eine Wett~w"!rbsord'" mg 
Sichergestellt ist, daß bei gleicl1en Chancen umd fairen Wett­
kampfbedingungen in freier Konkurrenz die bessere Leistung 
belohnt wird. Das Zusammenwirken aller Beteiligten wird 
durch marktgerechte Preise gesteuerL"30) 

Es ist schwer, diese hochtrabenden Sätze zu verstehen. Ein­
mal wird die soziale MarktwirtGmaft als "sozial gebunden" 
bezeichnet. Man fragt sim, wodurch sie gebunden ist, doch ist 
davem nidtts gesagt: weder von Gesetzen noch von Planunp-s­
prinzipien nom von Gewissen oder Verantwortung ist die 
Rede. Zu Redtt stellt dazu der Bonner Publizist Wilhelm Karl 
Geret fest: 

"Wir sagen, diese ungebundene Freiheit in der Marktwirtschaft, 
in der jeder nach Herzenslust sich auf Kosten seiner Mit­
menschen bereichern kann und es auch tut, entbehrt des sozia­
len Charakters. Sie ist ihrem Wesen nach antisozial."31) 

Die eingefügten Worte von ~solialer Gerechtigkeit für alle­
tragen auch hier nur demagogisdten Charakter. Statt dessen 
wird um so mehr ersichtlich, daß es in erster Linie um die 
V erwirklichung des kapitalistischen Ma:xlmalprofits qeht, wenn 
die Rede ist von der ~Leistung freier und tüchtiger Meßf~cben", 
von einem "Höchstmaß von wirtsdlaftlicbem Nutzen", von 
"echtem Leistun!lswettbewerb", von .. gleichen Chancen und 
fairen Wettkampfbedingunqen in freier Konkurrenz". Unsinnig 
ist die Behauptung, daß "das Zusammenwirken aller Beteilig­
ten" durch die Preise bestimmt und beeinflußt werden könnte. 
Vielmehr ist I es gerade ump-ekehrt, daß daos ~Zusamrnen­
wirken" der kapitalistischen Produzenten sich auf das Zu-

U) zitiert in: Ernst Deuerlein. CDU!C5U 1945-1957. Beiträge zur Zelt-­
~eschichte. Köln 1957. S.I11 

tI) Wllhelm Karl Gerst, a. a. 0" S. 156/157 
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standekommen der Preise, d. h. auf ihre ständige Erhöhung 
auswirkt. Und was die "unabhängige Monopolkontrolle" be­
trifft, so erhebt sidl die Frage, von wem sie unabh~ngig sein 
soll; offensichtlich dachte die CDU-Führung an eme Unab­
hängigkeit von der Arbeiterklasse und den Gewerkschaften. 
Damit soll die "Monopolkontrolle" sdlließlich zugunsten der 
Unternehmer fungieren. 

Im gleichen Maße, wie die Düssel~orfer L.eitsätze die 
"soziale Marktwirtsdlaft" preisen, wird dle Planwlftschaft ve.r­
warfen. Bekanntlidl hatte sim die Adenauer-CDU noch 10 

ihrem Ahlener Programm deutlich zum Prinzip der Planwirt­
smart bekannt. Nun wird zwar in der Präambel der Düssel­
dorier Leitsätze scheinheilig behauptet: 

"Die vorwiegend eigentumsrechtlichen und gesellschaftspoliti­
schen Grundsätze des Ahlener Programms werden aner­
kannt . .. "32) 

Aber dann werden in den Düsseldorfer Leitsätzen die Grund­
forderungen des Ahlener Programms verleugnet und in ihr 
Gegenteil verkehrt. Gleim im Anschluß an das oben ange­
führte Lob auf die "soziale MarktwirtGmaft" heIßt es: 

"Die soziale Marktwirtschaft steht im scharfen Gegensatz zur 
Planwirtschaft die wir ablehnen, ganz gleich, ob in ihr die 
Lenkungsstellen zentral oder dezentral, staatlich oder selbst­
verwaltungsmäßig organisiert sind.":J3) 

In diesem Zusammenhang wird in den Düsseldorfer Leitsätzen 
jede Sozialisierung und jede Planwirtschaft verleumdet. Es 
wird zu beweisen versudlt, die Planwirtsdlaft sei ein ~tra­
gismer Irrtum", sie wür-de zu einer "Diktatur der Verwaltungs­
beamten" und zum Ende der "Demokratie und des Rechts", 
sdlließlim zum "Chaos" führen . Im Blick auf die ungleich 
schwierigeren Bedingungen des wirtsmaftlichen Wiederaufbaus 
in der damaligen sowjetisdlen Besatzungszone wird die Plan­
wirtsmaft demagogisch gleichgesetzt mit "Hungern" und ~ Ver­
waltung der Armut". Demgegenüber gebe die "soziale Markt­
wirtschaft" jedem die "Freiheit", sich ~nadt Leistung und 
Können am Wirtschaftsertrag zu beteiligen". Sie wird mit "Ar­
beiten" und ~Uberwindun'9 der Armut" gleidtgesetzt.:v.} 

Nicht von ungefähr wurde ,in den Düsseldorfer Leitsätzen der 
Gegensatz zwischen sozialer Marktwirtschaft und Planwirtschaft 
so stark hervorgehoben. Es muß berücksidltigt werden, daß 
diese Leitsätze das Programm der CDU/CSU zu den ersten 
Bundestagswahlen waren. Deshalb wurde natürlich gegen die 
smärfste Konkurrenz, die SPD, polemisiert, die - damals 
noch - in ihrer Wahlpropaganda die Durchführung der Plan­
wirtschaft vertrat. Durdl die BetonuDQ dieses Gegensatzes 
sollte bei einem CDU-Wahlsieq der SPD von vornherein die 
Rolle der Opposition zugewiesen werden, wie es dann auch 

SZ) zitiert in : Die Christlich-Demokratische Union und dIe Christllch-
Soziale UnIon in der Bundesrepubllk 8. a. 0., S.16 

11) zitiert bei: Ernst Deuerlein. s. a. 0 .. 5.111/11.2 
U) Die Christlich-Demokratische Union und die Christlich-Soziale 

Union in der Bundesrepublik, a. a. 0., S.16 
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Adenauer prompt in seiner Regierungserklärung vom 20. Sep­
tember 1949 verkündet hat: 

.. Die Politik des Frankfurter Wirt.schaftsrates, d ie Frage also 
.Soziale Marktwirtschaft' oder ,Planwirtschaft', hat so stark 
unsere ganzen Verhältnisse beherrscht, daß eine Abkehr von 
dem Programm der Mehrheit des Frankfurter Wirtscha:ftsra~s 
wunöglich war. 
Eine Koalition zwilSChen den Parteien, die die Planwirtschaft 
verworfen, und denjenigen, die sie bewahrt haben, würde den 
Wählern geradezu entgegengerichtet sein."3.5) 

Demagogisch wandten, sich die Düsseldorfer Leitsätze nidlt 
nur gegen die politischen Ziele der SPD, sondern auch gegen 
die andere , wenn auch weniger gefährliche Konkurrenz der 
FDP, indem scheinheilig behauptet wurde: 

.. Die soziale Marktwirtschaft steht a'lich im Gegensatz zur 
sogenannten ,freien Wirtschaft' liberalistischer Prägung. Um 
einen Rückfall in die ,freie Wirtschaft' zu vermeiden, ist zur 
Sicherung des Leistungswettbewel'bs die unabhängige Mono-­
polkontrolle nötig. Derm sowenig der Staat oder halböffentliche 
Stellen die gewerbliche Wirtschaft und einzelne Märkte lenken 
sollen, sowenig dürfen Privatpersonen und private Verbände 
derartige Lenkungsaufgaben übernehmen. "36) 

Was davon zu halten Jst, wurde oben bereits angedeutet. 
Diese Sätze dienten lediglich dazu, das Streben der Monopole 
nach "freier" wirtsrnaftlimer und politisdler Macht zu ver­
smleiern. Und die Monopolkontrolle sollte, wenn überhaupt, 
dann nur von solmen Kräften ausgeführt werden, die ihnen 
genehm sind und ihren Interessen nimt zuwiderhandeln, am 
besten also von "berufenen Vertretern" der Monopole selbst. 

In den Düsseldorfer Leitsätzen wird dann weiter auf die 
Wirtsdlaftspolitik der "sozialen Marktwirtschaft" eingegangen 
und erklärt : 

,.,Die ,soziale MarktwJrtscha.ft' verzichtet auf Planung und 
Lenkung von Produktion, Arbeitskraft und Absatz. Sie bejaht 
jedoch die planvolle Beeinflussung der Wirtschaft mit den 
organischoen Mitteln einer umfassenden Wirtschaftspolitik auf 
Grund einer elastischen Anpassung an die Marktbeobach­
tung."37) 

Das bedeutet: Die Wirtschaft der Imperialisten ist grund· 
~ätzlich frei und unabhängig. In Zeiten der Krise und der· 
Depression, wenn also den Monopolen Defizite drohen, greift , 
die Wirtschaftspolitik ein, das heißt, es werden Maßnahmen 
des Staates in der Form von Subventionen u. dql. durchgeführt, 
die -die alte wirtschaftliche Mamt der Monopole wiederherstel · 
len und ihm Profite erhalten sollen. Das wird freilich nicht so 
unverblümt zum Ausdruck gebradlt, sondern die Düsseldorfer 
Leitsätze greifen bier das alte Sdllagwort der Köln er Leitsätze 
und der Programme von Neheim-Hüsten und Ahlen von der 
.. Bedarfs deckung des Volkes" auf, wenn gesagt wird: 

11) zitiert bei: Wllhelm Karl Gerst. a. a. 0 .. S.1531154 
") zUiert bei: Ernst Deuerleln. a. a. 0 .. S.112 
>1) ebenda 
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.. Diese Wirlscha.:ftspolit:i.k führt. in .sinnvoller Kombination von 
Geld-, Kredit-. Handels-, ZOll-, Steuer- , Investit ions- und 
SoZialpolitik sowie anderer Maßnahmen dazu, daß die Wirt­
schaft in Erfül]ung ihrer letzten Zielsetzung der Wohlfahrt 
und Bedarfsdeck.ung des ganzen Volkes dient."38) 

Das ist der .soziale" Charakter der Marktwirtsdtaft: Defi· 
z.ite werden .sozialisiert", also über den Staat auf die Ge­
samtheit der kleinen Steuerzahler umgelegt, Gewinne aber 
werden pmvatisiert - in der Hand der westdeutschen Imperia­
listen! Die Wirtschaftspolitik hilft alGo dem wirtschaftlich 
Starken zu Lasten des wirtschaftlich Schwachen; von .. sozialer 
Gerechtigkeit" oder gar von dlristlichen Pr·inzipien ist keine 
Spur zu finden. 

Vergeblich wird man in den Düsseldorfer Leitsätzen - im 
Gegensatz zum Ahlener Programm - audl nach einer Forde­
rung sudlen, die die wirtsdlaftlidle Stellung des Arbeiters 
sidlert und seine Redlte festlegt. Diese Leitsätze sind ja auch 
kein Programm für die Arbeiter, sondern fix ieren die Redlte 
der Nutznießer der "sozialen Marktwütsdlaft", nämlidl der 
Unternehmer. So werden Losungen aufgestellt wie: 

"Wir erstreben gesetzlid1.e Maßnahmen zur Vertiefung einer 
ecllten Verantwortung in der Wirtschaft ... 
Gesetzliche Maßnahmen zur Verbesserung der Publizität müs­
sen vor allem für die Kapitalsgesellscha!ten geschaffoo werden. 
Eine zentrale Aufsicht des Geldwesens ist zum Schutze der 
Währung er!OiI'derlich ... "39) 

Diese Proklamationen sind entweder so gehalten, daß sidl 
niemand etwas Genaues darunter vorstellen kann, und deshalb 
für die Adenauer·Partei unverbindlidl und bequem, oder sie 
sind von untergeordneter Bedeutung und streifen die zentralen 
wirtschaftspolitisdlen Aufgaben nur, dienen jedenfalls nicht 
den wirtsdlaftlidlen- Interessen der Werktätigen Westdeutsch· 
lands. 

Der folgende der Düsseldorfer Leitsätze zeigt ihre -demago· 
gische Verlogenheit abermals deutlich: 

,.Im Interesse der deutschen Wettbewerbsfähigkeit auf den 
Weltmärkten streben wir eine Senkung des deutschen Preis­
niveaus an. Hierdurch wird zugleich eine Erhöhung des Real­
einkommens erzielt. "40) 

Entgegen diesen Versprechungen zeigt die wirtschaftliche 
En twicklung Westdeutschlands seit 1949 bis zur Gegenwart ein 
gewaltiges Ansteigen der Preise für die wichtigsten Konsum­
güter. Leidtragende sind die einfadlen Bürger Westdeutsdl· 
lands, Nutznießer die westdeutschen Imperialisten, deren 
Dividende stark gestiegen ist, während das Realeinkommen 
der westdeutsdlen Bevölkerung ständig sinkt. 

Weiter ist in den Düsseldorfer Leitsätzen zu lesen: 
.,Die soziale Marktwirtschaft schließt freie Berufswahl, Nieder­
lassung.sfreiheit, Gewerbefre:i.beit und Freizügigkeit ein. "41) 

OI) zitiert bei: Wilhelm KarI Geest . a. a. 0 .• S. 157 
") ebenda, S. 158/1'59 
01) ebenda. S. 159 
.. ) ebenda, S. 160 
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Bei der UntersudlUng der Kölner Le,ilsatze ist sdlon fest­
ges teIlt wOTden, daß diese auch im Bonner Grund~esetz ver­
zeichneten bürgerlichen Remte heute "dank" der Zerstörung 
der Bonner nDemokratie N faktisdl nur auf dem Papier stehen. 
Die Entwidclungs- und Berufsmöglichkeiten sind unter bürger­
lich-kapitalistischen Verhältnissen, also auch unter den Be­
dingungen der ~sozialen Marktwirtschaft", stetos abhängig von 
der Höhe des Vermögens der Eltern und vom n Wohlwollen" 
der Monopole, und audl der gesetzl·iche Zwang zum Dienst in 
der atomar aufgerüsteten Bundeswehr dürfte wohl schwerlidl 
etwas mit freier Berufswahl zu tun haben. 

Genau wie in den vergangenen und ebenso wie in den 
kommenden Programmen wird auch in den Düsseldorfer Leit­
sätzen das private Eigentum verteidigt: 

"Eine gerechte Verteilung der wirtschaftlichen Erträge und 
eine ooziale Gesetzgebung müssen aus den vermögenslosen 
Schichten unseres Volkes in großem Umfange besitzende Eigen­
tümer maclben. Die Bildung des SparkapitaJs wollen wir nach­
drücklich fördern. "'.2) 

In diesen Jahren setzt die .,christlich-demokratische Ei~en­
tumspolitik" ein, die später noch verstärkt fortqeführt wird und 
den Arbeitern immer wieder das "Miteigentum" am Ertrag, den 
.. Volkskapitalismus" und ähnliches verspricht. In W.ifklichkeit 
ist die .,Bildung von Vermögen in' Arbeiterhand" infolge des 
Zurückbleibens der Löhne geqenüber dem Steigen der Preise 
und des gesamten Nationaleinkommens fast unverände rt nied­
riq geblieben. Die propagierte VerrnöqensbHdunn und die 
Förderuno des Snarkapitals durch d ie Arbeiter soll den Unter­
nehmern . lediglich günstige Kreditmöglidlkeiten gewähren. 

Es ist nicht verwußderlidl, daß in Verbindußq mit der 
"sozialen Marktwirtschaft" in unmUteIbarer Anlehnuna an 
die Essener Leitsätze von 1946 nun wieder die Sozialpartner­
schaft propagiert wurde. So tauch.en in den Düsseldorfer Leit­
sätzen wieder die Phrasen von einer ·.,echten Partnerschaft", 
von einer "leistunqsgemeinsdlaftlidlen Verbundenheit" und von 
einer .. beiderseitigen Verantwortunq für das r1emeinsame 
Werk"43) auf, die den Werktätiqen das Bild einer ~Klassen­
harmonie" in der "sozialen Marktwirtsdlaft" vorgaukeln sollen. 

Audl in den übriaen Teilen sind die Düsseldorfer Leitsätze 
geschickt demago!lisch formuliert. Die Ziele der westdeutsdlen 
Imperialisten werden noch stark verschleiert, und die Leitsätze 
versuchen immer wieder, an das Ahlen er Proqramm anzu­
knüpfen, auch wenn ihre Forderungen denen des Jahres 1947 
diametral entqeCl"engesetzt sind. So versudlen die Düssetdorfer 
Leitsätze audl die Forderunaen nach Veraesellschaftung der 
Grundstoffindustrie wieder aufzunehmen und erklären: 

"Neben größtmöglicher Streuung des Eigentums belahen wir 
im industriellen Raum Unternehmungsformen in Gemeineigen-

Unton in der Bundesrepubllk, a. a. 0 .. S. 16 
ft) ebenda 
U) Dl~ ChristUch-Demokratische Union und die Christlich-Soziale 

turn dann, wenn sie wirtschaftlich zweckmäßig, betriebstech­
nisch möglich und politisch notwendig sind. UM) 

Da unter kapitalistisdlen Bedingungen eine wirtschaftlidle 
Zweckmäßigkeit und eine politische Notwendigkeit für ei~e 
Uberlührung in Gemeineigentum nie eintreten werden, Ist 
diese .. Forderung" bewußt zur Irreführung der Werktätigen er­
hoben worden. 

Aus alle dem wird emiditlich: Die Düsseldorfer Leitsätze 
knüpfen zwar teilweise demagogisdl an das Ahlener Programm 
an, enthalten aber in Wirklichkeit das Gegenteil von ~essen 
verhältnismäßig progressiven Tendenzen. Sie widerspiegeln 
die Restaurierung des Imperialismus in We6tdeutsdiland ö ihm 
allein soll die dort propagierte "soziale Marktwirtschaft" 
dienen. 

VI. Das Hamburger Bundestagswahlprogramm 

(Programm der Christlich-Demokratischen Union 
22. April 1953) 

War 1949 die Macht der Konzerne Wiederhergestellt worden, 
so sollte mit den Wahlen zum 2. Bundestag 1953 deren Einfluß 
auf Staat und Wirtschaft weiter ausgebaut werden. Im Ham­
burger Bundestagswahlprogramm der CDU zeigt siro einmal 
die dominierende Stellung der Monopole und zum anderen die 
bereits durchgeführte Remilitarisierung Westdeutsdllands. Auch 
dieses bisher umfangreidlste Programm der Adenauer-Partei 
soll kritisdl betrachtet werden. 

Natürlich sonnt sidl darin die Partei in den Erfolgen des 
westdeutschen "WirtGdlaftswunders~. Sie erwähnt kaum, daß 
die Ursadlen dieser Erfolge einmal in der nünstiqen Lage der 
Grundstoff- und Schwerin-dustrie in Westdeutsmland und in 
dem Hineinpumpen von amerikanisdtem Kapital in die west­
deutsche Wirtschaft, vor allem aber in dem Fleiß und den An­
strengungen der verstärkt ausgebeuteten we6tdeutschen Ar­
beiter l·iegen. Statt -dessen stellt sie gleidl zu Beqinn dieses 
Programms das westdeutsche .. Wirtsdiaftswunder" als daos 
all einige Verdienst der Partei und besonders ihres Vorsitzen­
den hin und erklärt: • 

•. Unter der Kanzlerschaft Konrad Adcnauers hat die ChristJich­
Demokratische Union in den letzten vier Jahren das deutsche 
Volk in der Bundesrepublik aus Hunger und tödliche r Ver­
einsamung herausgeführt ... 
Eo:: ist das geschichtliche Verdienst der Christlich-Demokrati­
schen Union, daß unter ihrer Führung die innen- und außen­
politisch·zn Voraussetzungen für den deutschen Wiederaufbau 
I!cschaf'Cen wurden. Wir werden das be~on"ene Werk mit der 
Zustimmung des Volkes nach den bewährten Gnmdsätzen 
unserer Politik weiterführen. Wi5) 

") ebenda 
U) Alle Zitate des Hamburger Bundestagswahlprogramms von 11153 sind 

entnommen aus: ,volfgang Treue. DeutSChe Parteiprogramme 1861 
bis 1956. 2. erweiterte Au.flage. GötUngen-Berlin-Franldurt H156, 
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Hat aber die Adenauer-Partei bei der Err.idltung des west­
deutschen Separatstaates oder bei der Remilitarisierung in der 
Bundesrepublik nach der Zustimmung des Volkes gefragt? 
Jetzt, als das Volk vor vollendete Tatsadlen gestellt worden 
war und die Kräfte der Reaktionl das politische Heft fest ,in 
der Hand hatten, wollte sich die CDU sdleinheilig auf "die 
Zustimmung des Volkes" berufen. 

Der erste Abschnitt des Hamburger Programms enthält staats­
politische Grundforderungen. Viele Sätze sind ihrem Inhalt 
nach schon aus früheren Programmen, angefangen von den 
Kölner Leitsätzen 1945, bekannt. Sie klingen den Wählern 
immer gut in den Ohren und werden deshalb . im Programm 
hervorgehoben. So lauten beispielsweise schon die ersten 
Sätze dieses Abschnitts: 

.,Es ist Aufgabe des Staa.tes, dem Menschen zu dienen. Der 
einzelne soll als freier Bürger Träger der Verantwortung für 
das Ganze sein. Die Staatsgewalt hat keinen Totalitätsan­
spruch." 

Wieder muß hier der Antikommunismus herhalten, um den 
Bonner "Totalitätsansprudt" auf Eigentum und Leben seiner 
Untertanen zu verdecken. Denn es ist ja -damals sdlon, aber 
noch mehr in der Folgezeit bis zur Gegenwart offenbar ge­
worden, daß der Bonner Staat im Dienste der reaktionären im­
perialistisdlen und militaristischen Kreise Westdeutschlands 
steht. Oder dient etwa die Atomkriegs· und Revanchepolitik 
dem einfadlen Bundesbürger? 

Betrachten wir nun Neues und Bemerkenswertes in diesem 
Ab6dtnitt. - In folgenden Sätzen wird der demagogische 
Charakter audl dieses Programms ersichtlich: 

"Jedes einseitige Macl1tstreben von Interessengruppen lehnen 
wir ab, weil nur das Wohl des Ganzen Ziel der Politik sein 
darf. Interessenparteien .sind Totengräber der staatlichen Ord­
nung. Splitterparteien stören die Voraussetzungen für echte 
politische Ent.scheidWlgen." 

Genaugenommen richten sich diese Sätze gegen die Politik der 
eigenen Partei. Denn es ist ja schon wiederholt darauf hinge­
wiesen worden, daß die Adenauer-Partei die politischen und 
wirtschaftlichen Interessen der reaktionären Großbourgeoisie 
vertritt. Wenn hiel von "Interessengruppen" und "Interessen M 

parteien- gesprochen wird, dann meint die CDU die Organi­
sationen der Arbeiterklasse, nämlidl die Gewerkscbaften und 
die Arbeiterparteien. Diese werden als .. Totengräber der staat­
lichen Ordnung" gebrandmarkt von einer Partei, die selbst zum 
Totengräber der bürgerlichen' Demokratie in Westdeutschland 
geworden ist! 

Mit den folgenden Sätzen verrät die Adenauer-CDU ihr 
Streben nach weiterer Festigung ihrer politischen Position im 
Bonner Staat: 

"Wir erstreben das Personen- und Mehrheitswahlrecht. Es 
fördert emte politische Willensbildung, wirkt der ZerspUtte­
rung entgegen und s<:ha1Jt klare Mehrheitsve:rhältnisge im Par­
lament, die stetige RegieI'iUIlgSarbelt sichern. Es verbindet. die 

Wähler mit ihren Abgeordneten, mit der Volksvertretung und 
den Parteien." 

Was den ersten Satz betrifft, so gehört er zu den wenigen 
dieses Programms, die konsequent verwirklicht worden sind. 
Durdl das daraufhin geschaffene Wahlsystem sind tatsächlich 
"klare Mehrheitsverhältnisse im Parlament''' gebildet wor~en 
_ klar für die CDU/CSU, die seit nunmehr zwölf Jahren eme 
_stetige Regierungsarbeit- leistet - gegen die Lebensinteressen 
des. deutsdlen Volkes. 

Mehr als zweifelhaft ist hingegen der letzte Satzi denn von 
einer Verbindung zwischen Wähler und Abgeordneten ist in 
Westdeutschland nichts zu spüren. Wie sollte auch eine enge 
Verbindung, wie sie uns in der sozialistisdlen Demokratie zur 
Selbstverständlichkeit .geworden ist, zwischen den Werktätigen 
und ihren Verderbern möglich sein? Der Bonner Staat hat sich 
_ nach. Schröder - zu einer "repräsentativen Demokratie­
entwickelt, in der sich die Mitwirkung der Bürger grundsätz­
lich auf den Wahlakt alle vier' Jahre besdlränkt, und selbst 
dieser ist angesidlts der Unternehmermillionen in der CDU­
Kasse, angesichts des offenen Wahlterrors gegen alle fried M 

liebenden, demokratischen Kräfte und nach dem Verbot der 
KPD politisch einfluß los geworden. Diese Entart:ung der Bonner 
"DemokratieM faßte die großbürgerlid::te "Frankfurter Allge­
meine" vom 20. Mai 1959 zu der Fonnel zusammen: "Das Volk 
wählt, aber regiert nicht." 

Bemerkenswert ist in diesem Absdlnitt des Hambur.ger Pro­
gramms, daß versucht wird, die alten Fasdüsten allmählid::t 
wieder "gesellsdlaftsfähig" zu mad::ten, auch wenn das noch in 
zurückhaltender Form geschieht. Zugleich soll auch die Ent­
schädigung der Antifaschisten nun beendet werden. So heißt es: 

"Die Entschädigung der vom Nationalsozialismus Verfolgten 
:ist noch von diesem Bundestag zu regeln. Die bei der Rück­
erstattung entstandenen unbilligen Härten müssen angemessen 
ausgeglichen werden." 

Die besondere Sorge der Adenauer-Partei wendet siro also 
von nun an auch offiziell den Faschisten und Kr,iegsverbre­
mern zu. 

Tritt die CDU im Hamburger Programm für die alten Fasdli­
steIlI noch in versdlleierter Form ein, so für die Militaristen 
schon ganz offenherzig. Das ist nicht verwunderlich, denn 
Adenauer hatte schon im Mai 1952 den sogenannten General­
vertrag und den EVG-Vertrag unterzeidmet und dafür gesorgt, 
daß der Bundestag am 19. März 1953 bei den Verträgen zu­
stimmte. Im Sonderabkommen zum EVG-Vertrag waren als 
Kern des westdeutschen Truppenkontingents 12 kriegsstarke 
Divisionen vorgesehen. Wozu diese Truppen verwandt werden 
sollten, erklärte Adenauer am 5. Dezember 1952 vor dem 
Bundestag: 

"Es wurde bezwei1elt, daß diese z.wölf Divisionen überhaupt 
etwas zu bedeuten hätten ... Wenn wir deutsche Divisionen 
haben, dann haben wir bei der Ausarbeitung der strategischen 
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Verteid:igung.spläne m itzusprechen . . . Die zweite Vorstellung 
war die .. " möglichst am Eisernen Vorhang zu verteidigen 
und wenn möglich, offensiv gegen Osten. "1,6) • 

Dazu also braudlt der Bonner Slaat die alten Militaristen, die 
bereits im zweiten Weltkrieg entsprechende .. Osterfahrung" 
ge6ammelt haben! Da die vergangenen Programme der Ade­
nauer-Partei den deutschen Militarismus verurteilt hatten, wurde 
es nunmehr Zeit, d ie Militaristen wieder zu rehabilitieren. Das 
gesdtieht -im Hamburger Programm mit folgen den Worten: 

.. Wir stehen zu den deutschen Soldaten, die, ih"Cer besten über­
lieierung getreu, sich dem Volk in sittliche r Verpflichtung 
verbinden. Das d....""ll pflichttreuen deutschen Soldaten nach dem 
Zusammenbruch von 1945 geschehene Unrecht hat ihre Ehre 
nicht berührt. Die gerechte Bereinigung der Kriegsverurteilten­
frage ist uns ein besonderes Anliegen. Eine sofortige Ergän­
zung des Gesetzes zu Artikel 131 m uß Unbilli~keiten in der 
Versorgung d~r ehemaligen BerufBsoldat.en, insbesondere der 
BeruCsunterofftziere, ausgleichen." 

. Diese .geredlte Bereinigung der Kriegsverurteiltenfrage" 
sleht heute so aus, daß alte Militaristen und Krieqsverbredler 
ihre aggressiven Parolen wieder ungehindert verbre iten kön~ 
nen und dabe i vom Bonner Staat und der Adenauer-Partei 
nom gefördert werden. Der Gipfel dieser Entwiddunq ist der 
Besdlluß des Bonner Bundestages vom 29. Juni 1961 den 
smlimmsten Kri eg6verbrechern, nämlim den Angehöriqe'n de r 
SS-Verfügungstruppe, der SS-Leibstandarte Adolt Hilter und 
der SS-Totenkopfverbände, staatliche Pensionen zu za hlen und 
ihnen den Weg in höchste Staatsfunktionen zu öffnen. Mit 
Recht stellte das Präsidi'um des Hauptvorstandes der Christlidl-

. Demokratisdlen Union der Deutsdle n Demokratischen Republik 
dazu fest: 

,,16 Jahre nach Kriegsende ist der 55-Staat wieder Wirklidt­
k-eit in einem Teil Deutschlands, . . Die Mörder aus der SS­
Leibstandart.e, aus den Torenkopfverbänden. die die Wach­
!llannschaflen für die Konzentrationslager stellten, .sollen tür 
Ihre Untaten belohnt werden .. , Die Rehabilitierung der Ver­
brecher aus der Zeit des Faschismus ist heute schon so weit 
fortgeschritten, daß die intellektuellen Urheber der Grausam­
keiten eines Eichmann, diF! wie Gl"bke in der Ronner Regipnm( 
sitzen. sich anschicken können, ihre alten Diener und Werk-
7.""lItC ZTt hnnoripren, , , Wer aber nie M'irder von gest("r.., be­
lohnt. der hat dje Mörder von morgen oclion gedun.gen. Diesen 
Gefahre'1 eilt es Eir'\h~lt 7" gebieten, solchem Tun gilt es mit 
allen Mitteln zu wehren. "41) 

Dieser Besdlluß des Bonner Bundestages war die folqerichUqe 
Fortsetzung der Politik der Adenauer·Partei mit dem Ziel, 
Faschismus und Militarismus zu rehabiliti eren, wie sie uns be­
reits im Hamburger Programm entgegentritt. 

Der zweite At:fS.Chnitt des Hamburner Prooramms nennt sich 
.Eingliederung der Vertriebenen und Flüdltlinqe" . Aber trotz 

") zitiert in: Verschwörung gegen Deutschland - Die Pariser Ver­
Irtl.ge - ein Komplott des Krieges und der Spaltun~, herausgegeben 
vom Aus'ichuß tUr DeutsChe Einheit Berl1n o.J 5 42 

U) Neue Zeit. 17. Jahrgang. Nr. 154 vom 6. Juli 11161:' S : 1 
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aller hier gegebenen Verspredlungen, wie Hausratshilfe, Woh­
nungsbau, Lastenausgleims- und Vertriebenengesetz, geht es 
der Adenau~r-Partei gar nicht um eine emte Eingliederung der 
Vertriebenen und Flüchtlinge in den Volkskörper, sondern 
viel~ehr um eine Eingliederung in das System der aggressiven 
Absll:hten der westdeutschen Milit:aristen und Revanchisten. 
Das kommt audl getarnt im Hamburger Programm zum Aus­
drude, wenn es dort am Anfang dieses Abschnitts heißt: 

"Eine entschiedene Vertriebenenpolitik: dient dem Wohle des 
Gesamtvolkes. Auch das unverzichtbare Recht auf die Heimat 
ist ein Anliegen dES gesamten Volkes," 

Das ist der Grundtenor aller gerade auch in jüngster Zeit 
inszenierten und von der Adenauer-CDU aktiv un terstützten 
"Heimat- U und Revancn istentreffen. Hierbei spielt der soge­
na nnte wLandes.verband Oder-Neiße u der Partei eine besonders 
aggressive Rolle, wobei man bede nken muß, daß der Vor­
sitzende dieses seltsamen "Landesverbandes u a usgerechnet der 
als Krieosverbrecher entlarvte und rechtmäßig verurteilte 
Theodor Oberlände r ist. 

Der d ritte und längste Abschnitt des H amburqer Programms 
befaßt sidl mit der Wirtsdla fts- und Sozialpolitik der Partei. 
In ihm taudlen die Prinzipien der ~soziaJen Marktwirtsmaft .. 
wieder auf, wie sie uns von den Düsseldorfer Leitsätzen her 
bek~n,nt sind. Zunädlst werden die w irtschaftlitben Erfolge als 
allel mg es Ergebnis der Marktwirtsdlaft qepriesen: 

.. Durch die soziale Marktwirtschaft haben wir die produktiven 
Kräfte des Volkes von den Lähmunge n der ZW3ngswi rtschatt 
befrei t und durch Leistungswettbewerb zur Entfaltung ge­
bracht." 

Es folgt eine Aufzählunq der Ergebniss e des "Wirtscnafts­
wundersN, ohne natürlitb die Kehrseite der Medaille , nämlich 
die ries.ige Verschuldunq Westdeutschlands und damit die poli­
tisdle und wirtsdlaftlidle Abhän~iakeit vom amerikanischen 
Monopolkapital , die ansteigenden Zahlen de r Arbeitsunfälle 
und der Frühinvalidität, den Abbau der Sozialleistunqen so­
wie die Verringerung des Lebensstandards infolcre der zu~ 
nehmende n Rüstungspoli tik zu erwähnen. Anschließend werden 
die zu löse nden Aufgaben aufqezählt, die - leicht variiert -
in jedem Proqramm auftauchen und auf deren Erfüllung die 
Bürger Weßfdeutsdllands immer nodl warten: 

•. weitere Steigerung und Verbilligune; der Gütererzeugung; 
Verbesserung des Lebensstandards für alle; 
die Förderung der landwirtschaftliche., Erzeugung, des freien 
Baue rn wnd des mittel<:tändischen Gewerbes; 
Ausba u der sozialen S icherung, insbzsondere für ältere An­
~e<:telltF!. Rentner, Pensionäre, die Opfer des Krieges und 
seiner Folgen; 
Röl,r\'mE!: von persönlichem Eigentum für breite Schichten des 
Volkes." 

Bei all en diesen Punkte n wurde schon bei den vorheriqen 
Prof:frammen gezeiqt, daß die Adena ue r-CDU für die Verwirk­
lidlung dieser Aufgaben nie etwas getan bat. 
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Im nächsten Absatz lehnt -das Hamburger Programm - wie 
bereits die Düsseldorfer Leitsätze - eine Planwirtschaft ab. 
Erklärten die Düsseldorfer Leitsätze die Planwirm.chaft noch 
als "tragischer Irrtum", so wir.d in Hamburg ungleich schärfer 
formuliert: 

"Eine durch staatlichen Zwang gelenkte Wirtschaftspolitik 
lehnen wir ab, weil sie die produktiven Kräfte lähmt, statt 
sie zu fördern, und weil sie mit einer freiheitlichen Rechts­
ordnung unvereinbar ist." 

Die Unwahrheit der Behauptung, eine zentral gelenkte Wdrt­
schaftspolitik (gemeint ist die Planwirtschaft) lähme die pro­
duktiven Kräfte, ist längst erwiesen durch die Entwicklung der 
Arbeitsp'roduktivität und das stetige rasche Anwachsen der 
Produktion in der Deutschen Demokratischen Republik. So 
stieg die Industrieproduktion in, der DDR allein von 1958 bis 
1960 von 59 Mrd. DM auf 71,3 Mrd. DM, also um 21 0/o!tis) 

Die in jenem Satz des Hamburger Programms vorgebrachte 
Argumentation ist überdies typisch für die gesamte weitere 
Politik der Adenauer-CDU und -der Bonner Regierung, Bis in 
die Gegenwart wurde und wird jede Bewegung, die der Re­
gierung nicht genehm ist - angefangen von der Tätigkeit der 
Kommunistismen Partei und anderer demokratischer Organi­
s.ationen über die Bewegung "Kampf dem, Atomtod" bis zur 
Aktion ~Frobe Ferientage für alle Kinder" und zum gesamt­
deutschen Sportverkehr -, als "mit einer freiheitlichen Rechts­
ordnung unvereinbar" verboten und unterdrückt. 

Die oben angeführten "Aufgaben" werden im Hamburger 
Programm dann näher erläutert. Zunächst wird NErhöhung 
der Produktivität 'und des Lebensstandards" proklamiert und 
auch ,gesagt, wie das erreidlt werden soll: 

"Rationalisiertmg und Produktionsstei.genmg sind die Voraus­
setzung für Kostensenkungen und eine echte Mengenkonjunk­
tur, die das Ziel der nächsten Phase der sozialen Marktwirt­
schaft ist." 

Das bedeutet aber unter kapitalistischen Bedingungen Inten­
sivierung der Arbeit, also verstärkte Ausbeutung der Arbeiter 
und zugleich Erhöhung der Profite 'durch "Rationalisierung" 
und "Kostensenkungen" . Die wachsenden Betriebsunfälle in der 
Bundesrepublik zeugen von dem unerhört hohen Grad der 
Ausbeutung der westdeutschen Arbeiter durch die Monopole.49) 

Verschwiegen wird hier auch die Tatsache, daß unter kapita­
listischen Bedingungen eine Mengenkonjunktur zu Krisen­
erscheinungen führt, wie sie in der letzten Zeit im Steinkohlen­
bergbau, in Teilen der Textilindustrie und der Kraftfahrzeug­
industr·ie sichtbar wurden. 

Wie in Düsseldorf, so werden auch hier wieder eine Mono­
polkontrolle, ferner ein Kartellgesetz sowie der ~Schutz gegen 

") Argumentation Nr. -16 vom 11. Juli 1961. herausgegeben vorn Büro 
des Präsidiums des Nationalrats der Nationalen Front des demo­
kratischen Deutschland. S.2 

' '') vgl. hierzu: Erwin Krubke. a. a. 0., S.15/16 
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unlauteren Wettbewerb" gefordert. Daß solme Maß,nahmen 
einzig im Sinne der Monopole erfolg'en sollen, zeigte die 
Praxis, als der Bundesverband der Deutschen Industrie - der 
führende westdeutsche Unternehmerverband - besagtes Kar­
tellgesetz mit Wirtschaflsminister Dr. Erhard aushandelte, 
bevor der Bundestag diesen Entwurf überhaupt zu Gesimt 
bekam.50) 

Bemerkenswert ist auch der folgende Satz: 
"Die Arbeitslosigkeit is~ mit allen zu Gebote steh.enden Mi~~el.n 
zu bekämpfen, im Bedarfsfalle auch durch akbve Beschäftl­
gungspolitik der öffentlichen Hand." 

Das ist ohne Zweifel erfolgt, wenn auch die Arbeitslosigkeit 
bis heute noch nicht völlig verschwunden ist. Wahrscheinlich 
aber hat 1953 kein Wähle r daran gedacht, daß das wesentliche 
Mittel der Bonner Regierung zur Beseitigung der Arbeitslosig­
keit die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und die 
Rüstungswirtsdlaff werden würde. Und für die Zukunft hält 
Innenminister Schröder innerhalb der Notstandsgesetzgebung 
noch das Notdienstpflichtgesetz bereit, allerdings nicht aus 
sozialen Gründen, sondern zur Vorbereitung und Durchfüh­
rung eines dritten Weltkrieges und zur ~rrichtung einer 
klerikal-faschistischen Diktatur in Westdeui'schland. 

Der nächste Teil des Hamburger Programms erläutert die 
Agrarpolitik der Partei. Auch hier werden zahlreiche Ver­
.spredl.Ungen gemacht: Bau von Landarbeiterwohnungen, För­
derun~ des bäuerlichen SdlUlwesens, Errichtung von Bauern­
hochschulen, Befreiung der Bäuerin von übermäßiger Arbeits­
belastung, soziale Gleichwertung der Landarbeit im Rahmen 
der Gesamtwirtsd1aft, landwirtschaftliche Berufsgenossenschaf­
ten und Landkrankenkassen. Aber keine dieser Versprechungen 
ist bisher in die Wirklichkeit umqesetzt worden. Auf die tat­
sächliche Entwicklung der Landwirtschaft wurde bereits bei der 
Analyse der Kölner Leitsätze hingewieGen. Im Hamburge'r 
Programm wird aber deutlich, worauf die Landwirtschaftspolitik 
der Adenauer-CDU hinzielt: 

"Zur weiteren Rationalisierung der landwirtschaftlichen Be­
triebsführung sind notwendig: Be.schleuni~t.e Flurbereinigung, 
Hebung der Landeskultur durch Bund und Länder, steuerliche 
Begünstigung der Technisierung, Ausbau des landwirtschaft­
lichen Kredit- und Genossensehaftswesen.s, verstärkt.er Einsatz 
von Betdebsmitrelkrediten und Realkrediten zur Erleichterung 
von Hofübergaben." 

Mit anderen Worten heißt das: Bonn strebt die Großraumwirt­
smaft zugunsten der kapitalkräftiqen Großagrarier und Junker, 
auf Kosten der kleinen und mittleren Bauernwirtschaften an, 
die audl durch das Kreditwesen dem R·uin ausqesetzt sind und 
im ZUge der ~Rationalisierungsmaßnahmen" :dem wirtschaft­
lid::t Stärkeren weirnen müssen. Wie notwendiq, wie demo­
kratisch, wie sehr auch christLidlen Prinzipien entsprechend is.t 

" ) Die ChristliCh-DemokratisChe Union und dIe ChristliCh-Soziale 
Union in der Bundesrepublilc. a . a. 0., S. 29 
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dagegen unser Weg zur genossenschaftlichen sozialistischen 
Landwirtsdlaft! 

Ahnlidl wie in der Agrarpolitik werden audl in der Mittel­
standspolitik zahlreiche Ver-sprechungen gemacht. Da ist die 
Rede von Gewerbeförderungsmaßnahmen für die Ausbildung 
des Nadlwudlses, von gleichen Startbedingungen für alle ohne 
Rücksicht auf die Betriebsgröße, von einer verständigen Steuer­
und Kreditpolitik für betriebliche Investitionen, von einer Be­
teiligung an öffentlichen Aufträgen und von einer entspre­
chenden Sozialgesetzgebung . . Sehr schön heißt es: 

.. Tüchtige und verantwortungsfreudige Menschen sollen sieb. 
im eigenen Betrieb erfolgreicl1 entfalten können." 

In Wirklid:l.k.eit aber wird der Mittelstand durch den Konkur­
renzkampf mit den Monopolen zerrieben; er hat im Kapitalis­
mus keine andere Perspektive. Das ist bei der Untersuchung 
der Essener Leitsätze schon nachgewiesen worden. Demgegen­
über zeigt gerade die Entwicklung .des Mittelstandes in der 
Deutschen Demokratischen Republik, daß hier keine Existenz­
.angst, keine Konkurrenzgefahr und keine Absatzschwierig­
keiten bestehen. Die Politik des ersten deutschen Arbeiter-und­
Bauern-Staates bietet auch dem Mittelstand eine Perspekive 
und bezieht ihn planmäßig in den sozialistischen Aufbau ein.51 ) 

Weiterhin wird im Hamburger Programm die verstärkte Fort­
führung des Wohnungsbaus gefordert. Obwohl seitdem amt 
Jahre vergangen und auch viele Wohnungen gebaut worden 
sind, ist das Wohnungselend immer noch unvorstellbar hoch. 
Das liegt daran, daß eine andere Forderung dieses Abschnitts 
übermäßig erfüllt worden ist, nämlich die .. Wiederherstellung 
der Wirtschaftlichkeit des Hausbesitzes~. Vor allem die Ein­
führung der "freien Marktwirtschaft~ im Wohnungswesen am 
1. August 1960 hat die Mieten derartig in die Höhe schnellen 
lassen, daß viele Familien sich eine ihnen zukommende Woh­
nung nicht leisten können und in Baracken, Bunkern und 
anderen Elendsquartieren hausen müssen. WJe heißt es aber 
im Hamburger Programm? 

"Wohnungseigentum. und Dauerwohnrecb.t müssen mehr als 
bisher gefördert werden." 

Die Reihe der Versprechungen wird fortgesetzt bei dec 
Finanz- und Steuerpolitik. Dazu wird verkündet: 

"Wir treten für eine wirtschaftlich sinnvolle Steuerreform ein, 
die das Steuersystem vereinfacht, überhöhte Steuersätze ab­
baut und insbesondere die unteren Einkommen entlastet." 

lil) siehe dazu: Erwin Krubke. a. a. 0 .. S. !7-36 
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In Wirklichkeit bradlte die laut angekündigte "große Steuer­
reform N die größten Ersparnisse gerade den großen Konzern­
herren. Nach dem Bulletin .des Presse- und In.formationsamtes 
der Bundesregierung sah die nach der Steuerreform eingetre­
tene Ersparnis wie folgt aus: 

Jahreseinkommen 
bis 4000 DM 

8000 DM 
15000 DM 
30000 DM 
60000 DM 

100000 DM 
1000000 DM 

Ersparnis 
2,7% 
4,4 '10 
9,3 '10 

11,3 '10 
14,3 '10 
19,0 '10 
25,0 '10 

(entnommen aus: .. Denk ich an Deutschland", herausgegeben 
vom Union-Pressedienst, Berlin 1957, S. 47). 

Die geringe Steuerermäßigung für die Arbeiter w·urde mehr 
als ausgeglidlen durch die ständig steigenden Preise für die 
Konsumgüter. Hauptnutznießer dieser Steuerpolitik waren 
und sind die Kapitalisten. Das ist auch im Hamburger Pro­
gramm gleich im AnsdJ.luß an die angekündigte Steuerreform 
offen ausgesprochen: 

.. Grundlage für die weitere Hebung des Lebensstandards ist 
eine ausreichende Kapitalbildung. Sie allein ermöglicht die 
Investitionen, die nötig sind, um die Produktion zu rationali­
sieren und auszuweiten, die Wettbewerbsfähigkeit zu verbes­
sern und neue Arbeitsplätze zu s<:h.affen. Das Schwergewicht 
der Förder.ungsmaßnahmen hat dem Wiederaufbau des Kapital­
marktes zu dienen.. " 

Neben der Erhöhung der Produktivität und des. Lebens­
standards ist die "Sicherung des sozialen Friedell'5~ die zweite 
große Parole dieses Abschnitts im Hamburger Programm. Wie 
üblich, stehen auch hier am Anfang große Worte: 

.. Unsere Sozialpolitik ist kein Anhängsel an die soziale Markt­
wirtschaft, sondern deren Ziel" 

Auch hier lobpreist die Adenauer·CDU die angeblidJ. großen 
Erfolge, die sie in den ersten vier JahrellI ihrer Regierung 
erzielt hat. Sieht man allerdings -etwas genauer hin, so findet 
man manches Haar in der Suppe ·der "sozialen Marktwirt­
schaft", besonders wenn man die spätere Entwicklung verfolgt. 
So wird zuerst über "Betriebsverfassung und Mitbestimmung­
gesprochen und behauptet: 

,,FortschrittlidJ.e Gesetze zur gerechten Gestaltung des- Verhält­
nisses zwischen Arbeitnehmer und Unternehmer wurden ver­
abschiedet ... Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist maß­
gebend durch. die Christlich-Demokratische Union gestaltet 
worden. Damit haben wir einen entscheidenden Beitrag zur 
Sicherung des sozialen Friedens in Betrieb und Wirtschaft 
geleistet. " 

Das is t eine Wiederholung der alten Losungen von Essen 
und DÜSlSeldorf, die den .. Betriebsfrieden-, -die "Klassenharmo· 
nie" und die .. Sozialpartnerschaft" propagierten. Die Mitbe-
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stimmung der Arbeitnehmer- ist durch die Adenauer-CDU in­
sofern .. maßgebend gestaltet" worden, als sie die Arbeiter 
systematisch von der Mitbestimmung im Betrieb ausschaltete. 

Der nächste Absatz ist der .. Sicherung der Rechte der 
Familie" gewidmet. AudJ. hier wird viel versprochen - und 
später nichts gehalten. Besonders interessant sind in diesem 
Zusammenhang folgende Sätze: 

"Die Familie hat ein Recht auf ausreichenden Wohnraum. :oer 
Gesetzentwurf der Christlich-Demokratischen Union zur Schaf­
fung von Familienheimen bietet die Gewähr dafür, daß die 
Familie mit allen ihren Erforderni.sse.n in den Mittelpunkt 
der künftigen Wohnungspolitik gestellt ißt Die Verabsdliedung 
dieses wichtigen Gesetzentwurfes ist darum ein drmgendes 
Erfordernis. 
Auch Mietwohnungen müssen in Ausstattung und Größe so 
gehalten sein, daß sie Raum für eine gesunde Familie bieten." 

Die Tatsadlen in Westdeutschland sprechen, wie bereits er­
wähnt, eine andere Spradle. So berichtete erst kürzlidl die 
.Frankfurter Allgemeine Zeitung" über die katastrophalen 
Wohnverhältnisse im Lager Osthofen in der Pfalz . 

,.Jede Wohnung hat zwei Zimmer, eine KUche und ein Bad. 
Jetzt wohnen in jedem Zimmer und in der Küche zwei Fami­
lien mit je drei Personen. Das heißt, in der Wohnung, die für 
eine Familie mit drei Personen gebaut ist, hausen jetzt sechs 
Familien mit 18 Menschen."52) 

So sieht also in der bundesrepublikanischen Wirklichkeit die 
im Hamburger Programm gepriesene .Förderung der Familie" 
und die Sicherung ihrer Rechte aus! 

Des weiteren spricht das Hamburger Programm von der 
Kriegsopferversorgung und bekennt sich "zu dem Anspruch der 
Kriegsbeschädigten und -hinterbliebenen durch eine der Größe 
des gebrachten Opfers entsprechende Versorgung durch die 
Gemeinschaft unseres Volkes" . Weiter heißt es dazu: 

" ... Im Arbeitsproz.eß 1st den Kriegsbeschädigten und Hinter­
bliebenen ein spezi1Lscher Schutz bei ausreichenden Einstel­
lungsquoten zu gewähren." 

Zwar wurde 1950 das Bundesversorgun'g6geselz für die Krjegs­
besdlädigten besdl10ssen, aber das entspricht keineswegs den 
geredltfertigten Ansprüchen der Opfer des zweiten Weltkrieges 
und ihrer H interbliebenen. Die Lage dieser Menschen schildert 
Wilhelm Karl Gerst folgendermaßen : 

"Wer zur Zeit mit 50 Prozent erwerbsunfähil:t ist, kann mit 
seiner Gesamtrente von 198 DM mit seiner Familie bei den 
gegenwärtigen Lebensmittelpreisen und Wohnungsmieten in 
der Bundesrepublik nicht existieren. auch wel')ll er noch etwas 
dazuverdient. Trotz der bestehenden Gesetze sind noch immer 
Il'licht alle der rd. 600000 Schwerkriegsbeschädigten in den 
Arbeitsprozeß eingeordnet. Mi!ndestens 20000 warten noch im­
mer vergeblich auf eine Beschäftigung. Eine ,"oße Zahl ihrer 
Schicksalskameraden ist in untergeordneten Funktionen ein­
gestellt (Türsteher, Bilioboten u. ä.). Diese Kameraden sind 
natürlich sehr unzufrieden. Sie klagen am lautesten über den 

Ir) z.Hlert in: Neue Zelt. 17. Jahrgang. Nr.173 vom 28. Juli 1961. S. 7 
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, 

,Dank des Vaterlandes', das ßie z,u so minderwertiger Arbeit 
zwingt . .. 
Mit aller Schärfe muß aber der verantwortlichen Mehrheits­
partei im Bundestag, der eDU, gesagt werden: Die G~sfl:IDt­
stunme der BundesauIwendungen für die Opfer des NaZlkrlegs 
und ihrer noch bedauernswerleren Frauen und Kinder, die zur 
Zeit bei etwa 3,6 Millionen Versorgungsberechtigten nur etwa 
3,2 Mrd. DM beträgt, muß mindestens auf das Doppelte erhöht 
werden, wenn Gerechtigkei t sein solL "53) 

Der näcbste Teil diese;:; Abschnitts im Hamburger Programm 
ist der Sozialversicberung gewidmet. Darin heißt es u. a.: 

"Die Sozialversicherung ist ein fester Bestandteil u~rer 
Sozialoronung. Wir werden die bewährte Form der gegheder­
ten Sozia lversicherung beibehalten ... In der sozialen Kra~­
ltenversicherung ist die verantwortungsvolle Zusammenarbelt 
zwischen Versicherten Kassen. Ärzben und Krankenhäusem 
.lU gewährleisten. Der Arzt dar! in seinem Wirken für den Kran­
ken nicht durch bürokratische Fesseln beeinträchtigt werden." 

Derjenige Bürger Westdeutscblands, der diesen Worten des 
Hamburger Programms Glauben schenkte und damals clie 
Adenauer-CDU wählte, wird es wohl nicht für möqlidl gehalten 
haben, daß die wBeibehaltung der bewährten Form der ge­
gliederten Sozialversjcherunq~ sechs Jahre später durm die 
"Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Krankenver.sime­
rung U ersetzt werden würde. Dieses neue "Remt" hmd~rt 
aum den Arzt in seinem Wirken für den Kranken - ganz 1m 
Gegensatz zu den Beteuerungen des Hamburger Programms -
durch die Selbstbeteiligung der Patienten an Arzt-, Kranken­
haus- und Arzneikosten. 1953 glaubte ja auch nom niemand, 
daß die atomare Aufrüstung Hauptaufgabe Nr. 1 des Bonner 
Staates und durm erhöhte Steuern und .. soziale Demontage" 
von den Bürgern Westdeutschlands finanziert werden sollte. 

Der letzte Teil dieses Ab6chnittes im Hamburqer Proqrarom 
befaßt sich mit (der Altersversorgung. Für ihn gilt letztlich das 
gleiche wie für die anderen Teile: viele Versprechungen, 
wenig wurde gehalten. Es heißt beispielsweise: 

"Wir fordern für die Alten und Invaliden ausreichende Siche­
r ung . .. Für den geleisteten Beitrag muß au.eh die volle Geg~n­
lEistung gewährt werden. Das V"'rhfi.1tnis zw,e:chen dpm Arhelts­
einkommen. am welchem die Beiträge zur Rentenversicherung 
geleistet werden, UIl'ld den gewährten Rentenleisbungen ist zu 
verbessern. " 

Die Wirklichkeit sieht auch hler durdlaus nidlt rosig aus . 
Einmal wurden die durthgeführten Rentenerhöhun!len durch 
eine Erhöhung der Beiträge zur RentenverGichel'Ung finanziert. 
Zum anderen wurden die Mindestrenten. die 55,- DM be­
truqen, abgesdlafft, so daß heute viele Rentner Zwergrenten 
teilweise sogar unter 20 DM erhalten und damit auf die öffent­
liche Fürsorge angewiesen sind. Die Rentenerhöhuno um 
6,1 Prozent im Jahre 1959 wurde dad'Urch mehr als ausqeqIichen, 
daß sie einerseits auf andere Sozialleistungen angerechnet 

N) Wllhelm Karl Gerst. a. a. 0 .. S.206/207 

~5 



wurde, andererseits durdl die s tändigen Preiserhöhungen ihren 
Rea lwert verloren hatte.5Io) 

Die ' im Hamburger Programm so stark be tonte Sozialpolitik 
der Adenauer~CDU ist unterdessen durch die Rüstungspolitik 
zu Grabe getragen worden. Selbstverständlich werden auch 
heute immer noch ähnlidte Verspredtungen auf sozialem Gebiet 
gemacht i aber es denkt wie früher niemand daran, sie ernstlich 
zu verwirklichen. Schon 1958 kündigte auf dem Kieler Parteitag 
Bundespräsident Gerstenmaier an: 

"Ich sage noch einmal, daß wir in allem wesentlichen die Gren­
zen des lSozialen Rechtsstaates erreicht haben. Wir haben 
keinen großenr Spielraum me hr. Treten wir über ihn hinaus, 
so besteht die Gefahr, daß wir kopfüber in das Gese11ochafts­
konzept des modernen Sozialismus stürzen. Der soziale Rechts­
staat hat seinen Bürgern nicht das letzte Risiko der wirtschaft­
lichen Existenz abzunehmen und nicht jedem, ohne Ansehen 
seiner Leistung, soziale Sicherheit zu garantieren,"55) 

Damit wird zugegeben: Um der Erhaltung der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung, mit anderen Worten: um des Profits 
willen' wird die Sozialpolitik gebremst. Der Kapitalismus ist 
nicht fähig und nicht willens, jedem Bürger eine gesicherte 
soziale Existenz zu bieten. Dieses wesentlidie Merkmal unter~ 
scheidet die bürgerlich~kapitalistische von der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung,. in der auf Grund der neuen sozialisti~ 
schen Produktionsverhältnisse die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen beseitigt ist und jeder Bürger eine ge~ 
sicherte Existenz besitzt. 

Kehren wir aber Z'Urück zum Hamburger Programm der 
Adenauer~CDU -des Jahres 1953, Der vierte Absdmitt trägt den 
v ielversprechenden Titel: . Eigentum für alle Schichten des 
Volkes". Darin wird die in den Düsseldorfer Leitsätzen be~ 
gonnene Propaganda der "Eigentumspolitik-" als angeblichen 
Merkmals der .Sozialpartnersmaft" fortgesetzt und breit aus­
gewalzt. Dabei wird wieder einmal das ~Gespenst des Kom~ 
munismus" heraufbesdlworen, der i!ngeblich die Men6dlen~ 
würde und die menschliche Existenz bedrohe - wobei heute 
offensichtlich ist, daß diese durdl die Kriegsvorbereitungen der 
Imperialisten bedroht sind. deren treibende Kraft der west~ 
deutsche Militarismus ist. Gerade um das- kapitalistische Privat~ 
eigentum an den Produktionsmitteln und die bürgerlich-kapita~ 
Jistische Gesellschaftsordnung zu erhalten, anders ausgedrückt: 
um eine Entwicklung zum gesellschaftlichen Eigentum an den 
Produktionsmitteln zu verhindern, fordert die .Eigentums­
politik" -der CDU ~Eigentum für alle Sdtidlten des Volkes", 
Daraus wild der demagogisdle Charakter dieser Forderung 
offenbar. Demzufolge hat die Behauptung: 

.. ) Ober die Rentenversorgung in Westdeutschland im Vergleich zu der 
Deutschen DemokratisChen Republik siehe: H. Wulf. Zehn Jahre 
Deutsche Demokratische Republik - zehn Jahre Rentenversorgung, 
in: Arbeit und 5ozialfürsorge, Nr. 23/1959, Ausgabe B 

u ) zitiert bei: Wllhelm Karl Gerst, 8. a, 0., 5.191 
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"Je mehr Eigentümer, desto ausgewogener ist das soziale Ge­
füge und desto gesicherter der soziale Friede" 

Bur propagandistischen Wert zur Verkündigung der .. Klassen­
harmonie" und der ~Sozialpartnerschaft .. . So wird auch wieder 
die Forderung nach -dem Eigentum an der Wohnung und nadl 
dem Bau von Eigenh eime n e rhoben: 

"Daa-um führt die Chris tlich-Demokratische Union den Kampf 
um ihr Gesetz zur Schaffung von Familienheimen mit aller 
Entschlossenheit. Nur so ist es möglich, breiten Schichten 
unseres Volkes persönliches Eigentum an Herd und Heim 
zu schaffen. Durch weitere gesetzliche Maßnahmen ist sicher­
zustellen, daß vor allem den Vertriebenen, Ausgebombten und 
jungen Familien die Möglichkeit gegeben wird, Eigentum an 
Wohnungen zu erwerben." , 

Trotz dieser großen Worte sind die Möglichke iten, diese 
Forderungen zu verwirklid:J.en, infolge der steigenden Miet~ 
und Grundstückspreise für die Familien der Werktätigen nicht 
gegeben. Voraussetzung für den Erwerb eines Eigenheims ist 
ein entspredlendes Vermögen. Nach westdeutschen Statistiken56) 
hat etwa jede zweite Familie in der Bundesrepublik ein Netto~ 
einkommen unter 500 DM und ist somit von vornherein nicht 
an der Lage, ein Vermögen zu ersparen. Ebenso unmöglich ist 
es aus dem gleichen Grunde, durch Konsumverzicht zu einem 
Eigenheim zu kommen. Der ganze Eigenheimbau ist dem:zufolge 
nur für die ~gehobenen Schichten" diskutabel, die selbst mehr 
oder weniger Nutznießer <ler kapitalistisdlen Gesellsdlaft sind. 

Groß aufgemacht wurde bei der Wahlpropaganda des Jahres 
1953 der folgende Teil des Hamburger Programms, .der das 
.Miteigentum" der Arbeiter verkündete: 

"Bei Neubildung von betrieblichem Eigentum sind Arbeiter 
Wld Angestellte zu beteiligen, dadurch erhält d:ie Gleich­
berechtigung und verantwortliche Mitbestimmung der Arbeit­
nehmerschaft in der Wirtschaft ihre sichere Fundierung. 
Die Verbindung von Mitbestimmung und Miteigentum ist die 
beste Verwirklichung des machtverteilenden Prinzips in der 
Wirtscha1t ... 
Die Schaffung von Miteigentum ist durch den Staat zu fördern 
und durch freiwillige Vereinbarungen auf der Grundlage 
einer Rahmengesetzgebung zu verwirklichen." 

Das ist eine Fortsetzung der • sozialpartnerschaftlidlen ~ Pro­
paganda von Essen und Düsseldorf, Aber immerhin konnte 
doch im Mitbestimmungsrecht der Arbeiter ein progreSGiver 
Kern enthalten sein, wie er an Köln und besonders in Ahlen 
zum Ausdruck kam. Deshalb wandten sim 1953 nom viele 
christlidle Arbeiter, besonders in den Sozialaussdlüssen, der 
Politik der CDU zu und glaubten, dieser Partei vertrauen zu 
können. Aber den Vertretern der Konzerne war sdlon der 
Gedanke unerträglich, daß die Arbeiter in ·irgendeiner Form in 
den Betrieben mitzubestimmen und " Miteigentum " an den 
Produktionsmitteln hätten. Sie sorgten in der Folgezeit dafür, 

H) vgl. Soziale orddung. Christlich-demokratische Blätter der Arbeit, 
Bel1age zu Nr,1/1900 
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daß das .. Miteigentum" aus den Forderungen der Adenauer­
CDU wiec;ler verschwand. Diese Tatsadten enthüllte und kriti­
sierte selbst die Monatszeitsdlrift der Sozialaussmüsse der 
West-enU, die "Soziale Ordnung" . Zunächst sdlrieb sie 1956 : 

"Nach dem Hamburger Programm der CDU hätte e igentlich 
erwartet werden mü.s.sen daß seitens der Bundesregierung ein 
Gesetzentwurf über das Miteigentum der Arbeitnehmer vor­
,gelegt wtyde. Mit Bedauern hatte schon festgeste llt werden 
müssen, daß die Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 
20. Oktober 1953 diesen vor den Wahlen so herausgestellten 
Programm punkt .reiner Partei als eine Aufgabe seiner Regie­
rung nicht einmal erwähnt hatte ... 

Wenn die CDU glaubwürdig sein will, wird ihre Fraktion sich 
nidlt nur geschlossen hinter d iesen Entwurf (gemeint ist ein 
diesbezüglicher Entwurf von Abgeordneten des "linken 
Flügels" der CDU zur Venruklichung des "Miteigentum.s" -
d. V.) stellen, sondern auch eine parlamentarische Behandlung 
in die Wege leiten müssen, die eine Verabschiedung noch in 
dieser Legislaturperiode sicherstellt. "57) 

Der ~Sozialen O rdn ung N muß hier einmal Recht gegeben 
werden: Um die Glaubwürdigkeit einer solchen Partei muß es 
wirklich schlecht gestellt sein, die sechs Monate nach Verkün­
dung ihres Wahlprogramms und nam erfolgtem Wahlsieg ~ ver­
geSGen" hat, was sie ihren Wählern vorher versprach! - Ein 
Jahr später enthüllte die "Soziale Ordnung" die Ursachen für 
dieses Manöver der Adenauer-Partei: 

"Der Präsident de r Bundesvereinigung der deutschen Arbeit­
geberverbände, Dr. Paulsse.n, hat dem ,lndustriekurier' in 
einem Interview bedeutet, daß ... es nicht angf'he - solange 
Eigentum eine Rechtsinstitution abendläIldiLSCher 'lTadition 
sei -, Teile eines durch unber.nehmerische Aktivität und Be­
gabung geschaffenen Eigentums umzuverleilen,. Jede er­
zwungene Bildung und Abtretung von Eigentum... werde 
man entschieden ablehnen ... In diesem Pressegespräch hat 
Dr. Pauls&en nam Befragen auch die Miteigentumsvorsdlläge 
der SozialausschÜSS€ abgelehnt. Dagegen begrüßte er sehr 
die neuen Pläne von Bundesminister Dr. Erhard über die 
Privatisierung von StaatsvermögEll durch die sogenannte 
Volksaktie. Für die Christlich-Damokrati.sche Arbeitnehmer­
schart und sicherlich auch für andere CnU-Mitglieder gibt 
es keinen Zweifel darüber. daß die CDU dem deut"lchen Volk 
1953 versprochen hat, ein Rahmengesetz über ein Miteigentum 
für Arbeitnehmer zu schaffen. Auch der Bundesparteita't der 
CDU in Stuttgart 1956 hat d.ieses Versprechen noch einmal 
bestätigt. 
Um so größer ist das Beda.uern, daß wir nun zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß gewisse Gruppen - auch innerhalb der 
CDU - nun von dieser damaligen Forderung nicht nur nichts 
mehr wissen wollen. sondern es sogar als ihre Aufgabe an­
sehen, gegen diese Forderung scharf Front zu machen , davor 
zu warnen oder oogar sich darüber zu mokieren."58) 

.') ebenda, Nr. 1011956, S. 162 
IS) ebenda, Nr. 6/1957, S. 87 
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So ist es zu verstehen, daß die Propaganda des "Miteigen­
turns" recht schnell versdlwand und ersetzt wurde ·durch die 
gesd::täftige Reklame für die "Volksaktie", wie es sich dann 
im nächsten Wahlprogramm der CDU 1951 zeigen sollte. An 
diesem Beispiel ist aber auch deutlich geworden, daß die Politik 
der Adenauer-Partei auf die leisesten Regungen der Unter­
nehmerverbände sofort reagiert, während sie die Wünsche und 
das Wollen selbst ihrer eigenen einfachen Mitglieder ignoriert. 

Bemerkenswert ,ist noch der letzte Teil dieses Abschnitts im 
Hamburger Programm. Dort heißt es : 

"Verstaatlichung und sozialistisches. Gemeineigentum sind 
keine Lösung der sozialen Frage. Miteigentum am Betrieb ist 
soziale Tat jenseits von Kapitalismus und Sozialismus und 
dient der sozialen Ausgestaltung der Marktwirtschaft." 

Während die Düsseldorfer Leitsätze noch versuchten, Ver­
bindungen zum Ahlener Programm herzustellen, werden jetzt 
die progressiven Forderungen dieses Programms von 1947 nach 
Verstaatlidlung und Gemeineigentum endgültig liquidiert. Statt 
dessen wird mit der Propaganda des "Miteigentum5" den 
Arbeitnehmern die Tllusion einer .. sozialen Tat jenseits von 
Kapitalismus und Sozialismus" vorgegaukelt, eines . dritten 
Weges" also, den es natürlich in Wirklichkeit gar nidlt geben 
kann. Vielmehr wird ja am Smluß selbGt bestätigt, daß damit 
die ~MarktW'irtschaft" unterstützt, also die Position der Kapita­
listen gestärkt werden soll. 

Der fünfte Abschnitt des Hamburger Programms ist über­
schrieben: "Unsere Forderung für die Jugend". Am Anfang 
wird erklärt: 

"Der Jugend, die vom nationalsozialistischen Staat schwer 
mißbraucht worden ist, muß iede Möglichkeit gegeben werden, 
den !SOzialen Rechtsstaat, um den wir 'Uns bemühen, als ihren 
Staat zu empfinden und! anzuerkennen." 

Allerdings sind die Adenauer-Partei und der Banner Staat 
sehr bemüht, die Jugend für sidt zu gewinnen. Nun handelt 
es sidt keineswegs um einen .. sozialen Rechtsstaat", den die 
Jugend als .. ihren Staat empfinden und anerkennen" könnte, 
sondern um einen ebenso aggressiven und räuberisdlen Staat, 
wie es der Nazi-Staat war, deS6en Kriegszielen und fasdtistisdlen 
Methoden und' Praktiken die des heutigen Bonnel' Regimes 
erschreckend nahekommen. Wie einst im Hitlerreich, so wird 
heute im Adenauer-Staat die Jugend für die aggressiven Ziele 
der Militaristen und Imperialisten mißbraucht. Wie e-inst, so 
werden auch heute der Jugend Westdeutschland5 zahlreiche 
Versprechungen gemacht. Im Hamburger Programm werden 
angekündigt: mehr Wohnheime für Lehrlinge, Erweiterung 
von Grundausbildungslehrgängen, ein Jugendarbeitssdtutzgesetz 
und ein Berufsausbildungsgesetz, ein Jugendhilfsgesetz , Eindäm­
mung des Einflusses von Schund und Schmutz, Förderung de5 
guten Jugendschrifttums und des Jugendfilms. Aber dies alles 
steht nur auf dem Papier, weil die ~Sorge" um die Bundes­
wehr alle Sorgen um die geistige und kulturelle Entwicklung 
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der Jugend erstickt. Die riesigen Kosten für die NATO-Truppe 
und die Aufrüstung lassen nichts mehr für die Förderung der 
Jugend übrig,s0j Dafür läßt man aber ungehindert antisemi­
tische, militaristische und faschistische Publikationen auf dem 
Büchermarkt erscheinen, um · die Jugendlichen für die mensch­
heitsfeindlichen, Ziele der westdeutschen Militaristen und 
Neofaschisten zu gewinnen. 

Damit kommen wir zum sedlsten und let~ten Abschnitt des 
Hamburger Programms, der unter dem Titel "Deutschland 'in 
der Gemeinschaft der freien Völker" die außenpolitische Kon­
zeption der Adenauer-Partei festlegt. Er spiegelt die völlige 
Einbeziehung Westdeutschlands in die westlichen Paktsysteme 
wider, andererseits den zunehmenden Einfluß des westdeut­
schen Militarismus auf die Fragen der Wiedervereinigung 'Und 
der Außenpolitik und schließlidl die Heuchelei in der Wahl­
propaganda zur Irreführung der Volk.smassen. Gleidl am An­
fang dieses Absdmittes wird unter Leugnung der tatsächlichen 
Situation in Deutschland und unter Mißachtung der Bestim­
mungen des Potsdamer Abkommens über die einheitliche und 
demokratische Entw{cklung in ganz Deutschland anmaßend und 
widerrechtlidl behauptet: 

"Die Bundesrepublik Deutschland handelt stellvertretend für 
alle Deutschen in Ost und West. denen es versagt ist, in 
einem freien, sozialen Rechtsstaat zu leben." 

Das ist die in der Bundesrepublik herrschende Staatsrechts­
anschauung, die die Existenz der Deutschen Demokratischen 
Republik ignor.iert, eine systematisch gelenkte und offiziell 
vom, sogenannten "Ministerium für gesamtdeutsche Fragen" 
unterstützte Hetz- und Lügenpropaganda über die "Sowj etzone" 
betre·ibt und sich erdreistet, für alle Deutschen spredlen zu 
wollen. Daraus wird dann die Auffassung abgeleitet, daß die 
Deutsche Demokratisdle Republik nur ein vom "Mutterland" 
losgelöster Teil sei, der durCh den "Anschluß" an die "freie 
:-Velt" wieder "befreit" werden müsse. ScheinheHig aber wird 
Im Hamburger Programm behauptet: 

"Es bleibt U11S€re Kernaufgabe, auf friedlichem Wege allen 
Deutschen eine gemeins.:'lme Heimat zu geben ... Die Christ­
lich-Demokrati,sche Union wird ni<;ht aufhören, mit allen 
Kräften und letzter Entschlossenheit weiter für die Wieder­
vereinigung zu arbeiten." 

Wie "entsdllossen" allerdings dafür gearbeitet wurde, be­
weisen die historischen Tatsachen. Im Jahre 1952 bestanden 
günsti(le Vora ussetzungen, um der friedlidten vViedervereini­
gung Deutschlands einen Schritt näher zu kommen. Die Volks­
kammer der Deutschen Demokratischen Republik unterbreitete 
dem Bonner Bundestag den Entwurf eines Wahlgesetzes für 
(lesamtdeutsche Wahlen zu einer Nationalversammlung, in 
dem es hieß: , 

Ir) Näheres darüber in : Denlt ich an Deutschland. a. a. 0 .. S. 53-66 
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"Das Recht der Parteien, Organisationen oder Vereinigungen, 
die einen ordnungsgemäßen Wahlvorschlag eingebracht haben, 
sowie ihrer Kandidaten, ihre Meinung durch Wort, Schrift, 
Dr,uck, Bild oder in sonstiger Weise in ganz Deutschland frei 
zu äußern und zu verbreiten, wird gewährleistet. "60) 

Im gleichen Jahr reiste eine Delegation der Volkskammer nach 
Bonn, um mit dem Bundestag die gemeinsame Entsendung von 
Vertretern zur Viermächtekonferenz sowie die Bildung einer 
deutschen Prüfungskommission für freie gesamtdeutsche Wah­
len zu vereinbaren. Doch der westdeutsche Bundestai lehnte 
auf Veranlassung Adenauers derartige Beratungen ab. 1) 

Wäre es der Adenauer-Partei ernst gewesen mit einer demo­
kratrismen, friedLimen Wiedervereinigung Deutschlands, so 
hätte sie es hier beweisen können. Was sie tatsächlich beab­
sichtigte, geht aus dem 1954 abgeschlossenen "Deutschland­
vertrag" zwischen den Regierungen der Bundesrepublik und 
der USA, Englands und Frankreichs hervor. Dort behalten sich 
nach Arhkel 2 die Westmächte 

"die bisher von ihnen ausgeübten oder innegehabten Rechte 
und' Veraaltwortlich.keiten in bezug auf Berlin und auf 
Deutschland als Ganzes ein.scliließlich der Wiedervereinigung 
Deutschlands und einer fried.ensvertra·glichen Regelung"62) 

vor. Danach hat die Bundesregierung auf das nach der Charta 
der Vereinten Nationen jedem Volk zustehende Recht auf 
nationale Selbstbestimmung zugunsten der nIntegration" des 
westdeutsrnen Separatstaates in die NATO verzichtet und diese 
für das deutsche Volk lebenswichtige Frage den westlichen 
Besatzungsmächten überlassen. Wie sich d·iese eine Wieder­
vereinigung in ihrem Sinne vorstellen, geht aus dem Artikel 7 
des gleichen Vertrages hervor, in dem das Ziel verkündet wird, 
ein Gesamtdeutschland zu bilden, das eine 

"Verfassung älmlich wie die Bundesrepublik beSitzt und das 
in die europäi.sche Gemeinscha·.ft integriert ist",63) 

Also Wiedervereinigung durch nAnschluß" der Deutschen 
Demokratischen Republ'ik an die Bundesrepublik und' ihre Aus­
lieferung an die westdeutschen Imperialisten, Junker und Mili­
tan:)len, Einbeziehung ganz Deutschlands in die Kriegsvor­
bereitungen der NATO: So sieht das 'im Hambu rger Programm 
verkündete HRingen um die Wiedervereinigung" Deutsch­
lahds aus! 

Es ist in diesem Zusammenhang nicht verwunde rEm, daß 
darin - so wie heute - proklamiert wird: 

"Dabei ist die Stärkung, Sicherung und Behauptung des freien 
Berlin eine dringende Pflicht." 

Die Adenauer-Partei legt auf die Rolle Westberlins als "Front­
, stadt", als nPfahl im Fleism der DDR" und als Bastion des 

U) Dokumentation der Zeit. Heft 25, S.1110: vollständiger Text des 
Gesetzentwurfes: ebenda, S. 1120-1122 

" ) Näheres über den Empfang der Volksltammerdelegation in Bonn 
bei: Wilhelm Karl Gerst, Bundesrepublik Deutschland unter Aden­
auer, BerUn 1957. S .199-216 

I!) Verschwörung gegen Deutschland. a. a . 0., S. 82 
" ) ebenda 
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kalten Krieges größten Wert, weil sie von besonderer Bedeu­
tung für ihre ~Deutschlandpolitiku ist. Das sollte sich wen~ge 
Wochen nach der Verkündung des Hamburger Programms in 
dem von Westberlin aus inszenierten faschistischen Putsch­
versuch vom 17. Juni 1953 zeigen. 

Natürlich surnt die Adenauer-CDU einen Schuldigen für die 
von ihr und den Westmächten betriebene antinationale Politik. 
Deshalb behauptet sie im Hamburger Programm unverblümt: 

"Die Politik der Sowjetunion ha.t bis jetzt die Vereinigung 
Deutschlands in einem freien, auf der Achtung der Menschen­
rechte beruhenden deutschen Staate verhindert." 

Das aber ist glatt gelogen. Im Gegensatz zur Politik der West· 
mädtte hat die Sowjetunion stets .auf eine konsequente Ver· 
\vi.rklidlUng des Potsdamer Abkommens gedrängt, damit das 
deutsche Volk die Möglkhkeit erhält, wsein Leben auf einer 
demokratischen und friedlidlen Grundlage von neuern wieder­
aufzubauenu und "zu gegebener Zeit seinen Platz unter den 
freien und friedlidten Völkern der Welt einzunehmen u6'<). Im 
Jahre 1952 unterbreitete die Sowjetunion Grundsätze für einen 
Friedensvertrag mit Deutschland und srnlug außerdem Vier­
mächtebespredmngen über freie Wahlen in Deutschland nach 
Viermächte-Uberprüfung vor, die von den Westmächten und 
wnatürlidlu auch von -der Bundesregierung abgelehnt wurden. 
So stellt die CDU Jm Hamburger Programm die Tatsachen auf 
den Kopf. 

Anknüpfend an die großspurig angelegte Einleitung dieses 
Programms wird zur Außenpolitik erklärt: 

"Die von der Christlich-Demokratischen Union getragene 
Außenpolitik hat das deutsche Volk aus der tödlichen Ver­
einsamung, in die es durch die Katastrophe von 1945 geraten 
war, wieder in die Gemeinschaft der übrigen Völker zurück­
geführt." 

Gemeint ist damit, daß der 1945 geschlagene deutsche Im­
perialismus in Bonn wieder stark geworden und nun in der 
Lage ist, in der imperialistischen Weltpolitik wieder mitzu­
reden. Der ganze Abschnitt ist getragen von einem wiederholt 
abgegebenen Bekenntnis der Zugehörigkeit zu den aggreSßiven 
westlidten ' Paktsystemen. Das wird wieder mit der für die im­
perialistische Propaganda typisdlen Antisowjethetze begründet. 
Scharf wendet sidl die Adenauer-Partei gegen die in West­
deutschland stärker werdenden vernünftigen Ansimten von 
einer zukünftigen Neutralisierung Deutschlands, die auch in 
Kreisen der West-CDU um sidJ. greifen, und behauptet kate­
gorisch: 

.,Der Glaube an die Möglichkeit einer n eutralen Existenz 
Deut.schlands istirrec'll, solange die gegenwärtige Welt­
spannung fortbesteht." 

Die Adenauer-Partei ist an einer Entspannung der Weltlage 
nicht interessiert, sondern will - im Interesse der westdeut-

") Das Potsdamer Abkommen und andere DOkumente. 4. erw. Auf-
lage, BeTlin 1954. S. 21/'l:1. 
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schen MilitarJsten - durdJ. den Beitritt Banns zu den aggressi­
ven Paktsystemen aktiv an der Versd1ärfung der Weltla~e 
Anteil nehmen. Nun wird gesdlildert, wie sie konsequent dIe­
sen Weg besduitten hat: 

,,Die ChrisUich-Demokratische Union hat die Bestrebll:!l8'en 
zur Einigung Europas von Anfang an mit allen Kräften 
unterstützt und ihnen eigene starke Impulse gegeben. Der 
Beitritt der Bundesllegierung zwn Europarat, die Gründung 
der Montanunion und die Annahme des Deutschland-Vertrages 
!UIld des Vertrages über die Europäische Verteid:igungsg~ein­
schaft waren die wichtigsten Stationen des von uns mIt un­
beirrbarer Ent.schlos.senheit beschrittenen Weges. Die Z~­
sammenfassung dieser Institutionen zur Europäischen Poh­
tischen GemeinsChaft ist unsere nächste große Aufgabe." 

Die hier erwähnte ~Einigung Europas u beZ'ieht sich allerdings 
nur auf dieses zwergenhafte Kleinsteuropa - heute wEuro-
päisdle Wirtschaftsgemeins:naftu g~nannt -.' .in dem der d~ut­
sehe Imperialismus die wutschaftliche, pohhsche und spater 
auch militärische Hegemonie erlangt hat und das er als Basis 
für seine neuen Welteroberungspläne benutzen will. 

In der Zeit, da das Hamburger Programm verkündet wurde, 
standen die Bemühungen um die wirtschaftlime Vormacht­
stellung im Vordergrund. Das zeigt sich in folgenden Sätzen: 

Die politisclüe und wirtschaftliche Einigung Europas müssen 
Hand in Hand gehen. An die Stelle nationalstaatlicher Eigen­
wirtschaften, mit ihrer Neigung zur gegenseitigen Ab~chli~ß.ung 
und Behinderung des Warenaustausches, muß der emhelthche 
europähsche Markt treten, damit die produktiven Kräfte sich 
frei entwickcln und den Wohlstand der Völker sichern 
körmerl. Die Christlich-Demokratische Union begrüßt daher 
die hoffnungsvollen Anfänge europ~~cher wirt.schaftli~ Zu­
sammenarbeit, insbesondere die Grundung der Europäischen 
GemeinSchaft für Kohle und Stahl." 

Dom bei diesen expansiven wirtsdlaftIichen Zielen bleibt die 
Adenauer-Partei Ijm Jahre 1953 sebon nicht mehT stehen. Daß 
die geplante ~Europäische Politische Gemeinschaft

U 
au.ch. den 

aggressiven politischen Zielen der westdeutschen Impenahsten 
und den wieder nam ~Betätigung" drängenden Militaristen 
dienen und mit der NATO verbunden werden so ll, zeigt der 
nächste Teil dieses Abschnitts aus dem Hamburger Programm. 
Wieder wird hierz'u die Antisowjethetze benutzt: 

"Die Einigung der freien .völker des europäi~en Kontinents 
würde für sich allein rucht zur Abwehr emes eventuellen 
bolschewistischen Angriffs genügen. Daher muß sie not­
wendig in engem Zusanunenhang mit der übrigen frei~n Welt, 
vor allem mit der Nordatlantiscben Verleidigungsgememschaft, 
erIolgen." I . 

Hier wird die' kommende Militärpolitik der Adenauer-Partel 
schon klar ersichtlich. Ihre Verwirklichung ließ nicht lange a~f 
sich warten: Ein Jahr später, am 23. Oktober 1954, wurden die 
Pariser Verträge (von denen der so~enannte Deuts~land-Ver­
trag schon erwähnt wurde) unterzeldmet, und damIt war der 
Ansch.luß Westdeutsmlands an das NATO-Paktsystem voll-
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zogene Tatsache. Der deutsche Militarismus erhielt wieder Waf· 
fen und wurde zum Hauptgefahrenherd in Europa. Schritt für 
Smritt verstand er es bis heute, seine führenden Vertreter, wie 
die Nazigenerale Heusinger, Speidei und Förtsch, in diie Spitzen· 
positionen der NATO zu lancieren und so deren aggressiven 
Charakter um ein Vielfaches zu erhöhen. 

Um die westdeutsmen Wähler und Staatsbürger zu beruhi· 
gen, wird im Hamburger Programm langatmig beteuert, wie 
harmlos die Außenpolitik der Bundesregierung sei , so bei· , 
spielsweise: 

. "Diese Politik hat keinen aggressiven Charakter. Auch wenn 
im Laule ihrer Verwirklichung Deutsche wie andere Europäer 
Verteidigungswatren tragen, bleibt sie Politik des Friedens." 

In Wirklidlkeit aber ist die NATO eindeutig aggressiv gegen 
das sozialistisme Lager gerichtet. Das beweist neben offenen 
Ausführungen hoher NATO·Militärs die Tatsache, daß sich die 
NATO·Mämte 1954 weigerten, die Sowjetunion als Mitglied 
aufzunehmen, und später nachdrücklich ablehnten, mit der War· 
schauer Vertragsorganisation einen Nichtangriffspakt abzu­
schließen. 

"Die NATO hat die Aufgabe zu erfüllen, gegen die neu her­
aufziehende Gesellschaftsordnung des Sozialismus zu kämpfen 
und sie an ihrem Siegeszug mit Waffengewalt zu rund'ern. Sie 
will die brüchig ,gewordenen und mehr und mehr zerfallenden 
Positionen des Imperialismus so lange halten wie möglich. 
Darum rimtet siill ihr Kampf nicht nur gegen die Völker Euro· 
pas, sondern auch gegen die nationalen Befreiungsbewegungen 
der Völker Nordafrikas und des Nahen Ostens, wie die be­
waffneten Aktionen Frankreichs gegen die Algerier seit 1955, 
das britisch-französisch-israelisme Suez-Abenteuer von 1956, 
die amerikanisch-türkische Wühlarbeit gegen Syrlien 1957 und 
die amerikanischen und britischen Interventionen gegen liba­
non und Jordanien von 1958 zur Unterdrückung der nationalen 
Revolution im Irak zeigen. An allen diesen Aktionen war direkt 
oder indirekt auch Westdeuts.dlland beteiligt. N65) 

Abschließend geht das Progr.amm nodl einmal auf die Politik 
der CDU zur • Wjeder~vereinigung~ Deutsdllands und erklärt: 

"Wir sind f,est davon überzeugt, daß die von uns verfolgte 
Politik dem Ziele der politischen Einigun2 Gesamtdeutsch­
lands in Freiheit am besten dient, ja daß sie zur Erreichung 
dieses Zieles geradezu notwendig ist." 

Es ist sdlon gezeigt worden, welchen Weg die . Deutsdlland­
polibikN der CDU besdlreiten will, und es wird jetzt nochmals 
deutlich, daß dieser Weg mit dem Mittel der bewaffneten Ge­
walt über die NATO führen sol l. Weldle Politik dabei befolgt 
wird, geht auch aus den folgenden Sätzen hervor. Zunädlst 

1$) Prof. Dr. Gerhard Reintanz. NATO - "Heilige Allianz" des 20. Jahr-
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hunderts, He!te aus Burgsche1dungen Nr.17, 5.47. - Näheres über 
den Cha-rakter der NATO und die Rolle Westdeutschlands: ebenda, 
S. 13-'al. 33-53; soWie in: Verschwörung gegep. DeutSchland, a . a. 0., 
S. 81----E!O 

einmal wird zur Beruhigung verständigungsbereiter Kreise 
auch innerhalb der eigenen Partei versichert: 

"Wir befürworten Verhandlungen mit der Sowietwlion, "an 
denen die Bundesrepublik nach lnkrafttreten der Vertrage 
beteiligt sein wird, mit dem Ziel der deutschen Wiedervereini­

.,gung in Freiheit." 

Aber gleich danam kommt die .Politik der StärkeN zum Aus· 
druck: 

"Wir .sind überzeugt, daß sicll die Sowjetunion zu ernsthaften 
Verhandlungen dann bereitfinden wird, wenn sie mit der 
Fortdauer der europäi.schen Zersplitterung und Schwäche nicht 
mehr rechnen kann." 

Was hier noch vorsichtig gesagt· wird, drückte Adenauer am 
12. Oktober 1956 in We6tberlin mit äußerster Schärfe aus: 

.. Wir werden mit der Sowjetunion spredlen, aber bis an die 
Zähne bewaffnet ... Wir müssen zu erkennen geben, daß wir 
hart und fest bleiben. Jedes Zeicllen der Uneinigkeit ist ge­
fährlich. "66) 

So sehen also die NBeziehungen Deutschlands in der Gemein­
schaft der freien Völker~ aus! 

Natürlidl darf auch nicht die Lüge von den deutschen Kriegs­
gefangenen fehlen, die acht Jahre nach KIliegsende noch immer 
festgehalten würden. Einmal will die West-CDU damit bei den 
Angehör·igen der im Hitlerkrieg vermißten Soldaten noch 
falsche Hoffnungen und zugleich Haß gegen die Sowjetunion 
wecken, zum anderen drängt sie so auf die Entlassung recht­
mäßig abgeurteilter Kriegsverbrecheri denn diese werden ja 
zur Remilitarisierung und Kriegsvorbereitung gegen den Osten 
wegen ihrer "Erfahrungen" dringend gebraucht. 

Das Hamburger Programm schließt mit einigen an die 
Adresse der Opposition, also der SPD, gerichteten Entgegnun­
gen und der Versicherung, .auf dem eingeschlagenen Weg 
mutig und unbeirrt weiterzugehen N

• 

Schätzt man dieses umfangreiche Hamburger Programm zu.: 
sammenfassend ein, so kommt man zu dem Ergebnis: Es ist ein 
Spiegelbild der gesellschaftlichen Entwicklung in Westdeutsm· 
land von 1949 bis 1953. Es erhebt die Forderungen der wieder 
stark gewordenen Imperialisten zur Sicherung ihrer ökonomi­
schen und politischen Mamt nach innen und zur Erweiterung 
ihrer Macht nach außen. Es kennzeidmet das Wiedererstarken 
des westdeutschen Militarismus und die begonnene Remilitari­
sierung Westdeutschlands. Zur Verschleierung seines aggres­
siven und reaktionären Charakters bedient es sich demago­
gischer Umschreibungen und zahlreicher Versprechungen ins. 
be60ndere auf soz.ialpolitismem Gebiet, die aber rein taktische 
Winkelzüge der Wahlpropaganda sind und bis heute noch 
nicht verwirklidlt wurden. 

It) zitiert in: Denk ich an Deutsdlland., a. a . 0.. S. 32 
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V1I. Das Hamburger Manifest 

(Programm der CDU zur 3. Bundestagswahl - 15. Mai 1957) 

A'Uf dem 7. Bundesparteitag vom 12. bis 15. Mai 1957 in 
Hamburg verabschiedete die Adenauer~Partei ihr Programm 
zu den 3. Bundestagswahlen, das NHamburger Marnifest" . Wenn 
auch der Parteitag unter dem Thema" Wir geben Rechenschaft" 
stand, so kam es der Partei gar nicht darauf an, darüber 
Rechenschaft abzulegen, wie sie die im Hamburger Bundes~ 
tagswahlprogramm von 1953 gegebenen Versprechungen ver­
wirklicht hatte. Die Bilanz wäre ja auch zu ungünstig aus­
gefallen. 

Vielmehr wurde in Hamburg versucht, die innerhalb der 
Hochkonjunktur in Westd'eutschland erreichten Erfolge der 
Werktätigen als Ergebnis der ~Bemühungen" der CDU/CSU­
Führung und insbesondere Adenauers hinzustellen - so wie 
1953. Demagogisch wird der wirtschaftliche Aufschwung einzig 
der nsoZlialen Marktwirtschaft" zugeschrieben, deren einziger 
Garant die CDU seL Außenpolitisches Prinzip ist nach wie vor 
die Zugehörigkeit Westdeutschlands zur NATO und EWG, 
und dies sei in Verbindung mH der sozialen Marktwirtschaft 
der Schlüssel zum Erfolg. Deshalb stellt das Hamburger Mani­
fest von 1957 diese ~ Verdienste" an den Anfang und be· 
hauptet:67) 

"Die Ohristlich-Demokratische Union ist Bürge für die Fort­
setzung und Beständigkeit dieser Politik." 

Damit soll den Wählern eingeredet werden: nAHe großen wirt­
schaftlichen Erfolge verdankt ihr Adenauer und der CDU! Nur 
wenn ihr die CDU wiederwählt, kann der eingeschlagene Kurs 
fortgesetzt werden!" 

Bewußt wird dabei verschwiegen, daß die Versprernungen 
des Hamburger Bundestagswahlprogramms von 1953 aurn 
nicht annähernd eingehalten worden sind. Verschwiegen wird, 
wie viele Handwerker, Kleingewerbetreibende, Bauern und 
Einzelhändler diese ~ wir~schaft1ichen Erfolge U mit ihrer Exi­
stenz bezahlt haben. Verschwiegen wird, wieviel Milliarden die 
Raten~V~I'Schuldung der Käufer beträgt. Verschwiegen wird, 
um WIeVIel der Ausbeutungsgrad der Arbeiter gewachsen ist -
kurzum: verschwiegen wird, daß es sich um wirtschaftliche Er­
folge allein für die Monopole handelt. Mit dem Hinweis auf 
diese wirtschaftlichen Erfolge glaubte die West-CDU, die Kehr­
seite dieser Politi~, die erstrebte atomare Bewaffnung der 
Bundeswehr und dIe starre und aggressive Außenpolitik, ver­
schleiern zu können. Und prompt ,ging nach den Wahlen An­
fang 1958, di~ Ausrüstung der Bundeswehr mit Atomw'affen 
über die politische Bühne des Bundestages. Hatte dafür der 
westdeutsche Wähler seine Stimme der CDU/CSU gegeben? 

") Alle Zitate des Hamburger ManUestes sind entnommen aus: Die 
ChristliCh-DemokratisChe Union und die ChristliCh-Soziale Union in 
der Bundesrepubllk, a. a. 0 .. S.56 
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Genau wie 1953 wird auch im Hamburger Manifest von 1951 
behauptet: 

"Stellvertretend für das ganze Deutschland ringt die Bundes­
republik um die Wiedervereinigung des geteilten Vaterlandes 
in Frieden und Freiheit." 

Das "Ringen" um die Wiedervereinigung stellt sid::t die Aden­
au er-Partei allerdings auf eigene Weise vor. Sie lehnt jede 
Verständigung der Deutschen über die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands auf friedlicher und demokratischer Grund­
lage ab. Adenauer selbst gab die Parole: ~Nicht Wiederver­
einigung, sondern Befreiung- aus. Diese aggressiven Abßichten 
werden im Hamburger Manifest zwar zuerst demagogisdl 
getarnt in der pathetischen Erklärunq des ersten Absdmitts: 

"Die Christlich-Demokratische Union will die Einheit des 
Vaterlandes, die Freiheit der Völker, den Frieden der Welt. 
Sie fordert deshalb: die Vereinigung des geteilten Vaterlandes 
in Frieden und Freiheit . . . "t 

um gleich danach schon deutlid::ter zu werden, indem die For­
derung erhoben wird: 

" . . . die Freilassung und RückkehT aller im kommunistischen 
Machtbereich zu Unrecht inhaftierten und zurückgehaltenen 
Deutschen". ' 

Damit sind die Menschen gemeint, die im Auftrage des Bonner 
Systems mit Spionage, Sabotage, Abwerbungen und ähnlichen 
Verbrechen versucht haben, die Ruhe und Sicherheit der Bür­
ger unserer Republik zu gefährden. Offenbar dachte bei dieser 
Forderung d'je Adenauer·Partei an eine Wiederholung der 
fasdtistisdlen Provokation vom 17. Juni 1953. Abgesehen von 
der Tatsache, daß der Versuch einer derartigen Aktion von 
vornherein zum Scheitern verurteilt wäre, wird aber daraus 
ersidltlidt, was Bonn unter einer "Vereinigung des geteilten 
Vaterlandes in Frieden und Freiheit .. versteht. Die nnationale 
Politik" der Adenauer-CDU ist Mittel zur Herbeiführung von 
Spannungen und Konflikten innerhalb des kalten Krieges. An 
einer friedlid::ten und demokratisd::ten Wiedervereinigung 
Deutschlands ist ihr nichts gelegen. Was hinter dem ganzen 
Gerede von "Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit" 
steckt, offenbarte der nRheinische Merkur", das dem Bundes­
kanzler und der Partei führung nahestehende Organ, bereits 
1,955 mit folgenden Worten : 

,,Nicht Staaten weTden sich vereinigen. sondern Territorien. 
die dem deutschen Gemeinwesen entzogen worden sind, 
werden ihm wieder angegliedert. " Kein drittes Deulschhmd 
entsteht, kein neuer Anfane wird gesetzt. kein Staat gebilde t. 
der von der Bundesrepublik real verschieden wäre .. . Die 
Bunde.srepublik. .. ist lediglich noch nicht vollendet . .. Es 
wäre darum an der Zeit, den sch:efen und zweideulieen Aus­
druck Wiedervereinig:l'ng abzulegen... Jedes ande re wäre 
besser: Befreiung, RückgliedeTung, Heimkehr oder ... Ent­
sowjetisierung."GS) 

") "Rheinischer Merkur", Ostern 1955: zitiert in: Die Chrlstl1ch-Demo­
kratlsche Union und die Christlich-Soziale Union In der Bundes­
republik, a. a. 0., S. 21 
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Das ist die wahre Deutsdllandpolitik der Adenauer-Parteil 
Um dieses aggressive Ziel zu erreichen, fordert der gleiche 
erste Absdmitt des Hamburger Manifeos1s von H);S7 

.. die Sicherung der freien Welt durch die Stärkung des at­
]anti.s?'t~n Bünd.nissc::s und ei.ne der B~rohung entsprechende 
VerteidIgung, die Wirtschaftliche und politische Einigung der 
Völker Europas in Freiheit und Selbstbestimmtmg". 

Das bedeutet Verzicht aui die demokratJsdle \ 'Y'iedervereini­
gunq ~eutsdJ.Iands zugunsten der "IntenraHon" Westdeutsm­
lands lß der NATO und der EWG, in denen die alten militari­
stischen Kräfte die Führung zu übernehmen versumen. Das 
s<;hließt zugleim die RemilitariGierung Westdeutsmlands und 
die Bewaffnung der Bonner NATO-Armee mit Atom- und 
R~ketenwaff~n ein - d ie gegen den Osten gerimtet sind. Und 
d ies alles wird begleitet von immer stärker verbreiteten anti­
kommunistisdten Parolen, wie sie auch im Hamburger Manifest 
vorzufinden sind. Das bedeutet eine Fortsetzung der Politik 
der Stärke, wie sie ein ha lbes Jahr vor dem Erscheinen des 
Hamburger Manifests von Adenauer am 26. Oktober 1956 in 
Hannover verkündet worden war: 

",~olitik der Stärke', dazu sage ich ja, denn die Sowjets achten 
keInen Verhandlungspartner, der schwach ist.'<OO) 

Wie ein Hohn auf diese aggressive Außenpolitik wirkt da­
geqe~ im Hamburger Manifest die Forderunq nam der .. all­
gememen kontrollierten Abn1stunq, einschließlich aller Atom­
waffen". Gerade auf dem Gebiet der Aufrüstunq tun s;m die 
Bonner Reqierung und ganz besonders ihr KrieCTsminister 
Strauß hervor, der seinen Ehraeiz darin sieht, mit Unterstüt­
zung der amerikanischen Imperiali.sten die AtombewaffnunCl der 
Bonner NATO-Truppen im größten Ausmaß zu verwirklichen 
und damit den westdeutsmen Militarismus zum HatlDtoefahren~ 
herd für Europa und d ie Welt macht. Wie Strauß in seiner 
br~ta'en Art wirklich denkt, p-infl allS einer Ansprame in 
6emem oberbavrischen Wahlkreis Weilhe=m hervor: 

,.Die Amerikanl?T' Bind doch nicht von Gott a1<; VoUblutid;oten 
,e-~c::ch~ffe:t wf)~en. Nahezu die ganz.e Welt verlangt von ihnen 
?Icherhelt. Wie soll das wirkungsvoll geschehen wenn es 
Jeder ablehnen würde, solche gefährlichen Waffen zu' Iagern?"71J) 

.. Der Herr Strauß, heute Vorsitzender de r bavrischen CSU 
wi.U sidi ni~t daTfln erinnern, was im Grl1ndsatzprogram~ 
semer Partet vom Dezember 19.16 zu lesen ist: 

,.Wi.r treten ~in für de n Frieden unter d~n Völ1ce'll und dIe 
~J€I('~~tll"ung aller Nationen .. _ Wir bekämpf"'n N'I­
hon~I'smu.s und Milita.ric::mus ... Wir enc;t~beT) die wir1c.c;ame 
Befr-e-'l'lng Europas als Beitrag zum dauerhaften Frieden der 
Welt."71) 

Wenden war uns nun wieder dem Hambmqer Manifest von 
1~57 zu. Tm 7wej~en Absd::mitt geht es auf die innenpolitischen 
Ziele der CDU ein. Dort wird verkündet: 

") zitiert: ebenda S.22 
") zitiert in: Denic ich an Deutc::Chland" tl. tl. 0 .. S.29 
") Wallgang Treue, a. a. 0., S.19D • 
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"Die Chr.istlich-D....~okratische Union will die Freiheit des 
Btirgers, elle Wahrung seJJler Rechte, die Stärkung deJ Ge­
melnwesens. Sie loroert deshalb: d.{~ Forderung oer ::;elbst­
Wd.J.t<.l.1l6 ticf l:hlrbc" oJ,IlL! ... 11...: ve ...... 'llCll ... Ulg u .... ~r Vrl.lpp~n 

und Verbände auf das allgemeine Wohl. Sie wendet sich 
gegen das Wledera·ul1eben des K~pres .•. " 

Das alles klmgt nu::tH neu. Ansc.llze aazu waren Gdlon in den 
Kömer und den cssener Leltsalzen vornanden. Aber aue dIese 
Idea.l.e, WIe .rreiheil der Bilrger, Wahrung sem er Remte, 
SlarKung des Lieme.l.nwesens M

, "l'orderung der ~e.bslverwal­
tung der Bürger~, "Verpflimtung auf das allgemeine Wohl" , 
wurden und werden III uer tsonuer l-'rClXJS lIDllIer menr einge­
smränkt und vernimtet, nämlim durm die Umwandlung West­
deu..Gdllands in elnen kleriKal-mUllanSllSmen übngKetlSSlaat. 
wie diese forderung des hamburger Manuests in der heu­
tigen bundesrepubllKanismen wl!k!lmkell aUSSIeht, ist oben 
bereüs dargelegt worden. Innenmlnis~er Schröder führte ein 
Jahr nam aem Hamburger MaUltest in emer l{ede vor der 
Slutlgarter POllzelgewerkschaft, am ::IO.Okiober 1958, aus: 

"Jedoch wäre nicht das Grundgesetz, sondern wir selbst wären 
zu taaem, wenn es uns jetzt mcht gelänge, Vorkehrungen für 
den l'iotsLandsfall zu trell'en. l>as setzt zum Teil e,ne ver-
1assun,g.sandernae oder doch zummdest eIne verIassungs­
el·gi:l.Ll{;~Jla~ Lresetzgeoung voraus ... rJ) 

Diese Maßnahmen des Bonner Staates richten sich gegen 
Akuonen aller aemokraLischen und lrJednebenden Krafte, lßS­
besondere gegen dle Arbeiterklasse. Deshalb geht es der 
Adenauer-CVU in ihrem Hamburger Maniiest mmt nur um eine 
Propagierung der .. Sozla.parlnerschaft" wie in den Essener und 
Düsse.dorler Lellsatzen. !jIe ioSt jetzt im Besitz der poüüsdlen 
und militärischen Macht und entschlossen, aUe Aktionen der 
Arbeiterklasse gegen die Willkürherrsmaft der Monopole und 
Militaristen mIt Gewalt zu unterdrücken. Den eroitterten 
Widersland der Arbellerklasse Wesldeutt5mlands gegen d iese 
ihre Verderber versteht das Hamburger Manifest unter dem 
"Wiederaufleben des Klassenkampfes"! 

Der dritte Absmmtt des Hamburger Manifests behandelt die 
Sozialpolitik der CDU und erinnert an das Hamburger BundeG­
tagswahlprogramm von 1953. Auch 1957 werden den west­
deutschen Bürgern zahlreidle Versprechungen gemacht: 

"Die Chri.sllich-Demokratische Union will Eigentum für jeden, 
WohlBtand für alle, Beständigkeit des Erreichten. Sie fordert 
deshalb: 
di~ Fortsetzung und Sicherung der sozialen Marktwirtschaft 
un ter Berücksichtigung der besonderen Lage d,z:s Mittelstandes 
und der Landwirtsdla.ft, di~ Stabilität von Währung und 
Preisen durch maßvolles Verhalten der SozialpJ.rt",~r und der 
Verbände, durch sinnvoll·~s Handeln des Slaates, die soziale 
Sicherheit und innere Freiheit aller durch persönliches Eigen­
tum, a uch durch die Volksaktie, die Sicherung der Zukunft 
du rch großzügige Förderung von Familie, Jugend und Volks­
gesundheit, Forschung, Lehre und Erziehung." 

U) Das Parlament, Jahrgang 1958. Nr. 45, S.12 
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~i~ ~e~agogie ein,er .. d1ristlich·demokratischen Eigentums­
polItIk wtrd gerade In den letzten Jahren mit besonderer In­
tensität betrieben. Unter der Losung .. Eigent.um für jeden -
Wohlstand für alle" wird der Versuch unternommen, auf der 
Grundla~e de.r Unantastbarkeit des Privateigentums an den 
Pr~duktlOnsm.ltteln den ökonomisch bedingten Widerspruch 
zW:lsdlen Kapital und Arbeit zu überwinden und den ~sozialen 
Fneden" zu sichern. Hierbei spielt die Theorie des Volks­
k~pitalismus" eine besondere Rolle. Das privatkapitaiistische 
~lgentum an den Produktionsmitteln und das daraus resul­
tter«:n~e Ausbeutungsv~rhältni5, d~ssen Ziel die Erlangung von 
P~ofit ,1st, l~ssen aber eme echte EIgentumspolitik gar nidlt zu. 
DIe finanzielle Vermögensbildung vollzieht sich in West­
deutschl~.nd größtenteils ohne Beteiligung der breiten Sdlichten 
~er B~volkerung. So entfielen die Ersparniszugänge bei den 
offenth~.en Sparkassen zu über drei Vierteln auf d ie großen 
Konten uber 3000 DM und nur knapp zu einem Viertel auf 
die kleinen Konten.73) 

Genau wie 1949 und 1953, so waren auch die 1957 ge ge­
b.~nen. Versprechungen nur ein Lockmittel zum Stimmenfang 
fu.: die CJ?~/CSU, Es ist bereits bei der Untersuchung der 
Kolner Lel~sat~e un.d des Ahlener Programms nachqewiesen 
w~Jrden, wie sldl die Laqe des Mittelstandes und der Land­
wutsrnaft unter de~ Ar~ der ~denauer~CDU ständig verschlech­
tert hat, ebenso wIe d ie Prelsentwickhmq sich zu Lasten der 
~estdeut~chen Bevölkerunq entwickelte. Darauf soll nicht nom 
e~nI?al e'l~~egangen werden. Die Fraqwürdiqkeit der "aroß­
~uglgen Forderung von Familie, Jugend und Volksqesuhdheit M 

Ist ~r.st kürzlich wieder offenbar ~eworden, als 'die Banner 
Real~rung das .. Anaebot der Deutschen Demokratisdlen Re­
publIk, zur Beka~pfung der Kinderlähmllnpsepidemie in West­
delltsdlland genugend Serum zur Verfüqunq zu stellen ent­
fleqe~ den Forderungen zahlreicher westdeutscher Ärzte einfach 
19nonerte. 

Aber in diesem Absebnitt des Hamburaer Manifests von 
1957 tre~en n~ue. Töne in der Propacranda der Adenatler-Partei 
auf. Es .ISt platzheb die Rede von einem "maßvollen Verhalten 
d~r SozIalpartner und .der Verbände". Damit ist aTJerdinas nicht 
eme Bearenzung .de.r inS Maßlose steiqenden Profite der west­
deut~d:t.en !m~enahst~n !lemeint. sondern dieser Ruf nam 
"Maßhalten nebtet Sl~ !lepen die berechtiqten Forderunaen 
d~r westdeuts~en ArbeIter. als audl ihrer Gewerkschaften, 'die 
Lohne .den steigenden Prelsen anzualeichen. Das zeiate sidt 
andJ. em Jahr später anf dem Karlsruher Parteitaq der CDU 
19')8. auf dem .sowohl ~rhard als auch Blank einen weiteren 
Ab~au der s~~la'e.n Lelstunaen und einen Stopp alTer Lohn­
erhohnnflen fur d'e wesfdeutsdle BevR1kerunq ankiindiafen 
Erhard fo~derte dort wiederum ein ~Maßhalten· zurrunsfen d'e; 
Bonner Rustungspolitik. Er ließ auch deutlidl werden, daß die 

") ver~lelche hIerzu: HSlns Katzer Ziele und lV'ö<fTichkelten d Ei 
tumSblldung, in; Soziale Ordnung, a. a. 0., Beilage zu Nr. Ü~960 gen-
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Banner Politik weder den Arbeitern noch den Mittelschichten 
eine Perspektive biete. So dürfe man die kleinen Betriebe auf 
keinen Fall unter6tützen, wenn sie 5ith "im freien Wettbewerb 
nicht mehr halten können"7~) . 

Es ist offensichtlich geworden, daß die Adenauer-CDU zu 
einer Partei der Monopole und Militaristen geworden ist. Das 
bemüht sich die Partei propagandististh zu verschleiern und be­
dient sich dazu eines alten Tricks, der sowohl in der Weimarer 
Republik von den bürgerlichen redlt~n Parteien als auch v~n 
der Nazipartei Hitlers und Goebbels' angewandt wurde: Sle 
versucht den Eindruck zu erwecken, als würde ihre Politik allen 
Bevölkerungsschichten dienen. So verkündet auch der Schluß­
abschnitt des Hamburger Manifests: 

"Die Politik der Union dient dem Wohle aller Schichten 
unseres Volkes in Stadt und Land, den Männern und Frauen, 
den Jungen und Alten, den Einheimischen, Vertriebenen und 
Flüchtlingen. den Arbeiter, Angestellten und Unternehmern. 
dp.n Bauern, Handwerkern und Soldat f"'l. rien Forscher "" I<'.r­
ziehern und allen in freien Berufen SchafIenden. Die Union 
ruft alle auf, in gemeinsamer Arbeit zusammenzustenen." 

Damit versucht die Adenauer-CDU, sich als die große 
"Volk6partei~ auszugeben. Sie wendet sich nach "bewährtern" 
Vorbild an alle und verspritht allen alles. Durch diese Propa­
ganda, die verdächtig an die" Volksgemeinschafts"-Parolen der 
Faschisten erinnert, versucht sie, ihre Politik im Dienste des 
reaktionären Monopolkapitals zu tarnen und rnÖq1idH,t viele 
Wählerstimmen aus allen Volksschidlten zu gewinnen.7ä

) 

Bemerkenswert ist der Sdlluß des Hamburqer Manifests: 
"Sie (d. h. die Adenauer-CDU; d . V.) warnt das deutsche Volk 
eindringli<:h vor leichtfertigen politischen, wirtsclL'ifl1;chen 
und sozialen Experimenten. Nur Festigkeit und Beständigkeit 
führEn zur Einheit Deutschlands und garantieren Frieden 
und Freiheit, Sicherheit und Wohlstand des Vaterlandes." 

"Keine Experimente!" Das war die Wahlparole der CDU/CSU 
zur Bundestagswahl 1957. Sie richtete sich. vor allem gegen die 
Wahlpropaganda der SPD und deren "sozialistisrne Experi­
mente". Die Propaganda der CDU versuchte damit nochmals, 
dem westdeutschen Wähler einzureden, daß die bis dahin er­
reichten wirtschaftlichen Erfol{le ohne die Führunq der 
CDU/CSU in der Regierung undenkbar gewesen wären, woraus 
sie den Führungsansprudl auch auf die kommenden vier Jahre 
bis 1961 abzuleiten versuchte: .. Was ihr habt, das wlßt ihr; 
was ihr bei einer SPD-Regierung (die damals in Einzelfranen 
noch eine gewisse Alternative zur Politik der CDU gezeigt 
hätte) bekommt, das wißt ihr nicht. DeGhalb keine Experimente!" 

Die geforderte "Festigkeit und Beständiakeit" in der Politik 
wurde zwar von der Adenauer-Partei an den Taq gelegt, aber 
nicht für die Einheit Deutschlands, für den Frieden und den 

fI) Neue Zeit, 16 . .Jahrgang, Nr.l01 vom 30. April 19&0, S.2 
") vgl. hierzu: Rolf Börner Die Adenauer ·CDU Ist keine VolksparteL, 

in: Union teilt mit. Jahrgang 1961, Heft 3, S. 14 
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Wohlstand des Volkes, sondern für die reaktionären Imperia­
listen, Revanmisten und Militaristen. Und für diese hat die 
CDU in den letzten vier Jahren auf innen-, außen-, sozialpoli­
tisdlem und militärioschem Gebiet genug "ExperimenteN ange­
stellt, die alle auf Kosten und zu Lasten des einfachen west­
deutschen Wählers gegangen sind und von den Begriffen Not­
standsgesetze, Krankenkassenreform und Atomausrü6tung der 
Bundeswehr gekennzeichnet werden. 

VIIT. Das Kölner Manifest 

(Wahlmanifest der Christlich-DemokTatischen Union 
zur 4. Bundestagswahl 1961 - 27. April 1961) 

1961 rief die CDU erneut die westdeut·smen Wähler auf, ihr 
zur Bundestagswahl die Stimme zu geben. Aus diesem Anlaß 
beschloß der 10. Bundesparteitag der Adenauer-CDU in Köln 
das "Kölner Manifest u

• Es untersdleidet s:dl nicht wesentlich 
von seinem Hamburger Vorgänger. Das war auch nicht zu er­
warten, denn d ie p-esellschaftliche Situation in Westdeutsch­
land hat sich seit 1957 nicht grundsätzlich geändert. Allerdings 
ist die Politik der westdeutsdlen Militaristen, Revanchisten 
und Imperialisten norn härter, noch aqqressiver und somit für 
das ganze deutsche Volk noch gefährlicher peworden. Die Bun­
deswehr wird mit Atomwaffen ausqerüstet, Revanchistentreffen 
fordern immer unverhüllter die "Befreiunq der Ostqebiete", der 
Terror gegen alle oppositionellen Kräfte wird mößer, und 
ebenso vergrößern s ich die Schattenseiten de6 Bonner • Wirt­
schaftswunders" . Das ist die Reaktion auf die wadtsenden Er­
folqe der Friedenspolitik des sozialistischen Lallers, auf die 
Verwirklichung der Politik der friedlidten Koexistenz und die 
wlrtsdlaftlichen Erfolqe des Sozialismus. Die Reaktion sieht 
keinen anderen Weg mehr, ihre immer schwächer werdende 
Position Z1l halten, als den der Gewalt lind' des Krielles Um 
~o notwendiger war es für 6ie~ im Wahlkampf um den Sieg 
Jm 4. westdentschen Bnndestan Ihre wahren Ahc:icnten ?IT ver­
hüllen und demaqogism die Wähler in ihrem Sinne zu beein­
flussen. Diesem Zweck sollte das Kölner Manifest dienen. 

Es beqinnt ähnlich wie das Hambumer Manifest mit einer 
Geaenüberstellunq zu J94.'> und verbindet diese nIeich mit der 
bere.Hs in verg.an!l~nen Wahlproqrammen prakt:lzierten AnU­
sow1ethetze. mIt Lune und Ver1eumdlmll über die Deutßdle 
Demokratisme Renub1ik. Diese Greue1orooananda dient al1m 
dazu, von den Unterdrückunqsmaßnahmen des eigenen miIl­
taristischen Gewaltregimes abzulenken. 

In der F1nteituna w ird weite r behauntet'XIJ: 
"Das deutFche Volk in d(!T Bunde6reoublik hat unter Führung 
der Union den konlessionellen Hader und die klassen-

") Alle 7.it'lte des Kölner M antres'es sind ef1tnommen aus : .. Deutsch­
land-Union-Dienst" Pre<;5edienst der ChrfstllCh-DcmokrlllisChcn 
und Christlich-Soziale ... lJntnn n "'ut<:ch1IlndS, Bonn.Rhcln. 15. Jahr­
gang (A), Nr. 82 vom 28. April 1961, S. fJ5 
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kämpferische Zwietracht überwunden und sich aus Armut und 
Not zu wach.sendem Wohlstand. emporgearbeitet.." 

Während in der Deutschen Demokratischen Republik tatsäch­
lich alle konfessionellen Streitigkeiten überwunden sind, ist das 
in der Bundesrepublik durchaus nimt der Fall. N imt nur de r 
staatlich geförderte Ausbau von Konfessionsschule n, -kinde r­
heimen, -krankenhäusern u. dgl. trägt zur Vertiefung der ko~­
fess:onellen Spaltung be i. Auch führt die zunehm~nd.e KIen­
kali6ierung des öffentlichen Lebens dazu, daß wl chtlg~ u~d 
einflußreiche Stellen von Katholiken besetzt werden, die die 
Prinzipien der Adenauerschen Politik konsequenter .verfolgen. 
Das zeigte sich auch auf der Tagunq des ~Evangehsdlen ~r­
beitskreises· der Adenauer-CDU in Hamburg, über deren stur­
mismen Verlauf und deSGen Ursachen Bernt Conrad in der 
Hamburger "Welt" vom 5. Juni 1961 &brieb und dabei zu dem 
Ergebnis kam: 

Viele evangelische Christen in der Union fühlen sich gegen­
Über ihren katholischen Parteifreunden vernachlässigt." 

Ebenso falsch ist die Behauptung von der Uberwindung der 
.klassenkämpferischen Zwietracht". Das stimmt wohl für die 
rechte SPD-Führung, die vor den Militaristen und Imperialisten 
kapituliert hat; aber im Gegensatz zu jener demagoqischen 
Behauptung verstärkt sich der Klassenkampf in Westdeutsch­
land immer mehr, je rüdc.sidltsloser die Monopolherren und 
ihre Regierung den atomaren Angriffskrieg gegen den Osten 
vorbereiten und damit die Existenz unserer ganzen deutschen 
Nation aufs Spiel setzen. Immer mächtiger wächst - trotz 
aller Bedrüdc.ung und Verfolgung - der Widerstand der Ar­
beiterklasse und aller anderen nationalbewußten und fried­
liebenden Kräfte heran. 

Wie in den vorangegangenen Wahlaufrufen verkündet die 
Adenauer-Partei auch im Kölner Manifest pathetisch: 

Die Union stellt sich in Zuversicht dem Urteil des deutschen 
Volkes bei der Wahl zum Bundestag am 17. September 19tH. 
Dem guten Recht eines jeden; aber keinem einseitigen Inter­
esse verpflichtet werden wir auch in Zukunf.t in Verantwor­
tung vor Got.t und den Menschen unsere politischen Entschei­
dungen treffen." 

Trotz aller Propaganda wird das deutsche Volk eines Tages 
die Politik der Adenauer-CDU verurteilen, da sie seinen ele­
mentaren Lebensinteressen widerspricht, Die Behauptung, sie 
sei "dem guten Recht eines jeden" verpflichtet, ist glatte 
Heumelei; denn immer mehr setzt sich auch in Westdeutosm.­
land die Erkenntnis durch, daß gerade die CDU völliq dem 
einseitigen Interesse des Monopolkapitals und des Militarismus 
verpflichtet ist. 

Nach. dieser allgemeinen Einleitung des Kötner Manifests 
beginnt nun d ;e Adenauer-CDU ihre Forderungen zusammen­
zustellen. Zunächst: 
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.. Die Christlich-Demokratische Union will: 

die Freiheit aller Deutschen, 
den Frieden der Welt, 
die Einheit des Vaterlandes, 
die Einigung Europas, 
die atlantische Gemein.sch.aft.1I 

Daß. die . ersten drei Losungen nicht ernst gemeint sind, geht 
?ffen.slchthch aus den bei den letzten Parolen hervor: gemeint 
IS.t d ie. alte Forderung der Militaristen und Imperialisten nadl 
Embezlehung aller Deutschen in das aggressive NATO.Pakt. 
system durch gewaltsamen .. Anschluß" der Deu16chen Demo­
kratiseben Republik an die .. freie Welt" der Imperialisten. Der 
wahre Charakter dieser demagogischen Losungen wird audl in 
den daraus abgeleiteten Forderungen ersichtlich: 

"Sie fordert deshalb: 
1. Die Sicherheit unseres Staates und seiner Bürger vor jeder 

Bedrohung von außen und innen." 

Ma~ sieht : Der in der Vergangenheit von der Adenauer­
Partei so laut erhobene Ruf nach Freiheit wird jetzt eingeengt 
dureb di; Ford~run,g nadl Sidlerheit, und zwar vor jeder .. Be. 
drohung - mebt nur .. von außen · , sondern auch von innen. 
V.m. das glaubhaft zu machen, wird wieder von der .. kommu­
mstlsmen Weltrevolution" gefaselt, die den Bestand der 
.. f:eih~itlichen ~e(:tltsordnung" in der Bundesrepublik bedrohe. 
MIt Hilfe. der ubl:i.chen Lügen- und Hetzpropaganda sollen da­
d~rdl gIe~dl zwei .. Fliegen mit einer Klappe gesdllagen werden: 
emmal ~Ie Begrundu?g. der atomaren Aufrüstung im Kampf 
gege~ diese .. ~.ommumshsche Weltrevolution", zum anderen die 
Begrundu!l9 fur di.~ Notstandsgesetzgebung, um alle wirklich 
demokrattschen Kratte als "prokommunistisdl· mit Gewalt und 
Terror ausschalten zu können - und beides unter dem Vor­
wand der "Bedrohung der Sicherheit"J 

. Auf dem K~lne~ Parteitag ließ sidl Krieg'Sminister Strauß 
die Gelegenheit rucht entgehen, immer wieder von der ~Ge­
fahr aus. dem Osten" zu reden und die Gemüter der Delegier. 
ten damIt zu erregen. Er selbst gab aber indirekt zu daß eine 
solme Bedrohung gar nicht vorhanden ist, Aber d'as ist für 
Her~n Strauß n icht aus5mlaggebend. Mit der ihm angeborenen 
DreIstigkeit verkündet er: 

"Es handelt sich nicht daruI}'l, ob es 50 ist, es handelt sich 
da·rum, ob man es ~hen will und man bereit ist. auch die 
~onsequ~n zu ~Iehen ... , nämlich, daß die Sowjetunion 
me aufeeh<)rt hat, dIe politische Macht über Gesamtdeutschland 
anzustreben. "n) 

Nach Strauß kommt es also gar nicht auf die politischen Tat­
sachen an, sondern darauf, ob man seinen und den Standpunkt 

") zitiert bei: Karl-Helnz Puff. Wer Adenaue r Wühlt. Wühlt einen an­
deren, in: Union-Pressedienst (UPD), 11. Jahrgang 1961. HeIt 5. S." 
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der Militaristen teilt oder nicht. Strauß sagt aber auch, wodurch 
das .Machtstreben" der Sowjetunion .bewiesenH ist: 

"Das hat sich ... gezeigt durch Friedensvertragsangebote m 
sllwJeLIscher VorsLt:11IJu~, daren ... loruaULenu..: .h.v'::_){lstenz­
Offensiven unter Beschwörung des Geistes von Genf."18) 

Das ist nach Strauß die größte Gefahr, aber nicht für das 
deutsche VOlk, 60ndern 1ür die Militaristen. Damit ist deutlich 
geworden, daß die eDU und esu nidlt die Interessen des 
Volkes, sondern ganz offen die der Militaristen vertreten und 
propagieren. 

Im Kölner Manifest fordert die CDU weiter: 

,,2. Das Recht auf Selbstbestimmung für alle Deutschen, die 
Freiheit der Hauptstadt Berlm, die WiedervereinigWl3 
Deutschlands in Frieden und Freiheit." 

Das .. Selbstbestimmungsredlt für alle Deutsdlen a ist gegen­
wärtig zu einem der häuhgsten Sdllagwörter der Adenauerschen 
Propaganda geworden. Heute bezieht siro das Selbstbestim­
mungsrecht des deutschen Volkes aber auf Fragen, die mit 
seiner Existenz untrennbar verbunden sind: nämlich auf die 
Frage .Krieg oder Frieden" und die Frage .Spaltung oder 
demokratische Wiedervereinigung durch Verhandlungen~. Aber 
hiervon will die Bonner Regierung nichts wissen, ganz im 
Gegenteil. Sie läßt sogar die Bürger ihres Staates, die sich 
für die Verwirklichung dieses edlten Selbstbestimmungsrechte:s 
einsetzen, strafrechtlich verfolgen wegen 11 versumten Angriffs 
auf die freiheitlich-demokratische Grundordnung der Bunde6-
republik", so wie sie die von zahlreichen Bundesbürgern ge­
forderte HSelbstbestimmung" der westdeutschen Bevölkerung 
über die Abtrennung der Westzonen vom deutschen National­
verband, über den Eintritt in die NATO, über die Wehrpflicht 
und über die Atombewaffnung der Bundeswehr mit Gewalt 
verhinderte . 

Was die Adenauer·Partei in Wahrheit über die .Freiheit 
der Stadt Berlin" und über die . Wiedervereinigung Deutsdl­
lands in Frieden und Freiheit" denkt, zeigten zwei Ereignisse 
de r jüngsten Zeit: der provokatorische Besudl Adenauers in 
Westberlin und die Annahme des .Grunrlsalzprogramms der 
CDUjCSU" Mitte Juli 1961. Nidtt zufällig taumt die Forderung 
nach der .. Freiheit Berlins" gerade in den Programmen von 
1953 und 1961 auf: 1953 folgte dieser Erklärung der faschistische 
Putschversuch, und 1961 wollte man eine ähnliche Situation 
schaffen, weil in diesem J ahr die Lösung des Westberlin­
Problems überreif geworden ist und auch die Westmächte 
offensichtlich nicht daran interessiert sind, einen Krieg wegen 
Westberlin zu beginnen. Statt dessen rindet der sowjetisme 
Vorschlag, in Verbindung mit dem Abschluß eines Friedensver­
trages mit Deutschland das Westberlin-Problem zu lÖGen und 

") .zJ.liert: ebenda 
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Werstberlin den Status einer entmilitarisierten neutralen freien 
Stadt zu geben, immer mehr die Befürwortung der Weltöffent­
lichkeit. Wenn der Adenauer-CDU wirklich an der .. Freiheit 
Berlins" läge, hätte 6ie diesen Vorschlag der Sowjetunion auf­
greifen müssen. Aber das Gegenteil ist der Fall. In dem 
Kommunique über die Besprechungen Adenauers mit dem 
Westberliner Senat wird gleich unter Punkt 1 erklärt, die An­
wesenheit der Westmächte in Berlin beruhe nach wie vor auf 
den unveränderten Rechten der Alliierten79) , Adenauer podlt 
also noch 16 Jahre nam Kriegsende auf das Eroberungsredlt 
der Westmächte. Und Punkt 2 des Kommuniques besteht auf 
der "Eingliederung Westberlins in das Rechts-, Finanz- und 
WirtschaftS6ystem der Bundesrepublik" - obwohl die West­
mächte auf der letzten Genfer Konferenz selbst festgestellt 
haben, daß Westberlin kein Teil der Bundesrepublik 1st. Wie 
derartige Forderungen mit dem Selbstbestimmungsrecht der 
Westberliner Bevölkerung vereinbart' werden können, wird 
BUeb die Adenauer-Partei selbst nicht beantworten können. Aber 
eins ist klar : Die anomale Lage Westberlins soll als Mittel 
zu Provokationen gegen die Deutsche DemokIatische Republik 
aufrechterhalten werden, wobei das Besatzungsregime der 
Westmächte Rückendeckung bieten soll. 

Das "Grundsatzprogramm" der Adenauer-Partei entlarvt die 
lügnerischen Behauptungen des Kölner Manifests von .. Wieder­
vereinigung Deutsdllands in Frieden und Freiheit". In diesem 
.. 4rundsatzprogramm" wird qleich am Anfang betont, daß ganz 
Deubschland zur NATO gehören soll , für deren militärische 
Kraft "alles getan werdenN müsse. Die CDU verzichtet auf 
den deutschen Nationalstaat und auf eine nationale Politik und 
>Stellt, indem sie sich auf die Pariser Verträge beruft, fest, daß 
die Bundesregierung keine selbständigen Ent6d:leidunqen 
treffen könne, da die Westmächte hierbei .eine besondere Ver­
antwortung" übernommen hätten. Im Mittelpunkt dieses 
.Grundsatzprogramms" steht der Satz: 

"Die Uni<m hält in Ubereinstimmung mit dem Deutschland­
vertrag daran fest, in Zusammenarbeit mit unseren Ver­
'bündeten ein wiedervereinig1es D?:utschland zu scb.a.ften, das 
in die Europäische Verein.igun.g integriert ist. '<80) 

Dieser .. DeuschJandpolitik" entsprechend lehnt die Adenauer­
Partei jede Verhandlung über den Absdlluß eines Friedens­
vertrages mit Deutschland und über eine demokratische Lösung 
der DeutsdJ.landfrage ab. Auf dem Kölner Parteitag gab Außen­
minister von Brentano dieser starren Haltung mit folgenden 
Worten Ausdrudc: 

"Deutschland ist ein Teil der freien Welt, die Bundesrepublik 
ist es heute, und das wiedervereinigte Deutschland wird und 
muß es morgen sein. Darüber wird und darf es keine Verhand­
lungen geben. Und wer Verhandlungen darüber anbietet, muß 

"} Neues DeutsChland, 16. Jahrgang, Nr. 191 vom 13. Juli 1961. S.l 
,,) ebenda. Nr. 192 vom 14. Juli 1961. S.l 
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sich der ungeh~llren Gelahr bewußt sein, die in einem solchen 
Angebot liegt. '<81) 

Ganz Deutschland soll der NATO unterstehen - so sieht 
das von der Adenauer-CDU geforderte .. Recht auf Selbst­
bestimmung für alle Deutschen" in der Praxis ausl Diese 
wahren Absichten werden sebon in -der nächosten Forderung des 
Kötner Manifests deutlicher: 

,,3. Die Einigung Europas und den. Ausbau des atlantischen 
Bündnisses. " 

Das ist die Forderung nadl der politischen, wirtschaftlichen und 
militärismen Vorherrschaft der westdeutschen Imperialisten und 
Militaristen in der EWG und der NATO. 

Im Vergleich zu dieser eindeutig antinationalen politismen 
Haltung trägt die nächste Forderung nur demagogischen 
Charakter und soll angesichts der verstärkten atomaren Auf­
rüstung zur Beruhigung dienen : 

,,4. Die allgemeine kontrollierte Abrüstung, einschließlich aller 
Atomwaffen." . 

Aber gerade das will die Aden.auer-Partei nidltl Kriegs­
minister Strauß fordert von allen Politikern Westdeutsch lands 
am lautesten die atomare Bewaffnung und die Unterordnung 
des gesamten gesellschaftlichen Lebens unter die Militaristen; 
so auch auf dem Kölner Parteitag : 

" .... im urunittelbarsten, engeren Sinne des Wortes . . . mögen 
Verteid'igungslasten sterile und unproduktive Laswn sein. 
Aber die Aufbringung dieser Lasten ist die Voraussetzung 
dafür, daß die Wirtscha:lt normal reagieren kann."8'2) 

Auf seiner Reise in die USA ·im Juli 1961 hat Strauß gegen­
über USA-Außenminister Rusk, Kriegsminister McNamara und 
anderen Politikern und Militärs die Hauptforderungen der 
westdeut&hen Militaristen vorgetragen: Bonn sei entschlossen, 
die ~Berlinkrise bis zur letzten Konsequenz zuzuspitzen" und 
die WestmädIte mit hineinzuziehen; der NATO-Rüstungsplan 
Me 70 müsse weiter erfüllt und durch ein Nachfolgedokument 
ab 1962 ergänzt werden; die weitere Atombewaffnung der 
Bundeswehr soll durch amel'ikanism-deut&<he Zusammenarbeit 
vorangetrieben werden83). Somit ist die im Kötner Manifest er­
hobene Forderung nadI "Abrüstung einschließlich aller Atom­
waffen M ein glattes Betrugsmanöver. 

Die nächste außenpolitisdIe For-derunq ist insofern be­
merkenswert, weH sie erstmalig in einem CDU·Programm auf­
tritt: 

,,5. Die gernein.same Rille der :freien Welt für die Entwick:-
lungsländer." 

---
lI) Deutschland-Union-Dienst, a. 8. 0 .. Nr.80 vom 26. April 1961. S.4 
$I) zitiert bei: Hermann KalblAdolf Nlggemeier/Karl-Helnz Puff. Weg 

und Ziel der Adenauer·COU - Zu einigen Fragen ihrer antinati0-
nalen Politik. Hefte aus Burgscheidungen Nr. 58. S.9 

11) Neues Deutschland, Nr. 193 vom 1.5. Juli 1961, S.2 
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Hier zeigt sich, wie stark der weshleut'scile Imperialismus sich 
wieder fühlt. Wie in der Vergangenheit, begnügt er s ich auda 
jetzt nicht mehr mit wirtschaftspolitisdler Hegemonie in West­
eur?p~, ~ondem streckt seine Finger nach den infolge der im­
perialistischen Kolonialherrscbafl .. unterentwickelten" Ländern 
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas aus. Da ihm die alte 
kolonialistische Eroberungspolitik nicht mehr möqlich ist, ver­
sucht er sein Ziel über wirtsdlaftlidle und poIitisme Bindunqen 
der jungen Nationalstaaten an das westdeutsche Finanzkapital 
zu erreichen. Außenminister von Brentano kennzeidlOete d ie 
Haltunq der Bundesregierung zur .. EntwiddungshiIfe" mit 
folgenden Worten: 

"Ich karnn mit aller Klarneit feststellen·, daß die Entscheidun­
ge~ tiber Art, Ausmaß und Ort uJllSerer Entwicklungshilfe 
wettgehend von polit.i."'('ren Erwägun!ZEm bestimmt werdof'n 
yn.ser In~se an Ländern •. : . in denen wir beobachten. dan 
Ih~ Verhaltnis zu UO.s von einer übereinstimmenden Beur­
tellung der weltpolitischen Vorgänge bestimmt wird. ist größer 
.als bei den anderen, die den entgegengesetzten Weg 
nehmen. 'oRl) 

Diese Ausführungen von Brentanos wurden dunn Staats­
sekretär Westridc erCJänzt, der sidl über die Bedingungen 
der .. Entwicklungshilfe- äußerte: 

"Die den Entwicklungsländern eingeräumte Dispooltlonsfret­
he;~ ltilt mtr E<€2:enüber .<:.Qlchen Staat~n. die das Prinzip des 
freIen Wettbewerbs anerkennen .. . Mit anderen Worten: Ein­
käufe im Ostblock sind ausgeschlossen."8.}) 

Es geht also aar nicht um eine "Entwidclunoshilfe- für die 
junnen ~ationalsti\i'Iten, sondern um den Profit und ru.e w irt­
sdlaftlidte und politische Mamt der Imperialisten. 

Der 7.we i te Teil dpc; Kö lni'!r Manifests wendet sich der Sozial-
und Wirtschaftspolitik zu. Zu Beginn heißt es: 

"Die Christlich-Demokratische Union will 
die Freiheit des Bürgers, 
die Förderun~ der Familie, 
die freie Entfaltung der GeselLschaft, 
Eigentum für jede n und Wohlstand für alle 
soziale Ordnung in 'Stadt und Land.· • 

DflS ist fast wörtlich die W'iederho1uno der Parole aus dem 
Hamburoer Manifest 1957 - ein Zeichen mehr, daß diese 
noch nicht verwirklicht worden waren. Wir haben schon bel 
der Behandlunq der .. SjdJerhe;ts"~Fordenm('Jen deT CDU dar­
auf hinp-ewiesen. wie die Freiheit des Bundesbümers immer 
mehr durch die Notostandspcsetzqebunq einqeenQt wird und wie 
von einer MfTeien EntfaTtunfl der Gesellc:maft- heute in keiner 
We:c:e mehr rresprod'>PTl werrlen kann. Betrachten wiT kurz die 
tn diesem Teil qes Kölner Manifests erhobenen Forderungen: 

") 2.ttle~ bei: MItrUn C~rlus . Fall Top'o entlarvt Bonner .. EntwICklun~!';-
hilfe in: UnionMPl'essedienst (UPD? 11 Jahrg 1961 Heft Ii S 11 .) ebenda •. .• .' 
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.. Sie fordert deshalb 
1. die Weiterführung der sozialen Marktwirtschaft. 

die Beseitigung jeder marktwidrige.n Konzentration, 
die Stärkung des Mittelstandes und der Landwirtschaft. 
die weitere Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge, 
slabiles Geld und gesunde Währung, gesichertes Sparen 
und weit gestreutes Eige ntum; 
Weiterführung der Sozialreform, des sozialen Wohnungs­
baues, des Prämiensparens und der Volksaktie." 

Das alles ist schon in den früheren Wahlprogrammen der 
Adenauer~Partei zu finden und bietet nimts Neues. Und wie 
früher sind auch jetzt diese Forderungen nimt ernst ge meint. 
Das zeigte sich bereits auf dem Kölner Parteitag seIhst, als 
Wirloschaftsminister Erhard "dem Walten und Wirken eines 
freien Unternehmertums als unentbehrlicher Institu tion jeder 
Marktwirtschaft" das Wort redete und von dem kleinen Unter­
nehmer und dem Mittelstand die Einsicht verlangte, daß seine 
Freiheit den "Mut zur Bewährung im Wettbewerb mit allen 
Chancen und Risiken" einschließe - und das angesichts der 
großen Profitgier und der Riesenmamt der MonopoleBG)I Und 
so empfahl Erhard wieder "MaßhaltenM, "Sparen" bei "anerM 

kannt niedrigem Sparvermögen der breiten Sdlichten" und 
_Konsumverzicht" als probates Mittel zur • Verbesserung N der 
sozialen Lage der Arbeiter. Daß er kein€fS.wegs daran interM 
essiert ist, diese Lage wirklich zu erleichtern, geht aus folgen­
den Sätzen hervor: 

"Was würden unaufhörlich gesteigerte Löhne nützen, wenn 
dergestalt die allgemeine Kaufkraft immer weiter absinkt 
und am Ende die Stabilität der Währung z-errüttet, die Stetig­
keit der wirtschaftlichen Entwicklung gestört wird?'<87) 

Erhard wird sekundiert von Arbeits~ und Sozialminister 
Blank, der sidJ. gegen die Wiedereinführung einer Mindestrente 
und zum Krankenversicherungsrecht mit folgenden Worten 
äußert: 

"Sozialpolilik durch eine möglichst .stroße Staatsbelastung be­
treiben zu wollen, bedeutet. gegenüber der großen Mehrheit 
der Aroc'itnehmer und Rentflo~r unl50zial zu handeln . . . 
Die Folge wird jetzt sein, daß notwendige Verbesserungen im 
Krankenversicherungsrecht von den Versicherten mit noch 
höheren Beiträgen bezahlt werden müssen."88) 

Das bedeutet: Wenn die Arbeiter besser leben wollen, mögen 
sie es selbst bezahlen; aber die "Stetigkeit der wirtschaftlichen 
Entwicklung", also die Stetigkeit des Steigens der Profite darf 
nicht gestört werden. 

Die nädlsten Forderungen enthalten wieder eine Menge von 
Versprechungen als Lockmittel für die Stimmabgabe zugunsten 
der CDU/ CSU: 

10) Hermann KalbJAdolf Niggemeler'Karl-Heinz Puff. a. a. 0., 5.15 
fT) Deutschland~Union-Dlenst. Nr.79 vom 25. April 1961, 5 . :1 
If) ebenda, Nr.82 vom 28. April 1961. 5.213 
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,,2. ~lide Ausbildung unserer Jugend von der Volksschule 
b,lS ~ur Universität" A usbau d er Bildungs- und Forschungs­
e m rIchtungen, familienge rechte Förderung aller Begabten 
VOn der Fadtschule bis zu den wissenschaftlichen Hoch­
sch!-llen durch Stipendien und Darlehen, fü r jeden clie 
gleIche Chance nach Begabung und Neigung. 

3. Stärkung d~ .,Familie , Au.s~au des Kinde;geldes. Ent­
la~tung ,der Mutter, Sorge lur die Alten, Förderung d€s 
El.g€nh~es und der Eigentumswohnung, f amiliennahe 
Kmdergarten und Spielplätze. 

4. Bau von Sportplätzen, Turnhallen und S chwimmbädern 
nach dem .Goldenen Plan', Schaffung und Pflege von Er­
holungs_ und Wandergebiet~n. 

5. Um!as~de Raumordnung, Erneuerung unserer Städfe 
und Dor.f,?:r., Entlastung d er .. Ba~~ungsgebiete, H-erabs-etzung 
der Wohndlcllte, Ill€br Gruntlachen in unseren Städten, 
V~rbe~.ung der Verk€hrs- und StraH.znverhältn isse, 
Larmbekämpfung, Reinhaltung von Luft und Wasser." 

Die Punkte 2 und 3 bieten absolu t nichts Neues sie sind 
ebenfalls eine Wiederholung der Verspremungen vod 1953 und 
1957, und es ~est~ht nicht d i~ mindeste Veranlassung, anzu­
nehmer:t, daß s~e diesmal verwirklicht werden würden. Daß d ie 
propagIe r te Forderung des Eigenheims und der Eigentums­
wohnung letztlich ein Betrugsmanöver an den westdeutschen 
Ba usl?arern darstellt, bestätigte ein Artikel in ~Die Zeit· vom 
7. J~l1 19.61 unter der Uberschrift: ' ~Der geprellte Bausparer". 
Dann heißt es: 

"Ein Quadratmeterpreis von 50 DM ist denn auch in groß­
stadtnaher Lage he ute durchaus die Reg'21, wobei in ,besseren' 
'Y0hngegende n Preise von 100 bis 150 DM keine &ltenheit 
s~nd. ~n einem Taunusdorf. 25 km von Frankfurt entrernt, 
sm~ die Baulandpreise in den letzten heiden Jahren (Stopp­pr:eIS 3 DM) von ..,schwarz' 10 auf offizie ll 25 DM gestiegen. 
Hm~u kommen bei eilnem 1000 qm gro&n Grundstück Auf­
schließungskosten in Höhe von 8000 DM so daß der Bau­
willige allein für Grund und Boden 33000' DM bezahlen muß 
- und das draußen auf doem Lallde. Für die nach dem Woh­
nu.ngsbaugeselz besonders begütlBtigteD Bevölkerungskreise 
(Emkomm02nsgrenze monatlich 750 DM) sind das auf jeden 
Fall unerschwingliche Preise."1ID) 

Die Punkte 4 und 5 stellen mit ihren VerspredlUngen eine 
Gegenmaßnahme ZUr Wahlpropaganda der SPD dar. Diese hat 
ja grundsätzlich keine Alternative zur CDU aufzuweisen nach­
de~ ihre .. re,chte Führung mit dem Fron16tadtchef Brandt ~n der 
SpItze volhg auf den ve r1).ängnisvollen, anti nationalen poli­
tfschen Kurs der "Ma nnschaft" um Adenauer eingeschwenkt ist. 
S ta tt dessen versuchte sie für sich Stimmunq zu madten durm 
soJch~. Versprechungen wie Senkung der Unfallziffern ~rei ne 
Luft uber dem Ruhrqebiet" und ähnlidJe. Deshalb n~hm die 
~::~Partei solme Forderungen auch in ihr Kö lner Mani-

.) z.tUert in: Argumentation Nr.46 vom 11. Jull1961, a. a. 0 .• S.3 
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fest auf, um der SPD~Wahlpropaganda den sowieso schon 
schwachen Wind vollends aus den Segeln zu nehme n. 

Nach alledem wird im Kölner Manifest am Schluß der west-
deutsdle Wäb,ler beschworen : 

"Die Erfolge unseres Volkes unter der Führung der Union 
sind jedem sichtbar. 
We r das Erreichte nicht aufs Spiel setzen. wer un.sere ZukUnft 
sichern und wer de n Weg naCh oben welt.ergenen \VIH, 
wählt die ChriBtlich-D....~okratische Union Deutschlands." 

Tatsächlich sind die .Erfolge" der Politik de r Adenauer­
Partei jedem sichtbar ge worden, de r mit offene n Augen die 
politische Entwiddung verfolgt. Es ist na<;h dem ~ullesschen 
Vorbild eine Politik am Abgrund des Kneges, die von den 
Vertretern der Adenauer~Partei betrieben wird. Wie ein Hohn 
wirken dagegen die zentralen Wahlparolen für 196 1: "Das Er­
reimte n ich t aufs Spiel setzen[" und "Die Zukunft sidlern[" 
Die<>e Parole gilt nach allen bisher getroffenen Festslellungen 
nicht für die einfachen Werktätigen. Das von ihnen "Erreichte" 
wird von der Adenauer-Partei nicht nur aufs Spiel gesetzt, 
sondern systematisch abgebaut. Das bezieht sich auf die 
sozialen Leistungen ebenso w ie auf den Leben~6tandard und 
d ie bürger~ich~ demokratischen Grundrechte. Wäre sie bestrebt, 
die Zukunft zu sichern, so müßte sie sich in erster Linie um 
den Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutsch land be~ 
mühen. Aber gerade davon ist nichts im Kölner Manifest ent­
halten. Die ausgegebenen Wahlparolen gelten ausschließ lich für 
die Stützeri der Bonner Gesellschaft: die reaktionären westdeut­
schen Imperialisten und die aggressiven revanchelüsternen 
Militaristen. Deren Zukunft zu sichern - darum geht es der 
Adenauer~Parteil 

Für die Politik dieser Partei und die gegenwärtige Situation 
in Westdeutschland trUft genau die Einschätzung zu, die die 
Kommunistische Partei d er Sowjetunion im Juli 1961 im 
Entwurf ihres großen Programms über die Krise des Welt­
kapitalismus gegeben hat: 

"Die amerikanischen Monopole und ihre engli.s<:hen und fra rn­
zösi&ehen Verbündeten fördern unverblümt das Wieder­
erstehen des westdeutschen Imperialismus, der zynisch 
Revanche- und Annexionsziele ve.rkündet und einen Krieg 
gegen die BOzialistische n Staaten und a'Ildere europäische 
Länder vorbereitet. Im Herzen Europas wird e in g.efäh rlk:her 
Aggressionsherd wEederhergestellt. der den Frieden und dle 
Sicherhe it aller Völker bedroht ... 

Das Monopolkapital ke hrt ~in reaktionäres, antidemokrati­
sches Wesen immer deutlicher hervor. Es finde t sich nicht 
einmal mit den früheren bürg02rlich-demokratis::hen FreiMiten 
ab, wenn es sie auch demagogisch proklamiert .. . 

Die imperialistischen Ideologen tarnen die Diktatur des Mono­
polkapitals mit heuchlerischen Losungen von Freihe it und 
Demokratie ; sie erklären die impenallstischen Staaten zu 
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Ländern der ,freien Welt' und geben die herrschzonden bürg-er­
l ieh Kreise für Gegner jeder D;ktatur aus. Tn Wirklichkeit 
bedeutet Freih02it in d.z.r imperialistiFcllen Welt ledigiich die 
Freiheit der Ausbeutung der Arbeit-erklasse und des schsffen­
den Volkes n;cht nur dec; eigenen Landes sondern auch aller 
and'?ren Länder, die unter die eiserne Ferse der Monopole 
ge raten. 
Die Bourgeoisie .streicht mit aUen Mitteln den angeblichen 
demokratischt:>..1l Charakter ihres Wahlsystems heraus und 
preist besonders das Vorhandensein mehr-2rer Parteien und 
die M"~1ichi{ei t, eine Vielzahl vo., Kandidaten ~ufzustellen. 
In Wirklichkeit geben die Monopolherren den Vo'kc;massen 
keine Mö~lichkeit, ihren Will€n zu äußern und wirkliche V€r­
teidiger ihrer IntereS.9.."'n zu wählen. "00) 

1945 haben die Christlichen Demokraten Wesldeutschlands in 
Kö1.n ihren politischen Weq mit Losungen der Demokratie, der 
Friedensliebe, des Antifasdlismuos, des Antimilitarismus und 
des Antiimperialismus an!1elreten. 

1961 demonstrierte d;e Christlich-Demokratische Union West­
deutschlands in Köln die Politik der Stärke, des Krieges, des 
Militarismus, des Imperialismus und des wieder erstarkten 
Fasdlismus. 

Die Gegenüberstellunq dieser beiden Kölner TaQun!1en und 
der dort verabsdliedeten Proaramme veranschaulicht, welchen 
ausgesprochen reaktionären Weg diese Partei in den 16 Jah­
ren ihrer Eyjstenz einaeschlaoen hat, wie rüdcsidltslos und zu­
gleich wie demaqoqisdl sie die Interetisen ihrer Auftraggeber 
ge!1en die Interessen des Volkes durchgesetzt hat. 

Das Programm der KPdSU daQe<1en zeigt ebenso wie die 
Stärke unserer Deutschen Demokrat ischen RenlJblik und die 
Gesdl'oo.senheit ihrer Bevölkerunq, daß die Bäume der Im­
perialisten .nimt in den H'mmel wamsen und ihre Pläne Jetzt­
lich zum Scheitern verurteilt sind, Vleil immer mehr Menschen 
den wahren räuberischen Charakter des Kanitalismns erkennen 
und im Wesen ,md in der Politik der sozialistisdlen StC\aten die 
L&5.nnn der sozialen wie der nationalen Frage der Völker ver­
wirklicht sehen: 

"D:e MOf'onolbouf.J!eo1sie kann dem un"'ufhalt."'~men (;ang der 
pesehichtPchen F;,..,otwicklun~ nicht einmal mit Kernwaffe'1 Eln­
.hJ'ilt .IlEb:eten. Die Menschheit hat dac; wahre Antlitz des 
K~nitqli!':mus erk"'nnt ... Die MeIl6Chheit k<\nn und wird sich 
nicht mehr mit dem historisch üb-...<>rlebten System des Kapita­
lismus abfinden. 
Die inloernation,'O/ le revolutionäre ~w~n~ der Arbeiterklasse 
hat wellhi<:toriscre Sieee errungen. Ihre wichtie;.<:le Errungen­
schaft ist das sozialisti.cx:he Weltsystem. D,s 8f>i.<:Di~l des SiEJ;!;­
reichen Sozialismus übt einen revolutionären Einfluß auf die 
'\J1"r,...t"ticrp.., der k~nitJ'lli<:ti<:,...h"'" Welt ~u~. l-v:>"'''';c;tert sie zum 
Kampf gegen d€n Imperialismus und erleichtert in unge­
heurem Maße die Bedingungen dieses Kampfes."!ll) 

") N'eue~ n"'utsdlland. 16. Jahrgang, Nr. 2.10 vom 1. August 1961, S, f 
") ebenda, S. 5 
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Im Gegensatz zu den Wahlparolen der Adenauer-CDU zeigt 
der Deutsche Friedensplan eine Alte rnative, die auch den 1n­
teressen der ehrlidlen dlristlimen Bürger Westdeutsdllands 
entspridlt92). Seine Forderungen nadl der Bildung einer Deut­
schen Friedenskommission aus Vertretern der Parlamente 
beider deutsdler Staaten, die Verhandlungen führen sollen über 
deutsdle Vorschläge zum Friedensvertrag und über ein Ab­
kommen des guten Willens zur Verbesserung des Verhält­
nisses zwischen bei den deutschen Staaten, werden das herbei­
führen helfen, was die Adenauer-Partei ihren Wählern zwar 
jedesmal verspricht, aber nie verwirklichen will: Frieden, Frei­
heit, Selbstbesl:immung und soziale Sidlerheit in ganz Deutsdl­
land. 

.=) Neue Zeit, 17. Jahrgang, Nr. 156 vom 8. Juli -1961, S.l/2 
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